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107. Plenarsitzung des Landtags
Rheinland-Pfalz am 11.11.2015

Die Sitzung wird um 14:00 Uhr vom Présidenten des Land-
tags eréffnet.

Prasident Joachim Mertes:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich darf Sie zur 107. Plenarsitzung
herzlich begrien und zugleich, bevor wir in unsere Arbeit
eintreten, Sie bitten, sich von Ihren Platzen zu erheben.

(Die Anwesenden erheben sich von ihren
Platzen)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der ehemalige
Bundeskanzler Helmut Schmidt ist mit 96 Jahren verstor-
ben. Wir alle kennen seinen Werdegang. Wir wissen, wie
er gedacht hat, was er fir dieses Land getan hat.

Wir wissen auch ganz genau, dass er ein Partner unserer
Nachbarn war. Ich habe es noch genau im Kopf, wie er
sagte, Frankreich und Polen sind unsere Nachbarn, und
wir missen mit beiden gut auskommen.

Er ist nun verstorben und hinterlasst uns die Aufgabe, ge-
nau das zu tun, mit unseren Nachbarn gut auszukommen,
auch mit den anderen, den Beneluxlandern und allen, die
mit zu unserem europaischen Kulturraum gehéren.

Danke schdn, dass Sie sich von lhren Platzen erhoben
haben.

(Die Anwesenden setzen sich wieder auf
ihre Platze)

Meine Damen und Herren, die Arbeit beginnt damit, dass
ich Thnen mitteile, dass die schriftflihrenden Abgeordneten
Marcel Hirter und Martin Brandl sind. Herr Abgeordneter
Hurter fUhrt die Rednerliste.

Entschuldigt sind die Abgeordnete Anna Neuhof sowie
die Staatssekretére Herr Dr. Griese, Herr Hiser, Herr Dr.
Kopf sowie die Staatssekretarin Frau Raab, die jeweils in
Amtschefkonferenzen unterwegs sind.

Geburtstage hatten wir auch zu feiern: Am 26. Oktober
hatte unsere Kollegin Frau Wieland Geburtstag. Herzlichen
Glickwunsch zum Geburtstag und einen guten Weg auf
das nachste runde Datum.

Frau Gottstein hatte am 1. November Geburtstag, auch fiir
Sie einen schdnen weiteren Weg.

Guido Ernst hatte am Montag seinen 65. Geburtstag ge-
feiert. Herzlichen Glickwunsch und Gesundheit fiir die
nachsten Jahre fiir Sie!

(Beifall im Hause)

Meine Damen und Herren, die Drucksache zu Punkt 14
der Tagesordnung ist fristgerecht verteilt worden. Ich frage
Sie, ob es zur Feststellung der Tagesordnung noch Win-
sche gibt. — Wenn das nicht der Fall ist, dann ist sie so
beschlossen.

7060

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung mit dem ersten Thema
auf:

AKTUELLE STUNDE

Rechtspopulismus und Rechtsextremismus
entgegentreten — Zivilgesellschaft in Rheinland-Pfalz
stérken
auf Antrag der Fraktion der SPD
— Drucksache 16/5800 —

Fur die SPD-Fraktion spricht Herr Kollege Schweitzer.

Abg. Alexander Schweitzer, SPD:

Guten Tag, meine Damen und Herren, sehr geehrter Herr
Prasident! Vielen Dank fir die Gelegenheit, dass wir uns
zu Beginn dieser Plenarsitzung in einer Aktuellen Stunde
darlber unterhalten kdnnen, wie wir gemeinsam Beitrage
dazu leisten, dass Zivilgesellschaft stark bleibt und wenn
moglich gestérkt wird, wenn es um ein Phdnomen geht,
von dem wir in diesen Tagen leider nicht mehr sagen kon-
nen, es ist ein Randphanomen, namlich das Phanomen
des erstarkenden Rechtspopulismus und des Rechtsextre-
mismus.

Meine Damen und Herren, ich hatte in diesen Tagen, wie
Sie alle, Gelegenheit, mit Schiilerinnen und Schiilern am
9. November, am Schulbesuchstag zu diskutieren. Man
geht aus diesen Gesprachen ermutigt heraus. Man geht
aus diesen Gesprachen heraus und sagt, da war viel Kom-
petenz und Bereitschaft, sich auf politische Themen einzu-
lassen, viel persénliches Engagement und auch die Még-
lichkeit des kritischen Nachfragens und des kritischen Aus-
tausches.

Man koénnte also vermuten, es kann nicht schlecht be-
stellt sein um die Zivilgesellschaft, und gleichzeitig sieht
man, dass, zum Gliick nicht in Rheinland-Pfalz, aber doch
andernorts in anderen Bundeslédndern und — lassen Sie
mich das sagen — beim besten Willen nicht nur im Osten
Deutschlands — wir sollten vorsichtig sein mit Zuweisun-
gen wie, im Osten Deutschlands sind die Menschen we-
niger demokratisch als im Westen Deutschlands —, sich
Demonstrationsziige durch die Innenstédte ziehen, die von
Fremdenfeindlichkeit und Menschenfeindlichkeit — so will
ich es nennen — gepragt sind. Das muss uns alle aufritteln
in diesen Tagen, meine Damen und Herren.

Ich will schon sagen, dass wir, wenn wir die bundeswei-
ten Trends, die Demoskopen erheben und uns regelméBig
présentieren, anschauen, sehen, dass in diesen Tagen, in
diesen Wochen offensichtlich Verunsicherung im Land ist.
Wir nehmen zur Kenntnis, dass die beiden demokratischen
Volksparteien offensichtlich an Bindekraft in Deutschland
verlieren — ich sage das ganz offen; das betrifft die meine
genauso wie die Union — zugunsten von Kréaften, die sagen,
wir kommen mit den einfachen Lésungen, wir kommen mit
den einfachen Weltvorstellungen, wir kommen mit den ein-
fachen Schemata, wie wir Welt betrachten, und versuchen
aufzufangen, was an Verunsicherung da ist.

Ich nehme deshalb auch die vermeintlich guten Umfrage-
werte von Parteien wie der AfD als Weckruf an die Demo-
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kratie, auch an die demokratischen Parteien der Mitte. Wir
gemeinsam sind gefordert, daftir zu sorgen, dass diese
Krafte weder in Rheinland-Pfalz noch in anderen Land-
tagen und schon gar nicht perspektivisch im Deutschen
Bundestag die Gelegenheit haben, parlamentarisch den
Unsinn zu erzéhlen, den sie heute auf den StraBen und
Platzen in Deutschland erz&hlen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall im Hause)

Erlauben Sie mir bitte, dass ich auch in der kurzen Rede-
zeit, die mir zur Verfligung steht, so differenziert an das
Thema herangehe, dass ich sage, ja, es gab an diesem
Montag eine Veranstaltung in der Friedrich-Ebert-Stiftung,
an der ich Gelegenheit hatte teilzunehmen. Da haben uns
namhafte Politikwissenschaftler und Journalisten deutlich
gemacht, dass wir bei der AfD in den letzten Monaten eine
Radikalisierung hatten. Das ist nicht mehr die national-
konservativ neoliberale Partei, wie sie Lucke und Henkel
versucht haben zu griinden, sondern da gibt es inzwischen
Kréfte, einzelne noch, aber deutlich wahrnehmbare Kréfte,
die Briickenkopf ins rechtsextreme Lager darstellen. Wenn
ein Herr Hoécke die Aussagen tétigt, die er tatigt, dann sagt
ein Politikwissenschaftler auf diesem Kongress, das ist
vélkisch-nationalistisch.

Meine Damen und Herren, darum sage ich denen, die
sagen, ich will eine solche Kraft starken, damit die in der
Mitte, die ,Altparteien” endlich wach werden: Schaut euch
genau an, wem ihr folgt. Das ist nicht einfach nur harmlos.
Bleibt im Diskurs mit uns, und wir bleiben im Diskurs mit
Burgerinnen und Birgern. Wir fordern sie auf, uns ins Ge-
sicht zu sagen, was sie stort, was sie umtreibt, damit wir
auch die Menschen in die demokratischen Krafte einbin-
den.

Meine Damen und Herren, das ist eine gemeinsame Auf-
gabe, ich betone, eine gemeinsame Aufgabe. Nicht alle,
die denen nachfolgen, wahrscheinlich noch nicht einmal
die Mehrheit und wahrscheinlich auch noch nicht einmal
alle, die schon Mitglied sind bei der AfD, sind Rechtsradi-
kale, aber wenn ich mir AuBerungen von einem Landes-
vorsitzenden der AfD in Nordrhein-Westfalen anhére, der
sagt, man muss auch mit dem SchieBbefehl auf Fliicht-
lingsfamilien an den AuBengrenzen zugehen, dann ist das
nicht konservativ, sondern menschenfeindlich, und es hat
im demokratischen Miteinander eine klare offensive Aus-
grenzung verdient, und die ist eine gemeinsame Aufgabe,
meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall der SPD und bei dem BUNDNIS
90/DIE GRUNEN —
Glocke des Prasidenten)

Ich habe die aktuellen Debatten, die Starke dieser AfD
zum Anlass genommen, einige Vorschlage zu formulieren.
Der Sitzungsprasident gibt mir die Gelegenheit, das in der
zweiten Runde zu wiederholen.

Danke schon.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)
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Prasident Joachim Mertes:

Herr Abgeordneter Lammert, Sie haben das Wort.

Abg. Matthias Lammert, CDU:

Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunachst freuen wir uns,
dass Sie das Thema heute als Aktuelle Stunde aufgesetzt
und eingesetzt haben; denn wir haben bereits letzte Wo-
che einen eigenen Antrag an das Plenum gebracht, der
morgen beraten wird ,Effektives Vorgehen gegen Rechts-
extremismus”. Deshalb passt das heute sehr gut.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in diesem Jahr
haben politisch motivierte Straftaten leider auch bei uns im
Land zugenommen. Insbesondere — das ist schon erwéhnt
worden — die Rechtsextremisten nutzen die derzeitige Asyl-
situation aus, um ihre menschenfeindlichen Parolen zu
verbreiten. Dabei wird auch vor Gewalttaten leider nicht
zurlickgeschreckt. Die Bilder von brennenden Asylbewer-
berunterkinften sind uns vor Augen. Auch den Brandan-
schlag in Limburgerhof will ich noch in Erinnerung rufen.
Auch das war sicherlich eine schlimme Geschichte.

Aber auch im Internet nutzen gerade Rechtsextreme in
lange nicht mehr dagewesener Schérfe die verschiedenen
sozialen Netzwerke und Plattformen, um Uber Fllchtlinge
und Auslander zu hetzen.

Auf den PEGIDA-M&rschen wird offen Hass verbreitet und
sogar zum Teil von Teilnehmern der Tod von flihrenden
Mitgliedern der Bundesregierung gefordert, und es werden
nationalistische und fremdenfeindliche Parolen gegrolt.

Wir darfen nicht zulassen, dass Hetze gegen Auslander
und Flichtlinge ohne Konsequenzen hingenommen wer-
den.

(Beifall der CDU und bei SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir diirfen auch
nicht zulassen, unsere mihsam erkdmpften Werte Hass-
predigern und Hetzern aus dem rechtsextremistischen Be-
reich zu opfern. Hier missen wir selbstversténdlich auch
als Zivilgesellschaft deutlich machen, dass wir solche Ten-
denzen in keiner Weise tolerieren.

(Beifall der CDU und bei dem BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Es ist uns deshalb auch wichtig und ein gutes Signal, dass
bei diesen Montagsméarschen nicht nur in Dresden, son-
dern auch an anderen Orten Gott sei Dank immer wieder
viele andere Tausende Menschen auf die Straf3en gehen,
um gegen Fremdenfeindlichkeit zu demonstrieren. Auch in
vielen anderen Bereichen des taglichen Lebens kann man
feststellen, dass Rechtsradikalismus und Auslanderhass
nicht der Meinung der gro3en Mehrheit der Blrgerinnen
und Birger entsprechen.

Fremdenfeindlich motivierte Straftaten und AuBerungen
verlangen auf der anderen Seite eine unnachgiebige und
konsequente Antwort unseres Rechtsstaats. Wir missen
hier klare Zeichen nach aufBen setzen, dass unser Staat
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wehrfahig ist und solche Taten in keiner Weise duldet.

(Beifall der CDU und des Abg. Dr. Dr.
Rahim Schmidt, fraktionslos)

Um die Vielzahl an Straftaten zu verfolgen, ist eine gute
Ausstattung des Verfassungsschutzes in unserem Land un-
abdingbar. Nur ein gut aufgestellter Verfassungsschutz hat
die Méglichkeit, Rechtsextreme zu liberwachen und frih-
zeitig Straftaten zu verhindern; denn das rechtsextreme
Milieu agiert bedauerlicherweise tiberwiegend im Verbor-
genen.

Wir haben in diesem Zusammenhang, wie ich bereits er-
wahnt hatte, einen Antrag eingebracht, den wir morgen
beraten werden. Deswegen freue ich mich, dass Sie die-
ses Thema aufgegriffen haben. Wir freuen uns naturlich,
dass Sie damit unser Ansinnen unterstitzen und Sie unse-
rem Antrag sicherlich morgen zustimmen werden.

(Beifall bei der CDU —
Carsten Pérksen, SPD: Immer langsam!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unser Verfas-
sungsschutz muss ausreichend Mittel zur Verfligung ge-
stellt bekommen. Hier wurde leider in den letzten Jahren
insbesondere in personeller Hinsicht, &hnlich im Ubrigen
wie bei den anderen Sicherheitsbehérden, kein Schwer-
punkt gesetzt. Die Arbeit des Verfassungsschutzes ist nicht
nur von nicht zu unterschatzendem Wert, sondern hier geht
es vor allem darum, dass der Verfassungsschutz die Mog-
lichkeiten hat, friihzeitig solche Strukturen zu erkennen.

Wir brauchen aber auch die Kriminalpolizei. Auch sie muss
personell gut aufgestellt sein, damit fremdenfeindlich mo-
tivierte Straftaten schon im Vorfeld kontrolliert und dann
entsprechend verfolgt werden kénnen.

(Beifall der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bedauerlicher-
weise fehlt es auch in diesem Bereich gerade jetzt in der
aktuellen Situation bei der Polizei an ausreichendem Per-
sonal und ausreichenden Kréaften.

Zum anderen brauchen wir aber auch — denn nur dann
kann man effektiv gegen Rechtsextreme vorgehen — eine
ordentlich ausgestattete Strafverfolgungsbehdrde. Gerade
die Verfolgung von Straftaten, die in sozialen Netzwerken
begangen werden, setzt ein hohes Maf3 an Personlauf-
wand voraus.

(Christian Baldauf, CDU: Das ist wohl
wabhr!)

Hier passt es bedauerlicherweise genau nicht ins Bild,
wenn die Landesregierung die Stellen in der Justiz weiter
reduziert.

(Christian Baldauf, CDU: Genau!)

Ein wehrhafter Rechtsstaat benétigt auch eine effektive
Justiz, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU —
Christian Baldauf, CDU: Genau!)
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Eine Schwachung auf der einen Seite bedeutet stets auch
eine Schwachung auf der anderen Seite.

(Glocke des Prasidenten)

Deswegen diirfen bei Staatsanwaltschaften und Gerichten,
die schon jetzt zum Teil Uberlastet sind, keine weiteren
Stellen abgebaut werden.

Das war es zunachst einmal in dieser Runde.

Vielen Dank.

(Beifall der CDU)

Prasident Joachim Mertes:

Frau Kollegin Schellhammer, Sie haben das Wort.

Abg. Pia Schellhammer, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Sehr geehrter Herr Président, sehr geehrte Damen und
Herren! Wir nehmen mit Entsetzen wahr, dass in den
vergangenen Monaten die Agitation von Rechtsextremen
und auch rechtspopulistischen Gruppierungen zunehmend
sichtbar geworden ist. Ich sage, sichtbar geworden, weil
wir wissen, dass gewaltbereite Rechtsextreme auch in
Rheinland-Pfalz existieren. Wir sehen nun, dass sie zu-
nehmend auch auf die Stral3e gehen, versuchen zu mobi-
lisieren und versuchen, das Flichtlingsthema fiir sich zu
instrumentalisieren, und mit diesen Aktionen andere Men-
schen flr ihre menschenverachtende Ideologie gewinnen
wollen.

Es wird also sichtbar, was der braune Sumpf in Rheinland-
Pfalz alles auf die Beine stellen kann. Anonyme Flugblatt-
aktionen, gezielte Desinformation der Bevélkerung — auch
Uber die sozialen Netzwerke — bis hin zu Bedrohungen
von Unterstltzerinnen und Unterstltzern von Gefllichteten
oder Schmierereien sind traurige Realitat geworden. Im-
mer wieder werden bestehende und geplante Fliichtlings-
unterklnfte Ziel von Anschlagen, auch in Rheinland-Pfalz.
Das kdnnen wir nicht tolerieren; denn jeder dieser Angriffe
ist ein Angriff auf unsere Demokratie.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Wir missen uns die Frage stellen, ob dies alles wirklich Ein-
zeltaten sind oder ob sie nicht miteinander in Verbindung
stehen, ob wir es mit einer neuen Form von rechtsextre-
mistischem Terror zu tun haben. Dabei missen wir genau
hinschauen, wie die rechte Szene untereinander vernetzt
ist. Sie ist in ihrer Propaganda sehr stark in sozialen Netz-
werken aktiv, aber sie nutzt die sozialen Netzwerke auch,
um gezielt fur Aktionen zu mobilisieren. Unsere Sicher-
heitsbehérden in Rheinland-Pfalz missen daher gezielt
diese Zusammenhange recherchieren und aufdecken.

Aber ich bin Uberzeugt, dass unser Innenministerium und
die Sicherheitsbehdrden sehr gezielt hinschauen; denn
wir haben in dieser Legislaturperiode auch schon eini-
ge Erfolge im Kampf gegen die rechtsextreme Szene in
Rheinland-Pfalz verzeichnen kénnen.
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(Zuruf des Abg. Carsten Pérksen, SPD)

Herr Lammert, deswegen lauft auch Ihre Kritik ins Leere,

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

wenn ich nur an die konzertierte Aktion gegen Old School
Society, eine rechtsextreme Terrorzelle, erinnern darf.

Herr Lammert, deswegen hat Ihr Redebeitrag meines Er-
achtens auch zu kurz gegriffen. Wir diirfen nicht nur den
Rechtsextremismus im Fokus haben, sondern wir missen
gerade auch die Verknlpfung zwischen Rechtspopulismus
und Rechtsextremismus sehen. Wissenschaftler beschei-
nigen uns, dass das Potenzial der sogenannten besorgten
Birger ein erheblich demokratiefeindliches Potenzial ist
und die Rechtspopulisten den Nahrboden fiir menschen-
verachtende Parolen bereiten. Sie wenden sich gezielt
gegen political correctness, aber nur deswegen, um gezielt
bestimmte Tabus brechen zu kénnen, um Homophobie
und Rassismus wieder salonfahig zu machen. Mit dieser
Strategie diirfen wir Rechtspopulisten nicht durchkommen
lassen.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Diese Menschen wollen gezielt unsere Willkommenskul-
tur zerstoéren. Wir merken aber, wir lassen sie damit
nicht durchkommen. Angst und Menschenhass durfen in
Rheinland-Pfalz nicht verbreitet werden, und die zahlrei-
chen Menschen, die immer wieder bei Gegendemonstra-
tionen auf die StraBe gehen und gefliichteten Menschen
helfen, zeigen doch gerade, es gibt das helle Rheinland-
Pfalz. Es gibt die vielen ehrenamtlichen Menschen, die
starke Zivilbevélkerung, die sich diesen Rechtspopulisten
und Rechtsextremisten entgegenstellt.

Wir dirfen aber auch einen Fehler nicht begehen. Wir dir-
fen nicht nur auf rechtspopulistische und rechtsextreme
Gruppierungen unser Augenmerk richten. Wir miissen sie
beobachten, das ist klar; aber wir haben auch selbst eine
Verantwortung. Es gibt ndmlich einen trennscharfen Un-
terschied dazwischen, einerseits die Sorgen und Angste
der Bevdlkerung ernst zu nehmen und ihnen andererseits
nach dem Mund zu reden und damit Ressentiments zu
bedienen. Diese Trennschérfe miissen wir beachten.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Wir missen uns klar und deutlich gegen jede Form von
Menschenhass stellen. Dazu missen wir auch darauf ach-
ten, mit welchen Worten wir Gber die derzeitigen Heraus-
forderungen der Flichtlingspolitik reden und welcher Sub-
text mdglicherweise dabei mitschwingt, wenn wir einen
Krisenjargon mit den Worten ,Flichtlingskrise®, ,Flicht-
lingskatastrophe” oder ,Flichtlingswelle” bedienen. Damit
suggeriert man Dinge im Subtext, die meines Erachtens
den Flichtlingen nicht guttun und die nicht der Willkom-
menskultur in Rheinland-Pfalz entsprechen. Deswegen
mussen wir genau darauf achten, mit welchen Worten wir
der jetzigen Herausforderung begegnen.
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(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Wir mussen uns als Politik in diesen schwierigen Diskus-
sionen daflir einsetzen, dass sich Rheinland-Pfalz durch
eine lebens- und liebenswerte Gesellschaft weiterhin aus-
zeichnet, in der unterschiedliche Weltanschauungen und
unterschiedliche Religionen willkommen sind.

(Glocke des Prasidenten)

Wir kdmpfen fir dieses helle Rheinland-Pfalz. Menschen-
feindliches Gedankengut hat bei uns keinen Platz.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Prasident Joachim Mertes:

Ich erteile nun Herrn Staatsminister Lewentz das Wort.

Roger Lewentz, Minister des Innern, fiir Sport und In-
frastruktur:

Sehr geehrter Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Der ehemalige Bundespréasident Johannes
Rau sagte am 9. November 2003 anlasslich der Grund-
steinlegung fur die neue Minchner Synagoge:

»Wer Minderheiten angreift, legt einen Sprengsatz an das

Fundament unserer Gesellschaft.”

Ich méchte diese mahnenden und gleichsam aktuellen
Worte weiter fassen, indem ich sage: Wer Mitmenschen
angreift, legt einen solchen Sprengsatz an das Fundament
unserer Gesellschaft.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, weshalb diese
Worte aktueller denn je sind, ist offenkundig. Mitmenschen
sind in unserem Land — in Rheinland-Pfalz allerdings we-
niger als in anderen Teilen Deutschlands — alltaglichen
Angriffen ausgesetzt. Sie werden mit Hass und Hetze
Uberzogen. Sie werden diffamiert, verbal und kérperlich
angegriffen, ihre Unterkunfte angeziindet und Wohnhauser
beschmiert. Dies alles ist umso verwerflicher, als sich die-
se Angriffe leider allzu oft auch gegen Menschen richten,
die als Fliichtlinge Schutz vor Terror, Krieg und Verfolgung
suchen.

An dieser Stelle méchte ich aber betonen — dazu greife
ich das Wort des hellen Rheinland-Pfalz auch gerne auf —,
diejenigen, die Asylsuchende angreifen, seien es verbale
Brandstifter oder Gewalttater, sind und bleiben — von dem
Bleiben bin ich Uberzeugt — eine Minderheit. Ich werde
gleich einige Zahlen dazu nennen. Die weit liberwiegende
Mehrheit in Rheinland-Pfalz, die Rheinland-Pfalzerinnen
und Rheinland-Pfalzer, stehen flr ein freies und tolerantes
Land. Sie stehen fir ein Land, in dem Schutzsuchende
willkommen sind.

Mein personlicher Dank und der Dank der gesamten Lan-
desregierung gilt den vielen freiwilligen Helferinnen und
Helfern, die ihre Freizeit opfern, um den Asylsuchenden zur
Seite zu stehen. Sie dokumentieren iberdeutlich, Rechts-
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populismus und Rechtsextremismus diirfen in unserer Ge-
sellschaft keinen Raum finden.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mein Dank gilt
natirlich auch all denjenigen, die im wahrsten Sinne des
Wortes Flagge zeigen. Frau Ministerprasidentin Dreyer,
Frau Kollegin Lemke und viele andere, die in diesem Raum
sind, waren in Bad Marienberg anwesend. Diese sehr be-
eindruckende Demonstration war ein Ausdruck des Biir-
gersinns, dieses helle Rheinland-Pfalz auch nach auf3en
stark und deutlich vertreten zu wollen. Darauf bin ich sehr
stolz.

Wir haben aber auch die Zahlen auf der anderen Seite
wahrgenommen. Das waren nicht wenige, die unter einem
ganz anderen Uberbegriff demonstriert haben. Deswe-
gen bin ich fest davon Uberzeugt, Rechtspopulismus und
Rechtsextremismus gedeihen bekanntermafen auf einem
Nahrboden von diffusen Vorurteilen, Ressentiments, Frem-
denfeindlichkeit, Rassismus und Nationalismus. Wohin das
flhren kann, haben wir in unserer Geschichte leider fest-
stellen missen. Die maBgebliche Lehre, die wir zu ziehen
haben und die wir auch daraus ziehen, lautet: Eine Zeit
der nationalen Verblendung, in der sich Rassismus und die
Verfolgung von Minderheiten wieder Bahn brechen kénnen,
darf es niemals wieder geben. Wir als Landesregierung,
wir als Parlament mit vielen anderen stehen dafir ein, dass
es so etwas nie wieder geben darf, meine sehr geehrten
Damen und Herren.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Aber auch heute sind Rechtspopulisten und Rechtsex-
tremisten die treibende Kraft hinter jeglicher rechtsextre-
mistischer Hetze. Sie sind es, die Menschen pauschal
diffamieren und ihnen ihre ureigenen Rechte absprechen.
Sie agitieren hemmungsloser denn je insbesondere gegen
Asylgewéhrende. Wer sich auch und insbesondere in den
sozialen Netzwerken umschaut, der kann nur beschamt,
entsetzt, abgeschreckt sein, und auch dort missen wir
Wege finden, dagegenzuhalten.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, um es ganz klar
zu sagen, Rechtspopulisten und Rechtsextremisten sind
geistige Brandstifter, und nicht wenige unter ihnen werden
auch zu Tatern. Wenn man sich die Zahlen zum Beispiel
zu rechtsextremistisch motivierten Straf- und Gewaltta-
ten gegen Asylsuchende und Asyleinrichtungen im Land
Rheinland-Pfalz anschaut, kann man feststellen, bis Ende
letzten Jahres registrierte die Polizei lediglich eine Straftat
gegen Asylunterklnfte in Rheinland-Pfalz, in diesem Jahr
sind es bereits 22.

Insgesamt z&hlte die Polizei im Ubrigen bis zum 10. No-
vember, also bis gestern, in Rheinland-Pfalz 529 rechts-
extremistisch motivierte Straftaten mit einer Aufklarungs-
quote von Uber 50 %. Das ist eine gute Leistung unserer
Polizei, und auch darauf kdnnen wir sehr stolz sein.
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(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

2014 waren es im ganzen Jahr 521 Delikte.

Wenn man sich das Personenpotenzial rechtsextremis-
tischer Parteimitglieder und von Rechtsextremisten ins-
gesamt anschaut, kann man feststellen, in Deutschland
waren es 2014 21.000 auf Bundesebene. In Rheinland-
Pfalz waren es 2014 650 Mitglieder, das scheint in diesem
Jahr auch konstant zu sein.

Unter diesen 650 Mitgliedern gab es 150 Gewaltbereite
und rund 200 Neonazis. Parteimitglieder riicklaufig, sonsti-
ge — das sehen wir in gewisser Weise an pegida-ahnlichen
Situationen — steigend. Das werden wir wohl fir dieses
Jahr feststellen mussen.

Wenn man sich politisch motivierte Kriminalitdt und Straf-
taten anschaut, gab es in Rheinland-Pfalz mit Stand vom
10. November 2015, also von gestern, finf Brandanschla-
ge in diesem Jahr, in den Jahren 2014, 2013, 2012 und
2010 keine, im Jahr 2011 zuletzt ein Brandanschlag.

Kérperverletzungen gab es 2013 30, 2014 29 und in die-
sem Jahr auch schon 26.

Gewaltdelikte waren 2013 36 erfasst worden, 2014 33 und
in diesem Jahr 36. — Ich habe lhnen die Aufklarungsquote
genannt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn man sich
den politischen Arm der Rechtsextremen anschaut, dann
ist es die NPD, die natiirlich immer noch deswegen aktiv
ist, weil das Verbotsverfahren noch nicht in dem Sinne
entschieden ist, in dem wir votieren; trotzdem bin ich Tag
flr Tag stolzer darauf, dass wir als Land Rheinland-Pfalz
und auch der Bundesrat das NPD-Verbotsverfahren auf
den Weg gebracht haben. Ich halte es fiir richtig.

Ich méchte des Weiteren den Ill. Weg und die Rechte nen-
nen, und wir schauen auch sehr aufmerksam auf PEGIDA-
ahnliche Entwicklungen, und auch HoGeSa — Stichwort
Kéln — haben wir natirlich sehr genau im Blick.

Wenn man sich insbesondere die Partei Der Ill. Weg an-
schaut, haben sie drei Stiitzpunkte — so bezeichnen sie
es — in Rheinland-Pfalz, nadmlich fir die Rdume Vorder-
pfalz, Rheinhessen und Westerwald, wobei letzterer auch
eine Uberschneidung nach Hessen hat.

Wenn man sich Flugblattaktionen zum Beispiel nach den
Ereignissen in Limburgerhof, in Diez und in Stegskopf an-
schaut, insbesondere nach der Diskussion rund um das
Lager Stegskopf, dann weil3 man, wie ideologisch dort
agitiert wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, abschlieBend
— es ist bereits betont worden — méchte ich sagen, wir
kénnen Rechtspopulismus und Rechtsextremismus nur ge-
meinsam in die Schranken verweisen. Gemeinsam bedeu-
tet, Staat und Zivilgesellschaft miissen Hand in Hand arbei-
ten. Es ist dabei eine Selbstverstandlichkeit fiir einen Ver-
treter der Landesregierung, dass der Verfassungsschutz,
die Polizei und die Justiz, aber auch viele andere Institutio-
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nen wie zum Beispiel das Landesjugendamt dazugehdren.
Wir miissen auf der einen Seite diese Straftaten verfolgen,
auf der anderen Seite aber auch Auswege — wir nennen es
(R)Auswege — anbieten, und wir missen Hilfestellungen
anbieten. Nur so kann man gesamtgesellschaftlich dieses
Problem angehen, jedenfalls aus der Verantwortung der
Landesregierung.

Ich méchte mich noch einmal ganz herzlich bei unserer Mi-
nisterpréasidentin bedanken, die mit vielen Initiativen auch
gesellschaftliche Gruppierungen einbezieht und auf die-
sem Weg mitnimmt. Dabei gilt das Motto: Nur gemeinsam
sind wir stark. Das gilt fir diesen Landtag, es gilt fir das
Parlament und die Landesregierung, es gilt aber auch fiir
Rheinland-Pfalz und seine gesellschaftlichen Institutionen
insgesamt. Auf dieses helle Rheinland-Pfalz sind wir stolz,
und wir werden alles daflir tun, dass diese dunkle Seite,
die auch Herr Bundesprésident Rau sehr intensiv beschrie-
ben hat, nicht noch mehr um sich greift, als dies leider im
Augenblick ohnehin schon der Fall ist.

Herzlichen Dank.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasident Joachim Mertes:

Bevor ich das Wort an Herrn Kollegen Schweitzer wei-
tergebe, méchte ich lhnen mitteilen, dass die Landesre-
gierung ihre Redezeit Uberschritten hat. Somit erhalt die
CDU-Fraktion noch eine Minute und 54 Sekunden und die
Koalitionsfraktionen jeweils noch eine Minute und 25 Se-
kunden. So steht es in der Geschéaftsordnung. Wir haben
das alle gemeinsam erfunden.

Abg. Alexander Schweitzer, SPD:

Herr Prasident, meine Damen und Herren! Lieber Herr Pra-
sident, ich méchte mich zunéchst bei lhnen entschuldigen.
Eben hat der 11.11. bei mir gewirkt; denn ich habe Sie im
Abgang soeben als ,Sitzungspréasident” bezeichnet. Das
wollte ich mir nicht wirklich erlauben.

(Dr. Adolf Weiland, CDU: Beim 11.11. geht
das!)

Meine Damen und Herren, ich bin sehr froh tiber die Einm(-
tigkeit in der Debatte. Ich danke auch Herrn Innenminister
Lewentz, dass er deutlich gemacht hat, dass — entgegen
den Andeutungen, die ich bei lhnen gehért habe, Herr
Lammert — unsere Sicherheitsbehdrden zum einen sehr
aufmerksam sind und zum anderen gut aufgestellt und
auch im Stoff drin sind.

Wer sich mit unseren Polizeidienststellen, aber auch ande-
ren Stellen beim Landeskriminalamt, bei der Verfassungs-
schutzbehdérde unterhalt, der sieht ganz deutlich, dass man
es da mit Experten zu tun hat, die sich mit der Situation gut
auskennen und — das will ich auch sagen — mit innerem
Engagement an die Sache herangehen. Das will ich in
diesen Zeiten besonders hervorheben und loben, meine
Damen und Herren.
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(Beifall der SPD, des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und bei der CDU)

Es ist wichtig, dass man denen, die jetzt populistisch daher-
reden, die Grundlage nimmt. Das ist verbal argumentativ
notwendig. Aber in der Flichtlingsdebatte, in der wir zur-
zeit sind, muss man auch deutlich machen, dass der Staat
und die demokratischen Kréafte handlungsfahig sind. Sie
wissen, was sie tun. Sie sind immer I6sungsorientiert.

Ich will sagen, dass man sich bei manchen Debatten, die
wir am Wochenende auf der Bundesebene erlebt haben,
wlnschen wiirde, dass man sie zunachst intern fiihrt, be-
vor man sie auf 6ffentlicher Bihne und Grundlage fihrt,
damit nach einem solchen Wochenende, wie wir es erlebt
haben, bei den Menschen nicht der Eindruck entsteht, da
sind welche am Werk, die wissen nicht genau, wohin die
Reise geht. Dann entsteht Frustration. Dann entstehen
Fragezeichen.

Meine Damen und Herren, deshalb gehért Handlungsfa-
higkeit — das habe ich in meinen Vorschlédgen aufgeschrie-
ben — ganz entscheidend dazu, um diesen politischen
Kraften die Grundlage zu nehmen.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Meine Damen und Herren, ich habe etwas zu den Sicher-
heitsbehérden gesagt. Ich will deutlich sagen, dass wir bei
der Entwicklung, die PEGIDA genommen hat, natlrlich mit
den Kraften des Verfassungsschutzes daraufschauen mis-
sen. Da, wo sich inzwischen in manchen Bundeslandern
die AfD als parlamentarischer Arm der Pegida-Bewegung
deklariert, wiirde ich das auch auf die AfD Ubertragen. Da
muss man genau hinschauen, welche Kréafte sich entwi-
ckeln. Aber — das gehdrt auch zur Wahrheit — der beste
Verfassungsschutz sind aufgeklérte Demokratinnen und
Demokraten. Wir alle miissen dagegenhalten. Darum er-
neuere ich meine Bitte an alle demokratischen Kréfte.

Ich werde Sie alle in den nachsten Tagen anschreiben,
die Kolleginnen und Kollegen der GRUNEN, aber auch
der CDU. Ich konzentriere mich auf die Parlamentsfrak-
tion. Lassen Sie uns gemeinsam dafiir sorgen, dass in
Rheinland-Pfalz der AfD keine Hand gereicht wird, man
die Hand nicht hebt, wenn sie in Kommunalparlamenten
Antrage stellen, und man die Hand nicht hebt, wenn sie
Dinge sagen, die vielleicht andere vorher auch gesagt ha-
ben, und applaudiert. Wir wollen uns von diesen Kréften
argumentativ, aber auch politisch abgrenzen. Ich glaube,
das ist ein wichtiges Signal in diesen Tagen.

Ich danke lhnen fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)
Prasident Joachim Mertes:

Herr Kollege Lammert, Sie haben noch knapp vier Minuten
Redezeit.
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Abg. Matthias Lammert, CDU:

Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Zuné&chst bin ich dankbar
— das will ich ausdrticklich sagen —, dass wir uns im Vorge-
hen gegen Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremismus,
denke ich, hier im hohen Hause einig sind. Es ist wichtig,
dass wir hier als Demokraten gemeinsam zusammenste-
hen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei SPD
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich will an dieser Stelle deutlich sagen, dass sicherlich
Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremismus bekampft
werden missen. Es muss aber auch jeder Extremismus
bekampft werden. Ich denke, das gehért dazu. Das ist in
der Debatte vielleicht noch nicht gesagt worden.

(Beifall des Abg. Dr. Dr. Rahim Schmidt,
fraktionslos)

Diesen gibt es auch. Wir missen uns dem gemeinsam
und entschlossen entgegenstellen.

(Beifall der CDU und bei SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Menschen, die
im Internet oder ganz o&ffentlich fremdenfeindliche Paro-
len auBern, dirfen nicht den Eindruck haben, dass sie
hierfur nicht zur Verantwortung gezogen werden. Das diir-
fen wir nicht zulassen. Wir diirfen es nicht zulassen, dass
sich dieser Eindruck verfestigen kann; denn dann wird der
Ton sicherlich noch schéarfer und die Aussagen noch men-
schenunwdrdiger.

Vor dem Hintergrund ist es, denke ich, schon richtig, dass
wir unsere Behdrden, Justiz, Verfassungsschutz und Po-
lizei, zukiinftig und aktuell gut personell und mit den ent-
sprechenden Sachmitteln ausstatten, damit jeder Tater
und jede Tat verfolgt und dem Tater nachgegangen wer-
den kann.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Kampf ge-
gen Fremdenfeindlichkeit ist eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe, bei der wir, wie gesagt, als Demokraten gefordert
sind. Hier miissen wir an einem Strang ziehen. Ich hoffe,
das tun wir. Es sieht danach aus, dass wir dies hier in
diesem Hause tun. Wir missen deutlich machen, dass
fremdenfeindliche AuBerungen in unserem Land in keiner
Weise toleriert oder geduldet werden.

Herzlichen Dank.

(Beifall der CDU und bei SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasident Joachim Mertes:

Frau Schellhammer, Sie haben das Wort.

Abg. Pia Schellhammer, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Sehr geehrter Herr Prasident, sehr geehrte Damen und
Herren! Wenn wir uns mit Rechtspopulismus und wachsen-

dem Rechtspopulismus, der jetzt sichtbar wird, beschéfti-
gen, dann ist es ganz entscheidend, dass wir uns dadurch
auszeichnen, dass wir unsere Zivilgesellschaft starken. In
der Debatte ist noch nicht und vor allen Dingen noch nicht
von lhnen, Herr Lammert, die Frage nach der Pravention
gefallen. Wie begegnen wir Formen von gruppenbezoge-
ner Menschenfeindlichkeit? Das machen wir, indem wir die
Zivilgesellschaft starken durch Pravention, sei es ,Schu-
le ohne Rassismus — Schule mit Courage®, die unsere
Landeszentrale fur politische Bildung anbietet. Es sind die
zahlreichen Thementage zu nennen, die das Netzwerk flr
Demokratie und Courage in den Schulen anbietet, aber
auch die Interventions- und Praventionsstrategie unseres
Beratungsnetzwerkes, das landesweit immer dann schaut,
wenn Vorkommnisse auftauchen, sei es an einer Schu-
le, in einer Dorfgemeinschaft, und dann interveniert das
Beratungsnetzwerk und spricht mit den Menschen und
versucht, rechten Tendenzen von Beginn an entgegenzu-
wirken.

Diese PraventionsmaBnahmen ziehen. Das zeigt der Er-
folg unseres Aussteigerinnenprogramms. Wenn jingere
oder altere Menschen in die rechtsextreme Szene abrut-
schen, dann haben wir ein Praventionsnetzwerk, das in
Rheinland-Pfalz greift, das erfolgreich ist und unsere Zivil-
bevdlkerung starkt.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Ich bin sehr dankbar, dass wir uns einig sind, dass wir den
Menschenhass hier in Rheinland-Pfalz und auch sonst wo
nicht haben wollen. Ich wirde trotzdem ganz klar appel-
lieren, wir haben alle in dem Zusammenhang eine Verant-
wortung. Wir dirfen nicht die gleichen Ressentiments der
rechtspopulistischen Gruppierungen bedienen.

Gerade im Zusammenhang mit der Fliichtlingspolitik méch-
te ich anmahnen, dass wir hier alle besonders sensibel
sind; denn jede rechtspopulistische Parole bestétigt ge-
waltbereite Rechtsextreme in ihrem Menschenhass. Jede
solche Botschaft ist eine Botschaft an diejenigen, die ge-
waltbereit und bereit sind, ihren Menschenhass Menschen
gegenlber zu auBern. Jede rechtspopulistische Parole
férdert die, die der gewaltbereite Arm dieses Menschen-
hasses sind. Deswegen muiissen wir gemeinsam immer
wieder daran denken, wie wir mit den Sorgen der Bevél-
kerung umgehen, dass wir ihnen nicht insofern nach dem
Mund reden, dass wir die Ressentiments noch bedienen.

Wir haben hier in Rheinland-Pfalz eine starke Zivilgesell-
schaft. Diese gilt es zu starken. Das helle Rheinland-Pfalz
geht immer wieder auf die StraBBe, um sich rechtem Men-
schenhass entgegenzustellen. Ich bin Uberzeugt davon,
dass die Landesregierung mit ihrer Praventionsstrategie
und mit ihrer klaren Repression gegenlber Rechtsextre-
men auf dem richtigen Weg ist.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Prasident Joachim Mertes:

Bevor ich den zweiten Teil der Aktuellen Stunde aufrufe
begriBe ich Gaste im Landtag, und zwar Schilerinnen
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und Schler der Berufsbildenden Schule Ahrweiler, Auszu-
bildende zur Altenpflegehilfe, herzlich willkommen!

(Beifall im Hause)

Zugleich haben wir Biirgerinnen und Biirger aus dem Wahl-
kreis 14 — Bad Neuenahr-Ahrweiler zu Gast. Seien Sie
ebenfalls herzlich willkommen!

(Beifall im Hause)
Wir kommen zum zweiten Thema der

AKTUELLEN STUNDE

Mehr Demokratie in Rheinland-Pfalz — Aktuelle
Diskussion um direkte Bilirgerbeteiligung der
Birgerinnen und Biirger in den Kommunen
auf Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
— Drucksache 16/5801 —

Frau Schellhammer hat heute einen Schwerkampftag.

Abg. Pia Schellhammer, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Sehr geehrter Herr Prasident, sehr geehrte Damen und
Herren! Immer wieder beklagen wir uns Uiber niedrige Wahl-
beteiligungen. Wir beklagen uns Uber teilweise sinkende
Zahlen an Parteimitgliedern. Wir beklagen uns darlber,
dass das Interesse an Politik nicht ausgepragt sei.

Manche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler spre-
chen inzwischen von einer Krise der reprasentativen De-
mokratie, von einem Erodieren der Akzeptanz fiir staatli-
ches Handeln. An dieser Stelle haben wir beispielsweise
bereits (iber das Thema Ubergriffe gegen Polizistinnen
und Polizisten und andere staatliche Vertreter gesprochen.
Uns liegen zahlreiche wissenschaftliche Untersuchungen
vor, die sich mit diesen gesamtgesellschaftlichen Entwick-
lungen auseinandersetzen. Ein Anzuhérender in unserer
Enquete-Kommission, Professor Roth, hat diese Entwick-
lung passend zusammengefasst. Er bezeichnet diese Ent-
wicklung als — ich zitiere — partizipatorische Revolte gegen
den Elitismus der reprasentativen Demokratie.

Wir missen nachdenken, wir miissen Rickschlisse aus
der Entwicklung ziehen. Ein ,Weiter so” darf es nicht ge-
ben. Deswegen haben wir in diesem Landtag die Enquete-
Kommission eingerichtet, um intensiv dartiber zu diskutie-
ren, wie wir dem Wunsch nach Partizipation der Bulrgerin-
nen und Blrger begegnen kénnen.

Wir haben ein Blndel von Lésungen vorgeschlagen, wie
wir mehr Offenheit fiir mehr Partizipation erzeugen kénnen.
Ein Teil dieser Lésungsanséatze ist es, die direkte Demokra-
tie auf kommunaler Ebene zu starken. Unser Wunsch ist es,
in einer lebendigen Demokratie zu Hause zu sein. Daher
muss schon mdglichst fir junge Menschen Mitbestimmung
erlebbar sein, muss Mitbestimmung vor Ort beginnen und
Mitbestimmung mdglichst niedrigschwellig sein. Niedrige
Hirden bei direkter Demokratie kénnen dieses Ziel un-
terstiitzen. Sie sind ein Zeichen an die Birgerinnen und
Birger, dass wir ihre Meinung nicht nur im Wahlkampf,
sondern permanent nicht nur ernst nehmen, sondern sie
auch direkt Gber zentrale Fragen mitbestimmen kdnnen.
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Wir wissen, dass wir die Bevdlkerung in Rheinland-Pfalz,
namlich 75 % der Rheinland-Pfalzerinnen und Rheinland-
Pfalzer, hinter uns haben; denn sie wiinschen sich mehr
direkte Demokratie. Diesem Wunsch entsprechen wir auch
fir die kommunale Ebene.

Was in der ganzen Diskussion Uber die Birgerbeteiligung
meines Erachtens gerade bei den Kritikern zu kurz ge-
kommen ist, ist die Frage, inwieweit Burgerbeteiligung und
direkte Demokratie ein Einstieg in die Ratsarbeit sein kén-
nen. Wir alle wissen, dass unsere Kommunen von zahl-
reichen Ehrenamtlichen stark gemacht werden, und zwar
durch zahlreiche Menschen, die sich in den Feuerwehren,
Vereinen und Blrgerinitiativen engagieren.

Wir wissen, dass wir engagierte Menschen auch flr die
kommunale Ratsarbeit gewinnen wollen. Biirgerbeteiligung
und direkte Demokratie vor Ort bringen die Menschen in
Verbindung mit Kommunalpolitik. Es gibt unzahlige Beispie-
le, dass Menschen Uber das Engagement in einer Blrger-
initiative ihren Weg in die kommunale Ratsarbeit gefunden
haben. Vor diesem Hintergrund ist es unverstandlich, dass
Birgerbeteiligung und direkte Demokratie nicht als eine
riesige Chance begriffen werden, die Kommunalpolitik zu
beleben.

Nutzen wir doch dieses politische Interesse der Blrge-
rinnen und Burger, gehen wir auf die Menschen und die
Burgerinitiativen zu, um sie kontinuierlich fir unsere Rats-
arbeit zu gewinnen. Es ist absolut bedauerlich, dass diese
Chance zu selten gesehen wird.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Stattdessen wird ein Schreckensszenario aufgemacht, das
burgerschaftliches Engagement im Rahmen von Biirgerbe-
teiligung und Ratsarbeit gegeneinander ausspielt. Dieses
Ausspielen sehen wir nicht. Gemeinsam wird ein Schuh
daraus. Gemeinsam haben wir eine lebendige Demokratie
vor Ort. Deswegen ist es so wichtig, dass wir die direkte
Demokratie vor Ort stérken.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wenn man weil3, dass wir unsere Demokratie kontinuierlich
weiterentwickeln missen, damit wir dem Partizipationsbe-
dirfnis der Bevélkerung begegnen und sie wahrnehmen,
und wenn wir auf der anderen Seite wissen, dass Biirger-
beteiligung vor Ort motivieren kann, vor Ort Verantwortung
in der kommunalen Ratsarbeit zu Gibernehmen, dann rea-
gieren wir mit Unverstandnis auf das, was uns die kommu-
nalen Spitzenverbande geschrieben haben. Wir sind sehr
erschrocken darlber, dass die Haltung zur Birgerbeteili-
gung derart ablehnend ist.

(Beifall bei dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich danke unserem Fraktionsvorsitzenden in diesem Zu-
sammenhang flr seine klaren Worte.

Wir sind fest davon Uiberzeugt, dass eine Starkung der di-
rekten Demokratie gerade in einem Bundesland, das sich
derart durch das Ehrenamt auszeichnet, ein richtiger und
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wichtiger Schritt ist. Die kommunale Ebene ist fir viele
Menschen die Ebene, in der sie direkt Betroffenheit von
Politik spdiren.

Wir wiinschen uns, dass auch die Oberblrgermeister und
Landrate sich fir mehr Beteiligung und Mitbestimmung
6ffnen. Unsere Demokratie ist immer im Wandel und nie-
mals fertig. Wenn aber unsere Demokratie stehen bleibt
und sich nicht dem Partizipationsbedirfnis der Menschen
6ffnet, dann sich wird die Spirale aus Politikverdrossenheit
und Akzeptanzverlust weiter drehen.

(Glocke des Prasidenten)

Wir sind in diesem Parlament und auf der Grundlage der
Beschllsse der Enquete-Kommission zu wichtigen und
konkreten Verbesserungsvorschlagen gekommen. Weni-
ger Blrgerbeteiligung ist mit uns nicht zu machen. Wieder
aufs Neue gilt, mehr Demokratie wagen.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Prasident Joachim Mertes:

Frau Beilstein, Sie haben das Wort.

Abg. Anke Beilstein, CDU:

Herr Prasident, meine Damen und Herren! Es ist gut, dass
Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der GRUNEN, heute
diesen Punkt fir die Aktuelle Stunde vorgesehen haben;
denn daher brauchen wir es nicht zu tun.

(Beifall bei der CDU)

Ich denke, der Umgang, den |hr Fraktionsvorsitzender in
dieser Angelegenheit gegenliber den Beteiligten an den
Tag gelegt hat, muss diskutiert werden.

Frau Schellhammer, die Tatsache, dass Sie sich dafiir noch
bedanken, macht die Situation nicht besser.

(Beifall der CDU)

Herr Kébler Uiberschiittet die Arbeitsgemeinschaft der kom-
munalen Spitzenverbande in seinem Brief mit Beschimp-
fungen, die schlichtweg unterirdisch sind. Er wirft ihnen
Populismus vor, unterstellt ihnen Gberhebliche und elitare
Attituden und ist sich auch nicht zu schade, so weit zu
gehen, dass er ihnen anti-intellektuelle Ressentiments un-
terstellt, die Nahrboden fir PEGIDA, Rechtspopulismus
und Co. seien.

(Zurufe von der CDU)

Wissen Sie, Herr Kébler, aus diesem Brief geht jedenfalls
eines hervor: Respektlosigkeit bis hin zur Unansténdigkeit,
wenn es lhnen darum geht, ideologische Ideen umzuset-
zen.

(Beifall der CDU)

Ich frage mich wirklich, was das fiir ein Umgang ist. Sie
wollen Birgerbeteiligung und Mitbestimmung, propagieren
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dies fir Ihre Partei, Sie wollen es fiir sich beanspruchen.
Aber in Wirklichkeit praktizieren Sie Bestimmung von oben
herab, und zwar ohne Einbindung der Praktiker vor Ort.

(Beifall der CDU)

Wie haben Sie denn die Kommunen und die Gemeinderate
bei dem Entwurf eines solchen Gesetzes eingebunden? —
Gar nicht. Sie stllpen ihnen einfach etwas Uber, weil Sie
mit einem ideologisch eingeschrankten Blickfeld und mit
einem unverriickbaren Sendungsbewusstsein unterwegs
sind. Dann behaupten Sie auch noch — ebenfalls in diesem
Brief —: Wir wissen, was die Blrgerinnen und Birger sich
wiinschen.

Es sollen jetzt Quoren gesenkt werden, weil direktdemo-
kratische Mdglichkeiten nicht so stark genutzt werden, wie
Sie es fir richtig und wiinschenswert halten. Ist Ihnen even-
tuell schon einmal der Gedanke gekommen, dass dieses
Instrument deshalb nicht genutzt wird, weil es gar nicht
erforderlich ist, weil die BUrgerinnen und Birger merken,
es lauft eigentlich ganz gut bei uns?

Wenn Ihnen der Gedanke noch nicht gekommen ist, wun-
dert mich das, ehrlich gesagt, nicht sonderlich; denn Sie
sind nicht unbedingt in allen Réaten vertreten. Das heif3t,
von Realismus haben Sie, so méchte ich es einmal be-
haupten, im kommunalen Feld am wenigsten fir sich zu
beanspruchen, jedenfalls dann, wenn ich mir die Fraktio-
nen hier im Landtag ansehe.

(Beifall bei der CDU)

Ich sage einmal, die Erklarung kénnte natdrlich auch eine
andere sein, namlich die, dass es Ihnen einfach nicht so
gut passt, dass es so gut lauft.

(Carsten Pérksen, SPD: Das kdnnen Sie
dann wiederholen! Jal!)

Deshalb versucht man einfach, neue Wege zu &ffnen, auf
denen man Minderheitenmeinungen durchsetzen kann.
Das ist im Grunde genommen auch die Quintessenz des
Ganzen. Sie wollen eine verhindernde Birgerbeteiligung
installieren,

(Beifall der CDU)

die Mehrheitsbeschliisse aushebeln kann, wahrend Uberall
im Land schon langst eine einbindende Birgerbeteiligung
praktiziert wird.

(Beifall bei der CDU)

Wie lauft es in der Praxis? — Wir haben bekanntermafBen
eine sehr kleinteilige Struktur in Rheinland-Pfalz. Das ge-
nau ist das Geheimnis, warum es zwischen Blirgern und
Gemeinderaten, auch Biirgermeistern, so sehr gut lauft.
Sowohl Biirgermeister als auch die Ratsmitglieder sind
sehr nahe am Birger dran. Die ganze Zeit befindet sich
alles in einem Prozess des permanenten Austausches
und Miteinanders, bis letztlich eine Entscheidung getroffen
wird.

(Beifall der CDU)
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Lieber Herr Kébler, das ist eigentlich ein hervorragender
Zustand; denn damit bekommt man wirklich Mehrheitsmei-
nungen auf die Reihe. Das ist die Praxis bei uns. Deswe-
gen sage ich ganz deutlich, wir brauchen tberhaupt keinen
Paradigmenwechsel. Wir sehen die Biirgermeister und Ge-
meinderate als Burgeranwalte, als Partner der Burger und
eben nicht als Gegner.

(Beifall der CDU)

Prasident Joachim Mertes:

Ich erteile Herrn Minister Roger Lewentz das Wort.

(Hans Jurgen Noss, SPD, meldet sich zu
Wort —

Julia Kléckner, CDU: Herr Noss ist aber
jetzt erschrocken! —
Staatsminister Roger Lewentz: Pardon!
Das war aber ein bdser Blick!)

— Da war ich zu schnell mit der Worterteilung. Herr Kollege
Noss, sind Sie sehr erschrocken?

(Hans Jirgen Noss, SPD: Nein!)

— Dann beginnen Sie jetzt mit Ihrer Rede.

Abg. Hans Jiirgen Noss, SPD:

Herr Président, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das, was
wir eben von Frau Beilstein erlebt haben, war ein Frontal-
angriff. Volle Kanne, so ungefahr wie ein Stier einen Torero
auf die Schippe nimmt. Es war schon etwas daneben, wiir-
de ich sagen. Aber das mdgen andere bewerten.

Die Fraktionen von SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
haben Wort gehalten und das Landesgesetz zur Verbesse-
rung direktdemokratischer Beteiligungsmaoglichkeiten auf
kommunaler Ebene eingebracht. In der Plenarsitzung vom
24. September 2015 haben wir uns darlber zum ersten
Mal ausgetauscht. Ich méchte dennoch betonen und an
der Stelle deutlich sagen, dass wir die angedachten Ande-
rungen, die in der Regel auf den Ergebnissen der Enquete-
Kommission 16/2 beruhen, in der auch Mitglieder der CDU
und der kommunalen Spitzenverbande mitgewirkt haben,

(Marlies Kohnle-Gros, CDU: Aber das
haben wir alles nicht besprochen, was dort
drin steht! Das geben Sie zu! —
Carsten Porksen, SPD: Sie nicht! —
Marlies Kohnle-Gros, CDU: lhr auch nicht!)

fir maBvoll, sinnvoll und auch richtig halten.

Von dieser Enquete-Kommission geht der Ruf an die Biir-
gerinnen und Blrger aus: Beteiligt euch, mischt euch ein.
Macht eure Interessen deutlich. Versucht, eure Interes-
sen zu vertreten. — Das ist auch gut so. Wir wollen eine
Burgerschaft, die mitarbeitet und versucht, ihre Interessen
entsprechend deutlich darzustellen.

Mit dem Gesetz werden die direktdemokratischen Beteili-
gungsmadglichkeiten der Blirger eine wichtige Starkung er-
fahren. Wir sind fest davon Uberzeugt, dass die vorgesehe-
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nen Anderungen unserem demokratischen System guttun
und keineswegs den Weg in eine Nein-Sager-Demokratie
darstellen, wie von den kommunalen Spitzenverbanden
und auch Frau Beilstein in ihrer Presseerklarung geduf3ert
wurde.

Ganz im Gegenteil, der vorliegende Gesetzentwurf wird
die Beteiligungsmdglichkeiten der Blrgerinnen und Blrger
maBlos erweitern.

(Alexander Licht, CDU: Ganz vorsichtig!)

— MaBvoll! Er durfte daher zu einer erhéhten Bereitschaft
fhren, sich in der Kommunalpolitik konstruktiv einzuset-
zen.

(Alexander Licht, CDU: Das war das, was
er sich aufgeschrieben hat!)

Was die Erhéhung der Wahlbeteiligung betrifft, hoffen wir,
dass wir davon auch entsprechend profitieren werden. Es
ist sicherlich nicht opportun und wére auch grundlegend
falsch, ein Mehr an Birgermitwirkung als etwas Schlech-
tes oder Schadliches darzustellen, was aber wohl auch
von niemandem so beabsichtigt ist. Wichtig ist, eine rich-
tige Balance zwischen den Réten und den interessierten
Blrgern darzustellen. Ich glaube, dass mit diesem Gesetz
eine richtige Balance gefunden wurde und wir darauf auf-
bauen kénnen.

Wir mlssen einfach auch begreifen, dass sich die Birge-
rinnen und Blrgern einmischen wollen und sie nicht mehr
bereit sind, alles und jedes, was ein Rat beschlieB3t, einfach
so zu akzeptieren. Wenn wir das in unsere Uberlegungen
mit einbeziehen, ist es sehr gut, wenn wir die Mdglichkei-
ten, sich einzumischen und einzugreifen, auch erhéhen.

Wenn aber Frau Beilstein als kommunalpolitische Spreche-
rin der CDU das Mehr an Blrgerbeteiligung, das durch
dieses Gesetz erreicht werden soll, in ihrer Presseerkla-
rung vom 26. Oktober 2015 als rot-griine Ideologie gegen
ehrenamtliche Ratsmitglieder, die ohne Ricksicht auf Ver-
luste umgesetzt werden soll, bezeichnet, ist dies schon
bemerkenswert und wirft Fragen auf.

Ich méchte in diesem Zusammenhang erwahnen, was viel-
leicht nicht ganz uninteressant ist, dass auch die CDU
Rheinland-Pfalz vor der letzten Wahl ein Sechs-Punkte-
Programm fr direkte Blrgerbeteiligung aufgestellt hat,
dass sie sich fir mehr Birgerbeteiligung im demokrati-
schen Willensbildungsprozess einsetzt. Blof3, was ist da-
von Ubrig geblieben? Der damalige Beschluss der CDU
war dann wohl eher auch ein ideologisch motiviertes Vor-
gehen.

Nun aber ganz kurz zu den wesentlichen Anderungen.
Frau Beilstein, Sie kdnnten vielleicht erlautern, was |h-
rer Meinung nach davon eine rot-griine Ideologie gegen
ehrenamtliche Ratsmitglieder darstellt. Beim Einwohneran-
trag wird der gesetzlich vorgeschriebene Mindestabstand
zwischen zwei dieselbe Angelegenheit betreffenden Ein-
wohnerantrédgen de facto von bisher finf auf zwei Jahre
gekurzt. Das ist in Ordnung. Nach dem Gesetzentwurf wird
das Mindestalter flr einen Einwohnerantrag von bisher 16
Jahre auf 14 Jahre herabgesetzt. Das finde ich ausge-
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sprochen richtig; denn Jugendliche lernen in der Schule
Demokratie, lernen, wie ein Staatsgebilde funktioniert, und
beteiligen sich auch bereits in der Jugendvertretung in ih-
rem Ort innerhalb irgendwelchen Jugendh&usern, die dort
gegrindet wurden. Von daher sollte man ihnen auch durch-
aus das Recht einrdumen, dass sie sich am politischen
Geschehen beteiligen kénnen.

Das fiir einen Einwohnerantrag erforderliche Quorum wur-
de maBvoll reduziert. Bei Burgerbegehren wird das An-
tragsquorum ebenfalls maBvoll reduziert. Was ist daran
schadlich? Was ist daran schlecht? Darin einen Angriff auf
die Ratsmitglieder zu sehen, ist wirklich total am Thema
vorbeigeschossen.

(Glocke des Prasidenten)
Den Rest trage ich nachher noch vor.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasident Joachim Mertes:

Herr Minister, Sie haben nun das Wort.

Roger Lewentz, Minister des Innern, fiir Sport und In-
frastruktur:

Vielen Dank, Herr Prasident. — Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, die Blrgerbeteiligung auf kommunaler Ebene ist
— das wissen wir doch alle — ein wesentlicher Faktor fur
die erfolgreiche Gestaltung des direkten Lebensumfeldes
der Bevolkerung. Deswegen will ich im Namen der Lan-
desregierung zun&chst einmal tGber 30.000 Frauen und
Ménnern ganz herzlich danken, die im Ehrenamt, als Aus-
schussmitglieder, als Ratsmitglieder, als ehrenamtliche
Ortsbiirgermeisterin, als ehrenamtlicher Ortsblrgermeis-
ter oder Stadtbirgermeister tatig sind.

(Marlies Kohnle-Gros, CDU: Sehr guter
Einstieg! Das kénnte von uns sein!)

Ich glaube, das ist von allen zustimmungsfahig.
(Beifall im Hause)
Wir sollten einmal fiir die Damen und Herren klatschen.

Auch das Nachste sollte noch breit in der Zustimmung
mdoglich sein, dass ndmlich die Reprasentanten vor Ort
langst erkannt haben, dass Blrgerinnen und Blrger mit-
genommen werden wollen und es ihnen schon lange nicht
mehr ausreicht, nur alle fiinf Jahre ein, mehrere oder sehr
viele Kreuzchen auf einem Wahlzettel zu machen. Der
Wunsch der Bevélkerung nach einer aktiven Einbeziehung
in die politischen Entscheidungen ihrer Gemeinde hat doch
— das haben wir alle festgestellt — in den letzten Jahren
durchaus sehr stark zugenommen. Ich war zwélf Jahre
lang Ortsburgermeister und kann das aus meiner eigenen
Erfahrung sagen. Auch das gilt: Nichts im Leben ist so gut,
dass es nicht noch verbessert und vor allem zeitgeman
weiterentwickelt werden kann.

In der verstarkten Partizipation unserer Biirgerinnen und
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Birger Uber die Wahlen hinaus liegt ein Weg und eine
Chance, den in den letzten Jahren beschleunigten Riick-
gang der Wahlbeteiligung und die Politikverdrossenheit
und den teilweise vorhandenen Vertrauensverlust in die
Politik insgesamt mindestens abzubremsen und die Zufrie-
denheit der Bevélkerung mit den Institutionen der repré-
sentativen Demokratie wieder zu erhéhen.

Die Burgerinnen und Barger sind nicht nur Adressaten
kommunalen Handelns, sondern sie sollten so weit wie
irgend moglich aktiv an der Gestaltung der 6rtlichen Ange-
legenheiten mitwirken. Das ist eine ideale Beschreibung,
die wir nicht Gberall sehen. Das weif3 ich auch. Aber Még-
lichkeiten anzubieten und zu erweitern, halte ich fir absolut
richtig und zielfhrend.

Vorschriften, die man heute auf den Weg gebracht hat,
muss man fortlaufend Gberprifen und irgendwann auch
mit Augenmaf3 anpassen. Die Beispiele, die Herr Noss ge-
nannt hat, sind nach meiner Einschatzung ein Anpassen
mit Augenmaf und fundieren durchaus auf Diskussionen
in der Enquete-Kommission mit den Experten und den
kommunalen Vertretern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich freue mich,
dass wir das heute noch einmal deutlich betonen kdnnen.
Wir wollen Mitwirkung und Mitgestaltung. Wir wollen, dass
Burgerinnen und Blrger aktiv sind. Ich bin fest davon tber-
zeugt, dass wir auch keine Angste vor dieser Mitwirkung
haben missen. Biurgerinnen und Burger wollen auch ver-
antwortungsvoll ihr Umfeld weiterentwickeln und wollen
sozusagen nicht ausschlieBlich eine Blockadepolitik in ih-
rer Gemeinde beférdern. Davon bin ich lberzeugt.

Frau Beilstein, ich glaube, man muss gar keine Angst vor
den Dingen haben, die jetzt auf den Weg gebracht werden.
Ich méchte auch sagen, so herrlich wie die Zustande sein
sollten, wie Sie sie geschildert haben, sind sie nicht. Sie
sind Ortsblrgermeisterin. Sind denn in jeder Ratssitzung
bei lhnen die Gésterange Ubervoll? Sind die Blrgerinnen
und Birger wirklich permanent dabei?

(Zuruf der Abg. Marlies Kohnle-Gros, CDU)

Machen sie alles mit? Jetzt werden Sie sagen, Sie sind so
zufrieden mit mir und meinem Rat. Na ja, das mag ja sein,
das freut mich auch. Dann sage ich es einmal anders.

Meinen Sie denn, Uberall wére das, was wir als gemeinsa-
men Anspruch formulieren, in den 2.258 Ortsgemeinden
und in den Verbandsgemeinden so?

(Alexander Licht, CDU: Jetzt missen Sie
selbst lachen!)

— War etwas falsch? Nein. Glauben Sie wirklich, dass diese
Verhéaltnisse so, wie Sie sie geschildert haben, richtig sind?
Wenn ich das richtig gehdért habe, haben Sie den Begriff
sherrliche Verhéltnisse* genannt. Meinen Sie wirklich, dass
diese Uberall so sind? Nein, das glaube ich nicht. Von da-
her ist es gut, dass man direktdemokratische Strukturen
immer wieder anpasst und erweitert.

Wenn man mit jungen Leuten redetet, merkt man es. Auch
diese Angst wirde ich Ihnen gerne aus meiner ganz eige-
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nen Erfahrung schildern. Bei uns zu Hause sind sehr viele
junge Menschen, die natlrlich auch mit mir reden. Diese
interessieren sich sehr wohl fiir ihr Umfeld, insbesondere
far ihr kommunales Umfeld, weil sie das durchblicken kén-
nen. Sie haben direkte Anliegen.

(Marlies Kohnle-Gros, CDU: Was hat das
mit dem Gesetzentwurf zu tun, den wir jetzt
beraten wollen?)

Ich bin zum Beispiel einmal einer Jugendorganisation einer
Partei beigetreten, weil ich mitwirken wollte. Jetzt haben
wir das Portfolio deutlich erweitert, modernisiert und auf
den Weg gebracht. Ich glaube, damit wird die Kommunal-
politik ordentlich umgehen kénnen.

Vielen Dank.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasident Joachim Mertes:

Herr Kollege Kdébler, Sie haben das Wort.

Abg. Daniel Kébler, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Herr Prasident, meine Damen und Herren! Liebe Frau
Ortsblrgermeisterin Beilstein, ich bin Ihnen dankbar, dass
Sie hier erklart haben, dass Sie besser als vier Millio-
nen Rheinland-Pféalzerinnen und Rheinland-Pfalzer wissen,
was den politischen Willen dieser Menschen in unserem
Land angeht, als diese es selbst wissen. Sie haben damit
deutlich gemacht, wo die CDU in Rheinland-Pfalz bei die-
sem Thema steht.

Sie stehen meilenweit von den Birgerinnen und Biirgern
in diesem Land weg. Das zeigt auch die Abwesenheit lhrer
Vorsitzenden Frau Kldckner bei der Debatte, bei der es um
mehr Demokratie in Rheinland-Pfalz geht, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei dem BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und vereinzelt bei der SPD)

Wenn man sich hier hinstellt und allen Ernstes erklart,
dass man selbst besser wisse als die Menschen in die-
sem Land, was die Menschen in diesem Land wollen, weil
man besser wisse als die Birgerinnen und Birger vor Ort,
was die Birgerinnen und Blrger in den Kommunen wollen,
dann ist es das, was ich tberheblich nenne, und nicht das,
was Sie uns unterstellen, wenn wir fir mehr Blrgerbeteili-
gung streiten, auch gegenlber denen, zu denen wir selbst
gehdren — das sage ich als Mitglied des Stadtrats —, die
daflir ein bisschen von ihrer altgeliebten Macht abgeben
mussen, liebe CDU.

(Zuruf des Abg. Hans-Josef Bracht, CDU —
Anke Beilstein, CDU: Alt?)

Ich glaube, das gehért zur Politik heute dazu, dass wir
bereit sein miissen, wenn wir Macht von den Biirgern ver-
liehen bekommen, auch ein Stiick dieser Macht wieder den
Birgerinnen und Birgern zurlickzugeben, meine Damen
und Herren.
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(Beifall bei BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
SPD —

Hans-Josef Bracht, CDU: Bei uns hat der

Burger die Macht, bei Ihnen vielleicht nicht!)

Wenn wir heute Uber Themen wie PEGIDA und Rechtspo-
pulismus diskutieren, dann muss die Antwort doch mehr
Burgerbeteiligung und mehr Transparenz lauten. Dann
muss das die Antwort auf die Herausforderungen von
Flichtlingen sein — das sehen wir bei den vielen Einwoh-
nerversammlungen —, damit die Stimmung nicht kippt. Die
Antwort muss mehr Birgerbeteiligung sein.

Natlrlich missen wir die Burgerbeteiligungen gemeinsam
mit den Kommunen sozusagen weiterentwickeln. Das ha-
ben wir in der Enquete-Kommission gemacht. Deswegen
geben wir den Kommunen auch noch einmal die Gelegen-
heit, jetzt Stellung zu beziehen, und haben entsprechend
gesagt, wir verabschieden erst im Dezember.

(Marlies Kohnle-Gros, CDU: Das ist doch
nicht wabhr!)

Liebe Frau Beilstein, liebe CDU,

(Glocke des Prasidenten)

wenn lhnen das so wichtig gewesen ware, dann frage ich
mich, warum Sie im Innenausschuss geschlafen und keine
Anhérung beantragt haben.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD —

Carsten Pérksen, SPD: Das stimmt doch

sogar! Sie kommen vielleicht noch drauf!
Schlafmutzen!)

Prasident Joachim Mertes:

Frau Kollegin Beilstein, Sie haben das Wort.

Abg. Anke Beilstein, CDU:

Herr Kodbler, wenn eines bei lhrer Definition von Macht vor-
hin klar geworden ist — das ist genau der Punkt —, dann ist
es, dass Sie Gemeinderate als Gegner von Birgerinnen
und Burgern sehen und nicht als Anwélte.

(Beifall bei der CDU —
Marlies Kohnle-Gros, CDU: So ist es!
Genau!)

Der Duktus, den Sie hier vorhaben, geht ganz klar in Rich-
tung Schwéachung der parlamentarischen Demokratie. Ich
sage lhnen, das wird nicht dazu beitragen, Demokratie
insgesamt in irgendeiner Form zu stérken.

(Beifall bei der CDU —
Marlies Kohnle-Gros, CDU: Das Ehrenamt!)

Ganz im Gegenteil, wir werden in Zukunft noch mehr Pro-
bleme haben, Kandidatinnen und Kandidaten zu finden,
die sich funf Jahre lang mit allen moglichen Fragen ausein-
andersetzen, wenn man dann irgendwann sagt, dass eine
kleine Minderheit dann doch alles auB3er Kraft setzen kann.
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Die werden sich fragen, warum sie sich das noch antun
sollen.

Deswegen sage ich ganz klar in Richtung SPD, ich kann
mir vorstellen, es hat ein bisschen Uberwindung gekostet,
bei dem Thema hier reden zu missen, lieber Hans-Jirgen
Noss;

(Heiterkeit der Abg. Marlies Kohnle-Gros,
CDU)

denn Sie werden sich alle sehr gut Gberlegen missen, wie
Sie bei diesem Gesetzentwurf spater abstimmen werden.

(Alexander Schweitzer, SPD: Wir (iberlegen
immer sehr gut!)

Ich wiinsche lhnen auch viel SpaB3 dabei, das lhren eige-
nen Leuten vor Ort zu erklaren. Dort steht namlich keiner
dahinter.

(Beifall bei der CDU)

Im Landesausschuss des Gemeinde- und Stadtebunds in
der Sitzung in der vergangenen Woche hat die Kollegin
Blatzheim-Roegler ziemlich viel Feuer aus der kommuna-
len Ecke bekommen. Der Kollege Michael Hittner hat mit
dabei gesessen und nach unten geschaut, weil er auch
wusste, was die Stunde geschlagen hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich sage ein-
mal, es ist ziemlich bezeichnend, wenn dann gesagt wird,
der Gesetzentwurf, Gber den wir heute noch gar nicht re-
den, sei nicht vom Himmel gefallen, es hat schlieBlich eine
Enquete-Kommission gegeben, in der die kommunalen
Spitzenverbande ebenfalls vertreten gewesen seien.

(Julia Kléckner, CDU: Sehr gut!)

Man nimmt sie hier sogar als Kronzeugen, indem man
sagt, man habe sie angehért, und jetzt wird irgendetwas in
ein Gesetz eingebracht, was kein Mensch gewiinscht hat.
So geht es nicht.

(Beifall der CDU —
Glocke des Préasidenten)

Aber es ist so eine Sache mit der Blrgerbeteiligung: Wenn
es gut lauft, dann schreit man danach, wenn es weniger
gut lauft, dann findet man andere Méglichkeiten, dass es
gerade nicht geht.

(Glocke des Prasidenten)

Ich nenne nur Mittelrheinbriicke oder Maikammer.

Prasident Joachim Mertes:

Frau Kollegin, bitte.

Abg. Anke Beilstein, CDU:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ganz ehrlich
gesagt, man kann Sie nicht ernst nehmen, und das am
11.11.
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(Beifall der CDU)

Prasident Joachim Mertes:

Herr Kollege Pérksen, Sie haben das Wort.

Abg. Carsten Pérksen, SPD:

Frau Kollegin Beilstein, Sie haben bei Ihrer Aufzahlung
einige Aufzdhlungen vergessen: U3, Neustadt, Seekatz,
Westerwald. Das konnte ich so fortsetzen, wenn Sie diese
Art der Diskussion betreiben wollen.

Ich bin vor 37 Jahren in den Stadtrat in Bad Kreuznach
eingetreten und vor 17 Jahren in den Kreistag. Demné&chst
entmiindige ich mich? — Wie |&cherlich. Fiir wie dumm hal-
ten Sie uns eigentlich, dass wir uns selbst entmindigen?

Das Einzige, was Sie sich geleistet haben, Sie haben in
der entscheidenden Sitzung — der Kollege hat es gesagt —
geschlafen.

(Beifall bei der SPD —
Heiterkeit des Abg. Alexander Schweitzer,
SPD)

Wenn Ihnen das ein solch groB3es Anliegen ist mit den kom-
munalen Spitzenverbanden und Sie mit ihnen reden, und
zwar vorher, warum haben Sie dann nicht im Ausschuss
den Antrag auf Anhérung gestellt? Wir haben Sie gerettet,
wenn Sie so wollen, indem wir im Rechtsausschuss gesagt
haben, wir vertagen und geben lhnen die Méglichkeit.

(Beifall der SPD und bei dem BUNDNIS
90/DIE GRUNEN —
Zuruf der Abg. Marlies Kohnle-Gros, CDU)

Das ist die Wahrheit. Das versuchen Sie jetzt durch stram-
me Reden zu kaschieren. Das lassen wir nicht zu.

(Beifall bei der SPD)

Wenn Sie dann fast auf den Niedergang der Demokratie
vor Ort eingehen, dann miisste Bayern langst am Boden
liegen; denn dort gelten ganz andere Regeln als hier bei
uns.

(Daniel Kébler, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Jal)

Wir befinden uns auch mit den neuen Regeln nicht an der
Spitze der Bewegung, sondern im guten Mittelfeld allen-
falls. Also seien Sie mit lhrer Skizzierung der Probleme ein
bisschen vorsichtiger.

Vielleicht gelingt es Ihnen und uns gemeinsam, die Spit-
zenverbande davon zu Uberzeugen, dass auch ihnen keine
Macht verloren geht, wenn es Gberhaupt um Macht geht.

Wer so viele Jahre wie ich im Kreis- und Stadtrat und an-
deren Gremien gesessen hat, der weil3, wie wenig Birger,
leider, daran teilnehmen. Es ist auch bedauerlich, dass die
Wahlbeteiligung gerade in kommunalen Bereichen riicklau-
fig ist.

(Zuruf der Abg. Marlies Kohnle-Gros, CDU)
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Dann missen wir uns doch fragen, warum das so ist. Ich
meine, dass Blrgerbeteiligung ein Umdenken herbeiflih-
ren kann.

Wer wie ich — es waren auch viele von Ihnen in den letzten
Tagen in den Schulen — Schulen besucht hat, der kann
durchaus sagen, das war ein optimistisches Bild, das wir
von den jungen Menschen erfahren konnten, dies im Ge-
gensatz zu friiheren Jahren.

(Glocke des Préasidenten)

Genau diese jungen Menschen wollen wir mitnehmen, und
das machen wir mit diesen Gesetzen, die wir demnéachst
verabschieden werden.

Danke schon.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Prasident Joachim Mertes:

Wir kommen zum dritten Thema der

AKTUELLEN STUNDE

Zuzug steuern, damit wir weiter helfen kénnen und
Kommunen nicht liberlasten
auf Antrag der Fraktion der CDU
— Drucksache 16/5810 —

Frau Abgeordnete Kléckner, Sie haben das Wort.

Abg. Julia Kléckner, CDU:

Herr Prasident, Frau Ministerprésidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Jeden Tag kommen in Rheinland-Pfalz rund
500 bis 700 Asylbewerber an. Fir ganz Deutschland sind
es taglich Tausende.

Warum kommen sie gerade nach Deutschland? — Weil wir
versuchen, jeder an seinem Ort, ordentlich und anstandig,
menschenwrdig mit ihnen umzugehen. Wir wollen Men-
schen in Not helfen. Humanitat ist keine Sonntagsrede,
das ist auch christliche Nachstenliebe.

Damit sie weiterhin in der Praxis leistbar ist, miissen wir
auch Uber die faktischen Grenzen reden, bis zu denen die-
se menschenwirdige Unterbringung, zum Beispiel Verpfle-
gung und Integration, in dieser Geschwindigkeit weiterhin
gestemmt werden kann.

(Beifall der CDU —
Zuruf des Abg. Carsten Pérksen, SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer aber tber die Gren-
zen des Machbaren nicht reden will, der setzt vorhandene
Hilfsbereitschaft dauerhaft aufs Spiel. Wer vorgibt, unbe-
grenzt alles leisten zu kénnen, sendet falsche Signale auch
an die Menschen, die noch gar nicht entschieden hatten,
nach Deutschland zu kommen.

Wer im politischen Diskurs, wie Rot-Griin, atger grenzna-
he Transitzonen pauschal als Haftanstalten, Uberprifung
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des Familiennachzugs pauschal als unchristlich und Ab-
schiebungen pauschal als unmenschlich brandmarkt, der
moralisiert, der entfernt die Birger von der Politik, der zele-
briert seine moralische Selbstiiberhdhung auf dem Riicken
der vielen Ehrenamtlichen.

(Beifall der CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jeder vor Ort, ob ehren-
amtlich oder hauptamtlich, gibt sein Bestes fiir die Bewal-
tigung der groBen Flichtlingsherausforderungen. Daflr
danken wir ihnen.

Menschenwrdige Unterbringung, Verpflegung, Gesund-
heitsversorgung, Registrierung, Antragsbearbeitung und
danach die Integrationsarbeit, all das kostet Geld. Es kos-
tet Zeit, Personal und Ressourcen. Sie sind schlichtweg
nicht unendlich. Auch das gehért zur Ehrlichkeit dazu.

(Beifall der CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mir scheint, dass gerade
in Rheinland-Pfalz bei unserer Landesregierung der Blick
fir die Realitaten und Belastungsgrenzen eben nicht vor-
handen ist. Wir kénnen Stadten mit Wohnraumknappheit
nicht immer weiter neue Flichtlinge zuweisen und nicht
jeden aufnehmen, der gerne bei uns wohnen wirde. Das
ist bitter, aber es ist die Wahrheit.

Deshalb bin ich froh, dass wir vergangene Woche auf
Bundesebene eine Einigung erzielen konnten. Die grof3e
Koalition, wir von der Union, hatten uns grenznahe Tran-
sitzonen gewunscht, um geordnete Verhaltnisse direkt am
Grenzlbertritt wiederzuerlangen. Die vereinbarten Regis-
trierzentren, wenige Registrierzentren, sind ein erster Fort-
schritt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist gut, dass niemand
mehr ohne Bleibeperspektive in die Kommunen geschickt
werden soll.

(Beifall der CDU)

Das hatten wir alles vorher haben kénnen. Wir als CDU-
Landtagsfraktion haben das bereits am 15. Januar bei
unserem ersten Fliichtlingsgipfel gesagt. Wir wurden dafiir
beschimpft, und jetzt hat Frau Dreyer zugestimmt. Manch-
mal dauert es ein bisschen langer, bis man es einsieht.

(Beifall der CDU)

Leider finden die GRUNEN im Land — ich zitiere — gar
nichts gut an diesem Kompromiss. Die Ministerprasidentin
schweigt zu solchen Aussagen Uber einen Kompromiss,
wobei sie diese Punkte aber selbst begrif3t hat.

(Carsten Porksen, SPD: Warten Sie einmal
ab!)

Deshalb fragen wir: Soll der Zuzug jetzt begrenzt werden,
Frau Alt und Frau Dreyer? Ja oder nein? Wie ist lhre ge-
meinsame Position in dieser Koalition?

(Carsten Poérksen, SPD: Das fragen Sie
einmal die Kanzlerin!)
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Frau Dreyer, Sie sind fir einen unbegrenzten Familiennach-
zug, und Sie sagten, wer begrenzen wiirde, handele an-
geblich inhuman.

(Carsten Porksen, SPD: Machen Sie
einmal das Fenster auf, dass Sie auch in
Berlin gehort werden!)

Frau Ministerprasidentin, wer glaubt, ein unbegrenzter
Familiennachzug mit mehreren Personen pro bereits in
Deutschland anwesendem Flichtling sei unbegrenzt még-
lich, der argumentiert nur theoretisch und Ubergeht die
Praxis und die Situation in unseren Kommunen hier vor
Ort.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Rot-Griin das nicht will und blockiert, sind Sie in der
Pflicht zu sagen, welche effektiven Vorschlage Sie denn
zur Begrenzung des Flichtlingsstroms haben; denn es
war doch gerade die SPD, die kurz nach Herrn Seehofer
diesen rechts Uiberholte und sagte, dass es so nicht wei-
tergehen kénne und wir eine Begrenzung brauchten.

Wenn es keine substanziellen Lésungsanséatze von lhnen
gibt, dann kénnen Sie sich auch nicht beschweren, wenn
wir als Union hier im Landtag Vorschlage machen.

(Carsten Porksen, SPD: Welche
Lésungsvorschlage?)

Wir fordern die Landesregierung auf, bei der Einschran-
kung des Familiennachzugs die Bundesebene ausdrick-
lich zu unterstitzen. Einzelfallprifung halten wir fur richtig
und wichtig;

(Glocke des Prasidenten)

denn das hielten Sie auch fir richtig und wichtig bei den
sicheren Herkunftslandern.

Alles Weitere in der nachsten Runde.

(Beifall der CDU)

Prasident Joachim Mertes:

Herr Kollege Schweitzer, Sie haben das Wort.

Abg. Alexander Schweitzer, SPD:

Herr Prasident, meine Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Liebe Frau Kollegin Kléckner, Sie fragen
nach einer gemeinsamen Position dieser Landesregierung,
und wir durften, wenn wir am Wochenende im Internet wa-
ren, erleben, dass tatsachlich in diesen Zeiten via Twitter
der Kanzleramtsminister Altmaier bei der ARD nachfragt,
was Herr Schauble (iber Herrn de Maiziére gesagt habe.

(Martin Haller, SPD: Unglaublich!)

Meine Damen und Herren, es ist wirklich schon skurril und
passt am besten zum 11.11., dass Sie heute im Landtag
fragen, was die gemeinsame Position ist, und die, die bun-
desweit Verantwortung haben, einen solchen Klamauk an
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diesem Wochenende angeboten haben. Schamen sollten
sich die, die Verantwortung dafir tragen.

(Beifall der SPD und bei dem BUNDNIS
90/DIE GRUNEN —
Zuruf des Abg. Christian Baldauf, CDU)

Es ist schamlos, was Sie hier anbieten.

Meine Damen und Herren, aber genau die Episode, die
ich geschildert habe, zeigt, bei der Union brennt es unter
dem Dach.

(Zuruf des Abg. Thomas Weiner, CDU)

Frau Klockner, welche Rolle Sie haben, das wissen wir
noch nicht. Haben Sie das Streichholz, den Feuerloscher
oder sowohl in der einen Hand das und in der anderen
das? Ihre Position an dieser Stelle wird auch noch einmal
zu erOrtern sein.

(Zuruf des Abg. Hans-Josef Bracht, CDU)

Aber eines ist vollig klar, meine Damen und Herren. Egal,
was die Union an diesem Wochenende und in den Tagen
und Wochen davor veranstaltet hat, an einer Stelle sind
Sie immer klar geworden: Wir wissen nicht, was wir tun,
aber wir versuchen, die Fragestellungen in diesen Zeiten
am Besten zur SPD hinzutragen. Frau Kléckner, das ist
Ihre Aufgabe. Das ist unverantwortlich, und das macht mit
den Menschen genau das, was wir nicht brauchen.

Ich erinnere an die Debatte, die wir zur AfD hatten.

(Zuruf des Abg. Christian Baldauf, CDU)

Wir dirfen die Menschen nicht verunsichern, aber ge-
nau diese Debatte wollen Sie heute in den rheinland-
pfélzischen Landtag bringen, Frau Kollegin.

(Beifall der SPD und bei dem BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Natdrlich kommen die Menschen. Sie kommen schon seit
Tagen, seit Wochen, seit Monaten, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

(Zuruf des Abg. Alexander Licht, CDU)

— Sie missen das ertragen, dass ich hier auch einmal re-
den darf, lieber Herr Licht. Sie missen halt zuhoéren.

Sie kommen, und viele wussten, dass sie kommen: Sicher-
heitsbehérden, internationale Organisationen und auch
das Bundesamt fir Migration und Flichtlinge ab einem
gewissen Zeitpunkt.

Wer am Wochenende nicht nur im Internet war, sondern
auch einmal die Presse gelesen hat, der hat vielleicht auch
die ,WELT am SONNTAG" gelesen. Die ,WELT am SONN-
TAG" ist kein sozialdemokratisches Verlautbarungsorgan.
Diese Zeitung hat am Wochenende einen grof3en Artikel
darlber verdffentlicht, wie das war, als wir in Deutschland
in diese Situation gekommen sind. Sie richtet den Schein-
werfer auf den August 2015, und ich zitiere:
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,Die Regierung kdnnte schnell handeln, doch das passiert
nicht. Das belegt ein interner Schriftwechsel, der dieser
Zeitung vorliegt. Danach erhélt das Innenministerium” —
des Bundes wohlgemerkt — ,schon Anfang August eine
deutlich héhere Prognose vom BAMF. Die Situation in
den Fliichtlingslagern rund um Syrien verschlechtere sich,
hei3t es in dem siebenseitigen Schreiben fiir ein Treffen
von de Maiziere und Merkel. Auch vom Balkan kdmen noch
immer viele. Fir die Lander” — die Bundeslander wohlige-
merkt — ,zahlt jeder Tag.”

Ich zitiere weiter:

~Doch statt die Prognose rasch weiterzuleiten, wartet die
Bundesregierung noch zwei Wochen.”

Meine Damen und Herren, und Sie haben den Mumm,
uns Probleme vorzuhalten, die diese Bundesregierung auf
der christdemokratischen Seite in Verantwortung des Bun-
desinnenministers verursacht hat, bis heute verantwortet
und bis heute auch noch nicht gelést hat.

Liebe Frau Kldckner, Ihre Mitverantwortung ist heute deut-
licher geworden denn je. Sie beméanteln die Fehler des
Bundesinnenministers, und wir nehmen Sie deshalb far
diese Fehler des Bundesinnenministers politisch auch mit
in die Verantwortung.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN —
Zuruf des Abg. Hans-Josef Bracht, CDU —
Weitere Zurufe von der CDU)

Wir machen unsere Hausaufgaben. Wir suchen Erstauf-
nahmeeinrichtungen, bei uns sind die Flichtlinge regis-
triert.

(Zurufe von der CDU: Was? —
Heiterkeit bei der CDU)

Wir schieben ab, und wir fihren zurlick.
(Weitere Zurufe von der CDU)
— Aber natdrlich!

Aber das Bundesamt liefert keine Bescheide. Noch immer
sind Zusagen des Bundesinnenministers nicht eingehal-
ten.

Meine Damen und Herren, das Versagen, das manche
in den Medien inzwischen der Politik in Deutschland bei
der Situation der politischen Wettbewerbe anzukreiden
versuchen, hat ein Gesicht, und das ist das Gesicht des
Bundesinnenministers.

(Heiterkeit bei der CDU —
Carsten Porksen, SPD: Da gibt es gar
nichts zu lachen! —

Christian Baldauf, CDU: Sie kennt ja
keiner!)

Meine Damen und Herren, deshalb sage ich lhnen ganz
deutlich, wenn sich etwas verandern soll, wenn sich die
Entwicklung zum Besseren bewegen soll, wenn wir wieder
Ordnung, Recht und eine Systematik bekommen wollen,
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(Zuruf des Abg. Hans-Josef Bracht, CDU)

dann wird das mit der Amtsfihrung dieses Bundesinnen-
ministers nicht méglich sein. Meine Damen und Herren,
deshalb fordere ich die Kanzlerin auf: Ziehen Sie diesen
Mann zuriick aus der Verantwortung! Der Bundesinnenmi-
nister muss zur(cktreten! Die Kanzlerin muss diese Ent-
scheidung treffen, und erst dann kdnnen wir wieder Uber
Debatten reden, die tatsachlich Grundlage haben.

Ich danke lhnen fiir die Aufmerksamkeit.

(Anhaltend Beifall der SPD und des
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Marlies Kohnle-Gros, CDU: Das wird
Gabiriel nichts nitzen! —
Christian Baldauf, CDU: Also bei den
Umfragen wirde ich auch so klatschen!)

Prasident Joachim Mertes:

Herr Kollege Kébler, Sie haben das Wort.

(Unruhe im Hause)

Abg. Daniel Kobler, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Herr Prasident, meine Damen und Herren! Ich mdchte mit
Erlaubnis des Prasidenten zu Beginn ein paar Schlagzei-
len aus den Medien dieser Tage zitieren. Ich zitiere die
»Rhein-Zeitung“ von heute: ,Krise Uberfordert BAMF auch
technisch®.

Die ,Studdeutsche.de” vom vergangenen Sonntag schreibt:
~Thomas de Maiziére, Minister fiir innere Unruhe“.

Die Sendung Polit-Talk morgen im ZDF mit Maybrit lliner
tragt den Titel: ,Chaos in der Flichtlingspolitik — verliert
Merkel die Kontrolle?*.

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir haben keine
Flichtlingskrise, sondern wir haben eine Krise in der Re-
gierung, und diese Krise hat einen Namen, ndmlich Tho-
mas de Maiziére.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD) —
Zurufe von der CDU: Ah!)

Der beste Beitrag zur Lésung der Debatte ist — ich bin
froh, dass Herr Kollege Schweitzer sich meiner Forderung
angeschlossen hat —, diesen Uberforderten Innenminister
endlich abzuziehen. Daflir hat die Kanzlerin die Verant-
wortung. Frau Kldckner, setzen Sie sich bei lhrer Freundin
Frau Merkel — wenn sie noch lhre Freundin ist — endlich
dafir ein!

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Frau Kléckner, ich muss schon sagen, ich bin enttduscht.
Wenn das wirklich das wichtigste Thema ist, hatte ich
von lhnen Lésungsbeitrdge erwartet, aber davon habe ich
nichts gehort.
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(Carsten Pérksen, SPD: Nix! —
Alexander Schweitzer, SPD: Das ist
richtig! —

Alexander Licht, CDU: Auf dem Ohr sind
Sie sowieso taub!)

Ich habe allerdings ein Wort sehr oft gehért, und das war
das Wort ,begrenzt”. — Begrenzen und abschotten.

Ich fand allerdings, wenn etwas begrenzt war, dann war
das Ihr Beitrag zur Lésung dieser Herausforderung. Das
war begrenzt.

(Hans-Josef Bracht, CDU: Das ist |hr
Problem, nicht unseres! Sie begrenzen
Vorschlage!)

Aber warum flihren Sie Uberhaupt diese Debatten? —
Das sind doch reine Ablenkungsdebatten, diese ganzen
Abschottungs- und Abgrenzungsdebatten, weil Sie nam-
lich ablenken wollen. Sie wollen ablenken vom Chaos im
Bundesinnenministerium, Sie wollen ablenken vom Chaos
beim BAMF. Sie wollen ablenken von dem Faktum, dass
wir beim BAMF seit Monaten mehr Sachbearbeiter fordern,
damit die Asylverfahren beschleunigt werden, und dass es
bis heute in Rheinland-Pfalz nur 22 Fachkrafte mehr sind.
Das ist doch Organisationsversagen. Das ist Regierungs-
versagen, und davon wollen Sie ablenken.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Es ist immer wieder Thomas de Maiziére. Dass nun der
Familiennachzug fiir Syrer begrenzt werden soll, ist Herrn
de Maiziere mal ebenso herausgerutscht. Bekannt wurde
es nach der Vereinbarung der GroB3en Koalition, gesagt
hat er es aber schon am Montag vorher. Kassiert wurde
es dann am Freitag von der Kanzlerin, und was ist danach
passiert? — Ein kalter Putsch gegen die Kanzlerin.

(Heiterkeit und Zurufe von der CDU)

Frau Kléckner, Herr Seehofer und andere haben gesagt:
Nein, nein, dariber wollen wir reden, das mdchten wir aber
haben.

Jetzt muss die Kanzlerin Merkel den Innenminister de Mai-
ziere zuriickpfeifen, wahren die Bundesvorsitzende Merkel
dafiir sorgen muss, dass das Ganze wieder auf die Tages-
ordnung gesetzt wird.

Meine Damen und Herren, es handelt sich nicht nur um das
Chaos im Bundesinnenministerium, sondern es herrscht
Chaos pur in der Union.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Frau Klockner, ich mdchte wissen, wo Sie in dieser Debat-
te stehen. Wir stehen bei der Kanzlerin Merkel. Wir sagen,
wir schaffen das.

(Beifall der CDU —
Zurufe von der CDU: Oh! Hey!)

Wir in Rheinland-Pfalz leisten unseren Beitrag dazu, und
zwar die gesamte Landesregierung, das Integrationsminis-
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terium, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die vielen
ehrenamtlichen Helfer. Sie alle sorgen dafiir, dass wir das
in Rheinland-Pfalz schaffen.

(Christian Baldauf, CDU: Wieso sind Sie
gegen die Beschliisse?)

Aber wo stehen Sie? Stehen Sie bei Angela Merkel, oder
stehen Sie bei Horst Seehofer? — Diese Frage mussen Sie
beantworten. Wo stehen Sie im Unionschaos, wo stehen
Sie im Chaos der CDU?

(Christian Baldauf, CDU: Wo stehen Sie zu
unseren Beschlissen?)

Zu welchem Flugel gehéren Sie?

Ich muss ganz ehrlich sagen, ich bin bei denjenigen, de-
nen Familien noch etwas wert sind.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Der Schutz der Familie und der Menschen, das ist unser
verfassungsmaBiger Auftrag. Wir als GRUNE sagen, wir
sind bei den Familien. Aber wir sagen auch, in unserem
Grundgesetz steht nicht ,der deutschen Familie®, sondern
darin steht ,der Familie“, also der Menschen, die bei uns
leben. Ich méchte wissen, auf welcher Seite Sie stehen.
Haben Sie das Familienbild der deutschen Familie, oder
geht es lhnen um den Schutz aller Menschen, die eine
Familie haben?

Ich méchte Ihnen noch einen Punkt sagen. Glauben Sie
denn wirklich, es wére der Integration férderlich, junge syri-
sche M&nner mit Anfang 20 ohne ihre Familien in Deutsch-
land zu halten — sie werden lange bei uns bleiben —, oder
waére es nicht besser, Sie wirden auch ihr familiares Um-
feld nach Deutschland holen? — Ich glaube, wenn wir die
Manner, die zu uns kommen, nicht allein lassen, dann ist
das auch eine Chance flr die Integration.

(Glocke des Prasidenten)

Vor allem leisten wir einen Beitrag dafiir, dass nicht noch
mehr Frauen und Kinder im Mittelmeer ertrinken.

Herzlichen Dank.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Prasident Joachim Mertes:

Ich erteile nun Frau Ministerprasidentin Dreyer das Wort.

Malu Dreyer, Ministerprasidentin:

Herr Prasident, liebe Kollegen und liebe Kolleginnen! Ich
freue mich, dass wir heute Uber dieses Thema diskutieren.
Vielen herzlichen Dank. Ilch méchte ausdricklich sagen,
dass die Landesregierung eine sehr klare Haltung zu die-
ser grof3en Herausforderung der Aufnahme der Flichtlinge
hat. Es ist natirlich vollkommen falsch, dass wir dabei
nicht die Realitat kennen wiirden. Wir sind jeden Tag drau-
Ben wie andere auch. Wir organisieren die Situation im
Land. Wir versuchen, Ordnung hineinzubringen — und das
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gelingt uns auch —, und wir haben den klaren Anspruch
daran, dass wir die Integration der Menschen, die bei uns
bleiben, von Anfang an mitdenken und wir in unserer In-
tegrationskonferenz, die morgen stattfindet, die Situation
noch einmal intensiv miteinander erdrtern werden.

Das heif3t: Wie kann man eigentlich auf die Idee kommen,
wir wollten und wiirden die Realitat nicht kennen? — Das
ist einfach nicht richtig.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN —
Alexander Schweitzer, SPD: Dummer
Quatsch!)

Naturlich I6sen wir auch die Aufgabe, die uns gestellt wor-
den ist. Wir kdnnen als Land nicht wirklich den Zustrom
eindammen. So viel Ehrlichkeit muss auch sein. Es gibt
keinen Ministerprasidenten, der dafiir sorgen kann, dass
der Flichtlingsstrom eingeddmmt wird. Aber alles, was
unsere Aufgabe ist, gehen wir sehr beherzt an.

Naturlich hat zum Beispiel im Juli, als sehr viele Menschen
zu uns kamen, oder ab dem beriihmten 5. September nicht
immer alles direkt und sofort super geklappt. Aber heute
kénnen wir als Land Rheinland-Pfalz sagen, wir haben 25
Erstaufnahmeeinrichtungen. Jeder Fliichtling in Rheinland-
Pfalz ist registriert. Gestern kamen 700 neue hinzu, sie
werden heute registriert, und das wird auch so bleiben. In
Rheinland-Pfalz 1&uft kein Flichtling mehr herum, der nicht
registriert ist.

Wir fihren die Menschen, die nicht bleiben dirfen, zurtick,
und dazu gibt es auch Zahlen. Wir haben allein von Januar
bis Oktober 4.560 Menschen zurlickgefiihrt, und das ist
mehr, als das BAMF von Januar bis Oktober ablehnende
Bescheide herausgeschickt hat. Meine Damen und Herren,
wer jetzt nicht versteht, dass die Strategie der Landesregie-
rung, zuerst einmal auf die freiwillige Rickkehr zu setzen,
aufgeht, und dass es auch einen Grund hat, weshalb die
Oberblrgermeister und Landréate dies genauso machen,
der muss es doch spéatestens jetzt endlich kapieren, wenn
diese Zahlen vorliegen. Wenn jemand an der Realitat vor-
beischaut, liebe Frau Kléckner, dann sind Sie das.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN -
Alexander Schweitzer, SPD: Genau!)

Herr de Maiziére hat angekiindigt, dass es im Laufe dieses
Jahres noch 40.000 ablehnende Bescheide geben wird.
Rheinland-Pfalz ist gerlUstet. Wir haben unsere Struktur
zur Ruckfihrung der Flichtlinge neu aufgebaut. Wir ha-
ben eine Clearingstelle eingerichtet, die funktioniert, und
wir haben Kommunen, die von uns bezuschusst werden.
Wir bezuschussen die Menschen, die freiwillig gehen. Ich
mdchte auch noch einmal ausdrucklich sagen, dieses ewi-
ge Gerlcht, dass in Rheinland-Pfalz nicht zurlickgefiihrt
und nicht abgeschoben wird, ist einfach falsch.

(Alexander Schweitzer, SPD: Das ist
gelogen!)

Derzeit sind nur noch 2 % der Fliichtlinge, die zu uns kom-
men, vom Balkan. Diese Fluchtlinge werden schon langer
Uberhaupt nicht mehr in die Kommunen Uberwiesen. Wir
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konnten sie in der Vergangenheit bis zu drei Monate bei
uns behalten. Nun haben wir nach dem Gesetzespaket die
Erlaubnis, sie ein paar Wochen langer zu halten.

Westbalkanflichtlinge, die keine Anerkennung haben und
nicht freiwillig zuriickgehen, fihren wir auch mit Zwang
zurlick. Es leben auch noch viele bei uns im Land, die
wahrscheinlich nicht alle bei uns bleiben dirfen. Dort, wo
die Kommunen zusténdig sind, unterstitzen wir diese, in-
dem wir ihnen helfen, Passe und Passersatzpapiere zu
beschaffen. Wir helfen ihnen bei der Buchung von Bussen
und von Flugzeugen, bei allem, was erforderlich ist, um
eine humane, eine menschliche und gute Ruckfiihrung zu
organisieren und zu ermdglichen.

Liebe Kollegen und Kolleginnen von der CDU, es sind nicht
wir, die jeden Tag eine neue Nachricht in die Welt setzen,
die angeblich das Flichtlingsproblem I6st. Keiner dieser
Vorschlage hat bis jetzt getragen. Dass Sie die Transitzo-
nen Uberhaupt noch einmal erwahnen, ist eigentlich ein
Witz, Frau Kléckner. Es hat lange genug gedauert, dass
wir uns einigen konnten. Wir haben uns aber vernlnftig
geeinigt, weil es nicht verniinftig gewesen ware in einer
Situation an der Grenze, bei der man zun&chst einmal tiber-
haupt nicht in der Lage ist, wenigstens 5.000 Menschen zu
registrieren, perspektivisch 10.000, 20.000, 30.000 oder
gar 40.000 Menschen zu sammeln, die dort Uber zwei oder
drei Wochen gehalten werden. Das ist doch kein verninfti-
ger Vorschlag, und er kann auch nicht funktionieren.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Deshalb bin ich froh, dass dieses Thema nun endlich vom
Tisch ist.

Aber das ist nicht das einzige Thema. Nun reden wir von
heute auf morgen plétzlich wieder Gber den Familiennach-
zug, obwohl wir doch als Lander mehr als kooperativ sind.
Wir wollen doch gemeinsam Hand in Hand mit dem Bund
die Flichtlingsfrage in unserem Land gut bewéltigen. Wir
haben mehr Gemeinsamkeiten mit der Kanzlerin als mit
vielen anderen in der CDU. Wir wollen zwischen Bund
und Landern gemeinsam die Aufgabe gut bewaltigen, und
das ist der Grund dafiir, weshalb wir in dieser Koalition
intensiv dariiber diskutiert haben, ob wir das Gesetzespa-
ket gemeinsam verabschieden kénnen oder nicht. Es hat
wehgetan, aber trotzdem haben wir gesagt, es muss sein,
damit wir gemeinsam handeln kénnen.

Deshalb kann man den Landern nicht vorwerfen, dass es
an ihnen hangt. Man kann es aber vielen in der CDU auf
Bundesebene und der CSU vorwerfen, immer wieder neue
Themen aufzuwerfen, die wie Seifenblasen platzen, wenn
man sie nur lAnger anschaut. Diese Vorschlage muss man
noch nicht einmal berihren.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Ich sage jetzt deshalb meinen letzten Satz zu dem Thema
Einzelfallprifung. Ich méchte sagen, wir reden dabei zwar
Uber die Halfte der Fliichtlinge in Deutschland, aber wer
weil3, dass wir 300.000 unbearbeitete Altfélle und 500.000
Félle haben, die noch nicht einmal einen Anhérungstermin
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hatten, der kann nicht allen Ernstes auf die Idee kommen,
dass wir jetzt noch die groBBe Gruppe der Syrer, die fast
komplett anerkannt wird, in Einzelfallpriifungen schicken.
Das nutzt weder den Landern, den Menschen noch den
Kommunen.

Das zweite ist Folgendes: Wenn ich mir das Thema Fami-
liennachzug anschaue, dann sage ich, dass wir es hoch-
gerechnet haben. Es sind nicht Unmassen von Menschen,
die dadurch nicht mehr zu uns ziehen wiirden. Es ist eine
kleine Gruppe von Menschen. In Rheinland-Pfalz sind es
hochgerechnet 600 Manner, bei denen wir noch nicht ein-
mal wissen, ob sie liberhaupt Familie haben. Uber diese
Zahlen reden wir.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, immer wie-
der Dinge in die Welt zu setzen und damit so zu tun, als
kénnte man den Zuzug damit wesentlich begrenzen, ist
keine ordentliche und faire Herangehensweise. Es besta-
tigt die Angste der Biirger und Biirgerinnen. Es entlastet
sie nicht, weil es nur Scheinlésungen und keine echten
Lésungen sind.

Deshalb ware es hundertmal besser, wenn die CDU auf
Bundesebene, die Union, die CDU/CSU ihre Kanzlerin
mit aller Kraft unterstlitzen wirde, dass sie auf européi-
scher und internationaler Ebene zu vernlnftigen Lésun-
gen kommt. Sie ist zurzeit die einzige Kraft, die im Kreis
der Regierungschefs das wirklich durchsetzen kénnte. Sie
braucht ein geschlossenes Deutschland, das hinter ihr
steht, damit man innerhalb von Europa eine verninftige
Lésung hinbekommt, um dann den Menschen sagen zu
kdnnen, jetzt haben wir eine Lésung gefunden, die wirklich
tragt.

(Anhaltend Beifall der SPD und des
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasident Joachim Mertes:

Die Redezeit fiir die CDU-Fraktion ist wegen der langeren
Inanspruchnahme eine Minute und 13 Sekunden langer.
Fir die anderen Fraktionen ist es die Halfte.

Frau Kléckner, Sie haben das Wort.

Abg. Julia Kléckner, CDU:

Herr Prasident, Frau Ministerprasidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Frau Dreyer, man merkt, wie sehr Sie unter
Druck und Anspannung stehen.

(Beifall der CDU)

Das merkt man; denn Ihre Anspannung und lhr Druck
rihren daher, dass Sie das von Ihren SPD-Kommunalen
héren, was wir seit Langem sagen, aber was Ihr griiner
Koalitionspartner nicht wahrhaben will.

(Beifall der CDU)

Dann wirde ich auch unter Druck stehen, wenn ich eine
solche Koalition fiihren misste.

Frau Dreyer, Sie haben viel geredet, aber wenig zur Aktu-
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ellen Stunde gesagt. Das will ich auch einmal sagen.

(Carsten Pérksen, SPD: Wie bitte?)

Was sagen Sie denn den vielen Kommunalen, die schon
die wei3e Fahne hissen?

(Carsten Porksen, SPD: Sie erzéhlen
Marchen!)

Was sagen Sie denen beim Thema Familiennachzug? Ist
Ihre Wirklichkeitsverweigerung wirklich das Fazit folgender
Worte, die Sie gesagt haben:

(Zuruf des Abg. Dr. Bernhard Braun,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Es ist kein Problem, die Syrer sind nur einige wenige hier. —
Entweder stimmt |hre These oder die These Ihrer Minis-
terin im Ausschuss nicht, dass die Syrer mit die groBte
Gruppe sind. Wenn sie das sind, dann wird ein Vielfaches
davon durch den Familiennachzug eine unglaubliche Be-
lastung fir die Fahigkeiten in den Kommunen sein.

(Beifall der CDU)
Das gehdrt zur Realitat dazu.

Frau Ministerprasidentin, Sie haben gesagt, diese Landes-
regierung ordnet und sortiert. Gehen wir einmal nach Lan-
genlonsheim. Da sollten in einem Dorf mit 4.000 Einwoh-
nern 3.000 Flichtlinge untergebracht werden. Wahrend
die einen aus ihrer Regierung sagten, die 3.000 kommen,
wurde zeitgleich durch eine Pressemitteilung das Gegen-
teil behauptet. Als es von Ihnen und lhrem Stab hie3, man
hatte dieses Delphi-Gelande angemietet, erfuhren wir von
dem, der eigentlich vermieten sollte, dass noch gar kein
Vertrag vorhanden ist. Wenn das ordnen ist, dann will ich
nicht wissen, wie bei lhnen eine Unordnung aussieht.

(Beifall der CDU —
Carsten Porksen, SPD: Was ist das fiir ein
Ablenkungsmandver?)

Frau Ministerprésidentin, seit elf Monaten, seit dem 15. Ja-
nuar machen wir Vorschlage bei jedem Fliichtlingsgipfel.
Das Interessante ist, zuerst sind Sie dagegen, wir werden
beschimpft, dann fallen Sie um und behaupten, wir hatten
nie Vorschlage gemacht. Ich sage es lhnen ganz konkret.
Sichere Herkunftsldnder — die sicheren Herkunftslander
standen Uberhaupt nicht zur Debatte. Das war unmensch-
lich und unchristlich. Heute sprechen Sie wie selbstver-
standlich von sicheren Herkunftslandern. Das war von uns
vorgeschlagen.

Es ging dann darum, ob man die Personen ohne Bleibeper-
spektive Gberhaupt in die Kommunen schickt. Wir haben
gesagt, dass kann man nicht machen. Sie sagten, nat(rlich
schicken wir sie in die Kommunen; denn wir haben nicht
den Platz. Sie haben nie die drei Monate ausgenutzt, die
Sie hatten machen kdnnen. Sie sind wieder umgefallen.

(Zuruf des Abg. Carsten Pérksen, SPD)

Wir haben dann davon gesprochen, wir miissen schneller
abschieben und rickfihren. Das Wort Abschieben durften
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wir im Mai noch nicht einmal in den Mund nehmen. Das
war unchristlich. Man hat von Rlckflihrung gesprochen.
Heute sprechen Sie von Abschiebung.

(Carsten Porksen, SPD: Reden Sie mal
zum Thema! —
Zuruf des Abg. Dr. Bernhard Braun,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Eines will ich lhnen noch sagen. Frau Dreyer, wenn Sie
sagen, wie viele Menschen freiwillig zuriickgekehrt und
abgeschoben sind, dann ist das nur die eine Seite der
Wabhrheit.

(Glocke des Prasidenten)

Interessant ist doch, wer noch da ist und wen Sie nicht
zurlickschicken. Wir sagen deshalb, verschlie3en Sie sich
nicht einem Ad-hoc-Ausschuss der ressortiibergreifend
tagt. Sie wollen namlich kein vernetztes Bild haben.

(Glocke des Prasidenten —
Carsten Porksen, SPD: Was ist das fir eine
komische AuBerung? —

Zuruf des Abg. Thomas Wansch, SPD)

Sagen Sie lhrer Ministerin, die daflr zustandig ist, dass
die Zusténdigkeit in eine Hand kommen soll.

Prasident Joachim Mertes:

Frau Kollegin, Weiterreden ist keine Méglichkeit, die ich
akzeptiere.

Abg. Julia Kléckner, CDU:

Danke schon.

(Beifall der CDU)

Prasident Joachim Mertes:

Das Wort hat Herr Kollege Schweitzer.

Abg. Alexander Schweitzer, SPD:

Herr Prasident, meine Damen und Herren, liebe Frau Kol-
legin Kléckner!

(Zuruf des Abg. Hans-Josef Bracht, CDU)
— Das war eben nichts.

Sie haben keinen Satz dazu gesagt, dass wir in Deutsch-
land in einer Situation sind, die sich aufgebaut und an
Dynamik am Abend des 5. September erfahren hat, als
Frau Merkel in einem humanitdren Akt gesagt hat, die
Menschen, die am Budapester Bahnhof sind, sollen Uber
Osterreich und Bayern insgesamt ins Bundesgebiet durch-
reisen.

Meine Damen und Herren, wenn Sie uns heute vorwerfen,
wir hatten alle Mihe, die Menschen unterzubringen, dann
gehért auch zur ganzen Wahrheit, dass Frau Merkel an
diesem Abend eine Entscheidung getroffen hat, die mit
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Herz, aber ohne Plan ausgestattet war. Wir sind in einer
Phase, in der wir einen Plan brauchen. Dazu haben Sie
keinen einzigen Satz gesagt.

(Beifall der SPD und bei dem BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Ich will Ihnen sagen, wir haben einen Bundesinnenminister
— ich habe schon etwas Uber ihn gesagt —, der im Frih-
jahr bei den Ministerprésidenten gesagt hat, wir kénnten
Liegenschaften anbieten, da waren schon Fllchtlinge drin.
Im selben Frihjahr hat er gesagt, wir bieten an, dass der
Bund eine Erstaufnahmeeinrichtung in Verantwortung des
Bundes mit 40.000 Platzen anbietet. Wie viele sind ent-
standen? Kein einziger.

Ich habe lhnen dargestellt, wie das am vergangenen Wo-
chenende mit der Nachzugsregelung war. Das war nicht
abgestimmt. Es ist kassiert worden. Ich hére heute, dass
er nicht nur die Frage Dublin || mit dem Koalitionspartner
der SPD — das wirde man vielleicht bei der CDU noch
verstehen kénnen — abgestimmt hat, sondern heute kommt
die Meldung aus der ,F.A.Z.", dass es mit der Kanzlerin
auch nicht abgestimmt ist.

Frau Kollegin, jetzt wird es spannend. Ist ein Bundesmi-
nister, der die eigene Kanzlerin dlpiert, tatsachlich der
Vordenker, als den Sie ihn bezeichnet haben?

(Zuruf des Staatsministers Roger Lewentz)

Liebe Frau Kollegin Kléckner, der ,SPIEGEL" hat gesagt,
diese AuBerungen von Frau Kléckner — es ist ein Problem,
wenn man an keinem Mikrofon vorbeigehen kann —ist eine
Verneigung vor Herrn de Maiziére.

(Zuruf des Abg. Christian Baldauf, CDU)

Wer in diesen Tagen sagt, ich verneige mich, oder Inter-
pretationen zulasst, dass er sich vor Herrn de Maiziére
verneigt, dem muss man zubilligen, dass noch nie jemand
in einer solchen Situation so daneben gelegen hat mit der
Wahrnehmung der eigenen Position.

Liebe Frau Kollegin Kléckner, ich muss Ihnen sagen, Sie
haben heute eine Aktuelle Stunde veranlasst, um das Cha-
0s, das die CDU in Berlin verursacht, nach Mainz zu tragen.
Wir werden das nicht zulassen.

Das Chaos kann beendet werden, wenn Frau Merkel den
Bundesinnenminister zurlickzieht. Dann kommen wir hof-
fentlich endlich mit einer anderen Ausstattung und besse-
ren Koordinierung zu einer besseren Situation in Deutsch-
land.

(Glocke des Préasidenten)

Tragen Sie mit dazu bei. Héren Sie auf, einen solchen
Unsinn in die Debatte in Rheinland-Pfalz zu bringen, wie
Sie es heute getan haben.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)
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Prasident Joachim Mertes:

Ich erteile Frau Kollegin Spiegel das Wort.

Abg. Anne Spiegel, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Das Chaos, das im Bereich der Flichtlingspolitik aus der
Bundeshauptstadt in die Bundeslander und dann in die
Kommunen vordringt, ist an dieser Stelle nicht mehr trag-
bar. Das ist eine Verunsicherung der Menschen. Jeden
Tag wird eine neue Sau durchs Dorf getrieben. Die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter haben noch nicht einmal ihren
Computer hochgefahren um die Vorschlage auszudrucken,
da werden schon wieder die neuesten Vorschlage verbrei-
tet. Das ist eine Politik, die an dieser Stelle nicht serids ist,
meine Damen und Herren.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Ich sage ganz klar, diese unseridse Politik hat einen Na-
men und das ist de Maiziere. Fir uns ist dieser Bundesin-
nenminister an dieser Stelle nicht mehr tragbar, wenn er
seiner Verantwortung nicht nachkommt.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD —
Hans-Josef Bracht, CDU: Da muisst ihr
furchtbare Angst vor ihm haben!)

Das Problem ist, dass er der innenpolitischen Verantwor-
tung an der Stelle nicht nachkommt, nicht gerecht wird und
die Menschen verunsichert werden. Das Problem ist da,
wenn wir den Blick auf die internationale Ebene richten. An
dieser Stelle brauchen wir internationale Solidaritat. Wir
brauchen eine européische Lésung. Wir brauchen eine
Lésung bei dem Problem, dass das Welternahrungspro-
gramm gekirzt wurde und die Menschen, Familien und
Kinder in den Lagern auBBerhalb Europas nicht mehr genug
zu essen haben. Da verzichten die Eltern auf Mahlzeiten,
damit die Kinder genug zu essen haben. Wie geht das
bitte schén zusammen mit den Vorschlagen des Bundesin-
nenministers? Das geht alles vollig kreuz und quer, meine
Damen und Herren.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Deswegen appelliere ich an die Bundesregierung und zu-
vorderst an den Bundesinnenminister, das ist ein groBes
Thema. Die Fluchtlingspolitik ist viel zu wichtig, als dass
man die Menschen dadurch, dass man standig neue Séue
durch die Dérfer treibt, verunsichert. So viele Sdue und
so viele Dérfer gibt es nicht in Deutschland, wie dieser
Bundesinnenminister stdndig aus dem Hut zaubert. Das
geht nicht mehr lange gut; denn das Uberfordert alle, die
sich im Sinne der Fliichtlinge in den Bundeslandern in den
Kommunen ehrenamtlich engagieren. Die Menschen, die
sich drauBen ehrenamtlich engagieren, sagen uns, das
geht so nicht weiter. Bei diesem Chaos muss dringend
eine Sortierung her. Hier brauchen wir dringend eine klare
Haltung der Bundesregierung.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und vereinzelt bei der SPD)
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Ich sage einen letzten Satz zum Integrationsausschuss,
der angesprochen wurde und dessen Mitglied ich bin. Die-
ser Ausschuss arbeitet auf einem inhaltlich guten Niveau.

(Glocke des Prasidenten)

Er arbeitet sachlich und an der Sache orientiert. Das wiir-
de ich mir von einigen anderen auch wiinschen.

Danke schon.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Prasident Joachim Mertes:

Meine Damen und Herren, damit schlie3e ich die Aktuelle
Stunde.

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf:

Landestransparenzgesetz
Gesetzentwurf der Landesregierung
— Drucksache 16/5173 —
Zweite Beratung

dazu:

Beschlussempfehlung des Innenausschusses
— Drucksache 16/5786 —

Anderungsq_ntrag der Fraktionen der SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
— Drucksache 16/5818 —

Anderungsantrag der Fraktion der CDU
— Drucksache 16/5819 —

Zur Berichterstattung erteile ich Herrn Kollegen Lammert
das Wort.

Abg. Matthias Lammert, CDU:

Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Durch
Beschluss des Landtags vom 1. Juli 2015 ist der Gesetz-
entwurf Landestransparenzgesetz — Drucksache 16/5173 —
an den Innenausschuss — federfiihrend — und an den Aus-
schuss fur Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur sowie
an den Rechtsausschuss tberwiesen worden.

Der Innenausschuss hat den Gesetzentwurf in insgesamt
vier Sitzungen ausgiebig beraten. In seiner 57. Sitzung am
10. September 2015 hat der Innenausschuss hierzu ein
Anhérverfahren durchgefihrt.

(Vizeprasident Schnabel Gbernimmt den
Vorsitz)

Der Innenausschuss hat mit den Stimmen von Rot-Griin
gegen die Stimmen der CDU beschlossen, den Gesetz-
entwurf anzunehmen. Der Rechtsausschuss und der Aus-
schuss fur Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur haben
sich dieser Beschlussempfehlung angeschlossen.

Danke schon.
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(Beifall bei der CDU)

Abg. Marlies Kohnle-Gros, CDU:

Lieber Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
denke, wir versuchen jetzt eine sachliche Diskussion

(Martin Haller, SPD: Sehr gut!)

Uber ein, wie Herr Kollege Lammert eben dargestellt hat,
auch sehr intensiv in den Ausschissen durch eine An-
hérung und durch die Enquete-Kommission vorbereitetes
Thema. Ich hatte eigentlich ganz vorne auf meinem Notiz-
zettel stehen, dass es keinerlei Antrédge der Regierungs-
fraktionen nach der Anhérung gab. Das hat sich inzwi-
schen erledigt. Auch unser Gesetzesanderungsantrag ist
mittlerweile eingegangen.

(Martin Haller, SPD: Recht kurzfristig!)

— Genau, sie waren beide genau gleichzeitig und beide
kurzfristig. Aber das liegt sicherlich auch an der Flle der
Aufgaben, die alle Fraktionen und alle Abgeordneten in den
letzten Wochen zu bewéltigen hatten, die Haushaltsbera-
tungen und anderes. Es liegt auch an den vielen Gesetzen,
die wir momentan gemeinsam bearbeiten.

Ich méchte das jetzt gar nicht kritisieren. Aber ich glau-
be, es war notwendig, dass sich alle Fraktionen mit den
Inhalten der Anhdrung, die wirklich hervorragend war, be-
schaftigen. Wir kébnnen uns zu den Referenten, die wir
eingeladen hatten, begllickwiinschen. Es wurde dort wirk-
lich eine groBe Bandbreite an Themen besprochen.

Ich kann sie jetzt eigentlich nur kursorisch oder in einem
Abriss aufrufen. Aber das ist schon wichtig, damit Sie se-
hen, dass diese Anhérung auch einen Ausfluss in unseren
Gesetzesanderungsantrag gebracht hat. Im Ubrigen ge-
hen wir auf das zurlick, was Professor Dr. Ziekow, der
auch in der Enquete-Kommission als Sachverstandiger
der SPD-Fraktion dabei war, zum Landesinformationsfrei-
heitsgesetz und zu seiner wissenschaftlichen Evaluation
vorgeschlagen hat. Das heif3t, wir haben versucht, das
Informationsfreiheitsgesetz ein Stiick weit nachzuarbeiten
und andere Dinge einzubeziehen, die wir jetzt im Augen-
blick sehen — da schlieBe ich an das an, was ich hier bei
der ersten Beratung zu den Finanzen, zur Zeitdauer und
das Inkrafttreten der verschiedenen Regelungen gesagt
habe —, und das jetzt so gestalten.

Ich méchte noch einmal sagen, die Anhérung hat ganz
wichtige Punkte noch einmal herausgearbeitet. Ich schlie-
Be an das an, was ich schon in der ersten Lesung gesagt
habe, so zur finanziellen Ausstattung, der dieses Gesetz
bedarf. Ich nenne auch die Frage der Personalstellen. In
der Anhérung ist noch einmal von dem einen oder anderen
bestatigt worden, dass es schon sehr zweifelhaft ist. Es
ist ein Punkt, der in der Offentlichkeit auch bis gestern
noch eine groB3e Rolle gespielt hat, wenn man dieses Ge-
setz so, wie Sie es von der Landesregierung und von den
regierungstragenden Fraktionen vorschlagen, tatsachlich
gestaltet.

Ich mdchte aber auch sagen, dass das Gesetz einen struk-
turellen Fehler hat. Auch das wurde von den Sachverstan-
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digen aus anderen Bundeslandern gesagt, namlich dahin
gehend, dass man eigentlich dann, wenn man es sinnvoll
machen mochte, die elektronische Akte im Vorfeld schon
gebraucht hatte.

Um es einmal beispielhaft zu nennen, Nordrhein-Westfalen
wartet ab mit der Schaffung und Umsetzung eines Trans-
parenzgesetz, bis die elekironische Akte tatséchlich ein-
gefuhrt worden ist. Hier machen wir es genau umgekehrt.
Wir vermischen das jetzt auch vom zeitlichen Ablauf her.

Der zweite wichtige Punkt, der noch einmal eine gro3e Rol-
le gespielt hat, ist die kommunale Seite. Sie haben alle im
Ohr und beim Lesen sicherlich auch mehrfach schon ge-
sehen, dass gerade die kommunalen Angelegenheiten bei
den Blrgern entsprechendes Interesse auf Informations-
freiheit oder meinetwegen auf Transparenz, also proaktives
Einstellen von Unterlagen in das Internet, hervorrufen. Das
ist in Hamburg, wo es sowohl Landes- als auch Kommu-
nalverwaltung ist, zum Beispiel die Baumschutzordnung,
die die Menschen interessiert, welcher Baum also gefallt
werden darf und ob es der Nachbar oder die Kommune
richtig machen oder nicht. Das sind Dinge, die man sich
sehr schon vorstellen kann.

In der Anhérung — das war etwas Neues, deswegen méch-
te ich es hier auch noch einmal einfiihren — ist auch auf
andere Bundeslander hingewiesen worden, zum Beispiel
Bayern und Baden-Wirttemberg. Dort sind die Kommunen
ein ganzes Stlick weiter von sich aus proaktiv darangegan-
gen, dem Burger ganz bestimmte Dinge im Internet zur
Verfligung zu stellen, um diese Transparenz zu gewahr-
leisten. Wir haben hier im Land die Diskussion, die ein
wichtiger Punkt in der Debatte war, dass die Kommunen
das Geld nicht haben. In Bayern und Baden-Wdrttemberg
ist es ein gutes Stiick anders. Die Kommunen haben ei-
ne andere finanzielle Ausstattung und kénnen sich dann
tatsachlich auch freiwillige Leistungen génnen. Deswegen
passt es bei uns nicht. Die Konnexitat muss in dem Zusam-
menhang genannt werden.

Ich mdchte noch einmal in dem Zusammenhang auf die
Hochschulen zu sprechen kommen. Ein wichtiger Punkt
in der Anhérung war — die Kolleginnen und Kollegen al-
ler Fraktionen haben in dem Punkt noch einmal nachge-
fragt —, was es eigentlich bedeutet. Ich muss sagen, ich
héatte mir vorgestellt, dass Sie da selbst noch einmal ein
Stuck nacharbeiten.

(Beifall der CDU)

Unser friiherer Informationsfreiheitsbeauftragte Wagner ist
in seiner Stellungnahme so weit gegangen zu sagen, das
ist verfassungswidrig, wie das hier geregelt ist. Ich méchte
einfach noch einmal darauf hinweisen — das kénnen Sie
auch noch einmal im Protokoll der Anhérung nachlesen —,
dass eben die Drittmittel fiir die Hochschulen extrem wich-
tig sind — das wird in diesem Raum niemand bezweifeln —,
dass aber das, was Sie hier machen, was Sie quasi im
Nachhinein den kleinen und mittleren Unternehmen im
Land aufbirden, praktisch das verhindert, was die Unter-
nehmen mit den Hochschulen gemeinsam erforschen und
als Produkt auf den Weg bringen wollen.

(Beifall bei der CDU)
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— Das verdient wirklich Applaus.

Einer der Anzuhérenden hat darauf hingewiesen, dass das
auch der Innovationsstrategie des Landes bei der Forde-
rung von Forschung und Entwicklung gerade flr kleine und
mittlere Unternehmen entgegenlaufen wiirde. Ich sage hier
einmal, bei den GRUNEN kennen wir das schon, seit sie
im Landtag sind, dass sie grof3e Vorbehalte gegeniber
den Hochschulen und der Vermengung mit Industrie und
dem Gewerbe haben. Das driickt sich jetzt auch an dieser
Stelle noch einmal ganz deutlich aus.

(Beifall bei der CDU)

Bei den Bereichsausnahmen, also den Organisationen der
Selbstverwaltung der Wirtschaft, haben die Anzuhéren-
den interessante Bemerkungen gemacht. Deswegen ist
es richtig, wie Sie das auch geregelt haben, dass nam-
lich Organisationen, die sich aus freien Verb&dnden und
Mitgliedschaften zusammensetzen, mit eigenem Geld und
eigener Satzung ihre Angelegenheiten regeln. Das muss
auch so bleiben, auch wenn andere, ich sage dies auch
einmal in Richtung GRUNE, das vielleicht anders sehen.
Aber wir unterstitzen es noch einmal ausdricklich, dass
es einfach zu weit ginge, dort eine Transparenz aufzuzwin-
gen.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Martin
Haller, SPD)

Ich komme einfach noch einmal zur Frage der Birgerbe-
teiligung und der représentativen Demokratie. Ich mdchte
Ihnen auch noch einmal mitgeben, wie oft wir als Opposi-
tionsfraktion in den letzten Jahrzehnten versucht haben,
rechtzeitig an Gutachten oder sonstige Entwicklungen in
der Landesregierung heranzukommen. Das war immer
nicht méglich.

(Martin Haller, SPD: Wir machen das
Gesetz fir euch!)

—Ja genau. Das stimmt eben gerade nicht. Vielen Dank,
das ist ein guter Hinweis. Jetzt ibergehen Sie uns quasi,
aber Sie geben den Biirgern die Méglichkeit, im Nachhin-
ein — Ubrigens alles im Nachhinein — in diese Gutachten
hineinzuschauen.

(Glocke des Préasidenten)

Ich wiirde noch einmal darum bitten, dass Sie die repra-
sentative Demokratie besser im Auge behalten.

Vielen Dank.

(Beifall der CDU)

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Zunachst einmal begriiBe ich Gaste bei uns im Landtag,
und zwar Studierende der Johannes Gutenberg-Universitat
Mainz. Herzlich willkommen!

(Beifall im Hause)

AuBerdem begriiBBe ich Mitglieder des Kleingartenvereins
aus Worms. Ebenfalls herzlich willkommen!

(Beifall im Hause)

Wir freuen uns, dass uns unser ehemaliger Landesbeauf-
tragte fur den Datenschutz und die Informationsfreiheit,
Edgar Wagner, besucht, natirlich auch sein Nachfolger,
Herr Dr. Kugelmann. Er ist nicht Gast bei uns, sondern ist
ein Teil unseres Plenums. Herzlich willkommen!

(Beifall im Hause)

Ich erteile Herrn Kollegen Haller von der SPD-Fraktion das
Wort.

Abg. Martin Haller, SPD:

Lieber Herr Prasident, liebe Frau Kollegin Kohnle-Gros!
Ich darf mich zun&chst fur die sachliche und auch sehr
fachliche Auseinandersetzung mit diesem vorliegenden
Gesetzentwurf ganz herzlich bei lhnen bedanken.

(Vereinzelt Beifall im Hause)

Wir haben heute mit dem Transparenzgesetz einen Gesetz-
entwurf zur abschlieBenden Beratung vorliegen, welcher
das Recht der Birgerinnen und Birger auf Information
verbindlich festschreibt und den Kulturwandel in der Ver-
waltung hin zu noch mehr Offenheit und Partizipation be-
férdert.

Frau Kollegin Kohnle-Gros, ich wiirde gerne auf die Punkte
eingehen, die Sie angesprochen haben. Sie haben recht,
es ist alles sehr kurzfristig mit den Anderungsantragen.
Wir haben uns noch bemiiht, einige Begriindungen mit
anzufiigen und haben auch lhren Anderungsantrag noch
einmal genauer untersucht. Es war ein bisschen schwierig,
herauszufinden, was damit gemeint ist. Sie haben aber die
wesentlichen Punkte angesprochen.

Der eine Punkt ist klar, das sind die Kosten, die das Geset-
zesvorhaben mit sich bringen wird. Mir ist es ganz beson-
ders wichtig, den Punkt E-Akte noch einmal anzusprechen.
Die E-Akte ist ein ganz wesentlicher Punkt. Wir missen
uns an der Stelle auch einmal klarmachen, an der Einflih-
rung der E-Akte werden wir so oder so nicht vorbeikommen.
Die E-Akte wird kommen missen.

Ich glaube, es ist angemessen, an dieser Stelle darauf
hinzuweisen, dass wir ebenfalls duBerst sorgféltig in der
Vorbereitung sind. Wenn man sich den diesjahrigen Be-
richt des Landesrechnungshofs ansieht, dann erkennt man
einen regen Schriftverkehr zwischen dem Rechnungshof
und dem Ministerium von Herrn Lewentz, dass dort einiges
hin und her geht, um gerade in der Vorbereitung auf das
Landestransparenzgesetz diese Fallstricke, die es an der
einen oder anderen Stelle gibt oder gab — da sind wir fiir
die Hinweise des Landesrechnungshofs auBBerordentlich
dankbar —, zu vermeiden.

Wenn man sich dann anschaut, wie das Ganze auch kos-
tenmaBig zu Buche schlagt, dann sieht man, das Lan-
destransparenzgesetz wird in der Zeit von 2016 bis 2019
mit 2,9 Millionen Euro beziffert. Die haushaltswirksamen
Kosten fir die Einflihrung der E-Akte in den obersten Lan-
desbehérden werden mit 8,9 Millionen Euro verortet. Das
ist eine groBe Investitionen. Aber an dieser Investition wird
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kein Weg vorbeiflihren. So viel mdchte ich einfach einmal
zu dem Punkt, das Gesetz ist so furchtbar teuer, ausfiihren.
Die E-Akte muss kommen. Es ist einfach nicht mehr zeitge-
maf. Wir haben Medienabbriiche in der Kommunikation.

Ich habe noch ein schdnes Beispiel vorbereitet. Das ist,
dass wir jetzt auch durch die Umstellung der Parlaments-IT
alle merken, das alles besser wird und die Ablaufe besser
sind.

(Heiterkeit im Hause)

Jetzt funktioniert es natirlich nicht. Was ich aber damit
sagen mochte, es ist einfach zeitgeman, und es wird auch
hdchste Zeit, dass wir in dem Punkt in die Gdnge kommen.

Sie haben die Kommunalen angesprochen, die jetzt auf
einmal beim Transparenzgesetz dabei gewesen wéren.
Im Ausschuss habe ich schon ausgeflhrt, wir waren zum
Teil wirklich sehr tiberrascht, weil es mit den Ausflihrun-
gen in den Anhérungen der Enquete-Kommission nicht
zusammengepasst hat, was spater als Forderung kam. Ich
glaube, man hat schon ein Stick weit gemerkt, an mehr
Transparenz fuhrt einfach kein Weg mehr vorbei. Jetzt
muissen wir schauen, dass wir auf den Zug noch irgendwie
draufkommen, damit das Konnexitatsprinzip greift.

Ich hatte mir in dem Punkt eine stringentere Kommunikati-
on zwischen den kommunalen Spitzenverbanden und der
Enquete-Kommission gewlinscht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir nehmen mit unse-
rem Anderungsantrag noch einige formelle und materielle
Anpassungen im Gesetzentwurf vor. Die vorgelegten Ande-
rungen tragen damit nattrlich auch der parlamentarischen
Verfassung, unter anderem der Anhérung in der Sitzung
des Innenausschusses vom 10. September dieses Jahres,
Rechnung.

Die wesentlichen Anderungen méchte ich im Folgenden
noch einmal ganz kurz aufgreifen. Wir werden die Definiti-
on der Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse, die von unter-
schiedlicher Seite vorgeschlagen und angemahnt werden,
né&her ausdefinieren und orientieren uns hierbei an der
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs. Ich glaube, das
ist sinnhaft.

Wir tragen damit dem Bedurfnis der Praxis nach Rechts-
klarheit durch die gesetzlichen Definitionen dieses zentra-
len Begriffs Rechnung.

Wir werden Anderungen vornehmen, die den Zugang zur
Information sowohl auf elektronischem Weg, aber in der
Ubergangsphase auch auf dem bisher praktizierten be-
wéahrten Weg erméglichen. Diese Klarstellung ist uns wich-
tig. Es darf natirlich keine Verschlechterung gegenlber
dem aktuellen Status quo geben.

Ebenfalls ist es uns wichtig, die bestehenden Rechts-
schutzméglichkeiten der Trager von Informationen, die sich
durch eine Informationsgewahrung nach diesem Gesetz
in ihren Rechten verletzt sehen, zu starken, indem wir die
Maoglichkeit etablieren, den Landesbeauftragten fir den
Datenschutz und die Informationsfreiheit anzurufen. Ich
glaube, das ist angemessen. Die Expertise ist dort nach-
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weislich vorhanden. Ich glaube, deswegen sind wir mit
unserem Anderungsantrag auf dem richtigen Weg.

(Glocke des Prasidenten)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir werden dem Gesetz-
entwurf zustimmen.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Ich erteile Frau Kollegin Schellhammer von BUNDNIS
90/DIE GRUNEN das Wort.

Abg. Pia Schellhammer, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Sehr geehrter Herr Prasident, sehr geehrte Damen und
Herren! Vier Jahre fihren wir nun schon die Diskussion
Uber ein Transparenzgesetz. Genauer gesagt sind wir
mit der Diskussion am 26. Oktober 2012 gestartet, in-
dem wir eine umfangreiche Anhérung in unserer Enquete-
Kommission durchgefihrt haben. Diese Diskussionen sind
weitergegangen. Heute werden wir dieses Gesetz beschlie-
Ben. Das ist wirklich ein wichtiger Meilenstein fir eine mo-
derne Demokratie, ein Kulturwandel fir unsere 6ffentliche
Verwaltung hin zu mehr Offenheit und Partizipation.

Ich freue mich deswegen sehr, dass Rheinland-Pfalz als
erstes Flachenbundesland dieses Rechtsgebiet weiterent-
wickelt und in Gesetzesform gieB3t, dass wir uns mehr
Offenheit auch der 6ffentlichen Verwaltung wiinschen.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Wir setzen damit die Chancen auch der Digitalisierung flr
unsere Demokratie in Gesetzesform um. Fir eine digita-
lisierte Wissensgesellschaft ist der schnelle Zugriff von
Informationen rund um die Uhr und anonym erforderlich.
Das realisieren wir mit dem Verdéffentlichungskatalog, den
dieses Gesetz vorsieht. Ministerratsbeschliisse, Gutach-
ten, Studien, Protokolle, Vertrage, Geodaten und vieles
mehr werden zukiinftig mit einem Klick zur Verfligung ste-
hen. Dass es ein Erfolg ist, hat auch die Anhdrung gezeigt.
Wenn man sich namlich die Entwicklung der Klick-Zahlen
in Hamburg ansieht, das seit einem Jahr sein Portal am
Start hat — man denkt immer, wenn ein solches Portal an
den Start geht, dann gehen die Klick-Zahlen erst einmal
hoch —, sieht man, sie sind konstant hoch geblieben. Des-
wegen blicken wir auch optimistisch der Realisierung der
Transparenz-Plattform entgegen.

Auf ein paar Regelungen wurde eben Bezug genommen.
Ein wichtiger Punkt in unseren Anhdérungen war auch die
Frage von Transparenz und Hochschulen. Die jetzt im Ge-
setz vorliegende Regelung bedeutet, dass Informationen
via Antragsverfahren verfligbar sind, wenn die Hochschu-
len im Sinne einer nachgeordneten Behdrde Verwaltungs-
tatigkeiten erfillen. Dann ist die Information auf Antrag
maglich. Es ist etwas ein Denkfehler der CDU in Bezug auf
die Drittmittelforschung. Klar ist, dass die Informationen zu
Drittmitteln nur bei abgeschlossenen Forschungsvorhaben
veroffentlicht werden. Das heif3t, ein Hemmnis flr die Inno-
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vation kann hier Uberhaupt nicht der Fall sein. Ihre Kritik
und auch die Kritik der Unternehmer |auft hier ins Leere.
Wir kriegen zuklnftig mehr Transparenz in der Drittmittel-
forschung — aber bei abgeschlossenen Forschungsvorha-
ben — in der H6he der Drittmittel, der Geber der Drittmittel
und der entsprechenden Laufzeit. Das ist ein wichtiger
Schritt, um mehr Transparenz an den Hochschulen zu rea-
lisieren.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Auch bei den Kammern und Sparkassen geht dieses
Gesetz ein Stick weiter im Vergleich zum Landesinfor-
mationsfreiheitsgesetz. Es hat klar eine Aufforderung zu
mehr Transparenz. Sie sorgen in eigener Verantwortung
far Transparenz und Offenheit gegeniiber den Blrgerin-
nen und Birgern. Das ist eine klare Botschaft auch an die
Kammern und Sparkassen. Wir werden als Gesetzgeber
auch im Rahmen der Evaluation spéatestens schauen, wie
diese Verantwortung realisiert wird.

Zu lhrem Anderungsantrag: Was wegfallt, wenn Ihr Ande-
rungsantrag realisiert werden wirde, ware namlich genau
das Transparenzportal. Das heif3t, Sie wollen streichen,
dass die Birgerinnen und Burger mit einem Klick schnell
an Informationen kommen. Das ist gerade der Kern und
der Vorteil, dass Informationen nicht nur verfiigbar sind,
sondern sie auch auffindbar sind. Dann némlich steht die
Information auch wirklich niedrigschwellig fir die Birge-
rinnen und Blrger zur Verfligung. Das heif3t, Sie wollen
den Kern dieses Gesetzes streichen. Das werden wir nicht
mitmachen.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Sie wollen in Ihrem Antrag eine Reihe von Informationen
— Tagesordnung, Beschlussvorlagen, Beschliisse, Nieder-
schriften — den Kommunen verpflichtend zur Veréffent-
lichung geben. Ich glaube, da hilft ein Blick in die Ge-
meindeordnung, was § 15 und § 27 sagen. Gerade zur
Unterrichtung der Offentlichkeit und dffentlichen Bekannt-
machung sind solche wichtigen wesentlichen Angelegen-
heiten schon mit befasst. Dafiir brauchen wir auch nicht
Ihren Anderungsantrag, um das den Kommunen zu sagen.
Generell finden wir darin keine klaren Umsetzungsanwei-
sungen. Unser Gesetzentwurf ist da viel klarer. Deswegen
werden wir Ihren Anderungsantrag ablehnen, auch wenn
ich mich an dieser Stelle sehr, sehr deutlich freue, dass
auch Sie den Zusammenhang zwischen Information und
demokratischer Teilhabe in dem Gesetzeszweck anerken-
nen. Da bin ich sehr, sehr dankbar, dass wir da eine ge-
meinsame Haltung haben.

Insgesamt ist das heute ein wichtiger Schritt hin zum mehr
Offenheit und Partizipation als Grundverstédndnis unseres
staatlichen Handelns. Die Digitalisierung bietet uns hier
die Chance, auch unsere Demokratie mit den Blrgerinnen
und Blrgern weiterzuentwickeln. Mehr Transparenz ist ein
unabdingbarer Teil einer modernen Demokratie. Wir geben
den Burgerinnen und Burgern zukiinftig die Mdglichkeit,
den Durchblick Uber staatliches Handeln, Verwaltungshan-
deln durch mehr Transparenz und Beteiligung zu bekom-
men. Ich freue mich daher sehr, dass wir heute dieses
Gesetz beschlieBen.
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(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Das Wort hat Frau Ministerprésidentin Dreyer.

Malu Dreyer, Ministerprasidentin:

Herr Prasident, meine sehr verehrten Herrn und Damen
Abgeordnete! Ich freue mich auch, dass wir heute das Lan-
destransparenzgesetz verabschieden. Lassen Sie mich
noch einmal unterstreichen, welche Bedeutung dieses Ge-
setz auch fiir die Landesregierung und insgesamt fiir die
Koalition hat. Wir wollen mit diesem Gesetz deutlich ma-
chen, dass wir einen gréBeren und schnelleren Zugang
zu amtlichen Informationen und zu Umweltinformationen
geben und damit mehr Transparenz und mehr Offentlich-
keit schaffen. Wir wollen aber auch die demokratische
Meinungs- und Willensbildung férdern. Wir méchten die
Méoglichkeiten der Kontrolle staatlichen Handelns durch
die Burger und Biirgerinnen verbessern. Wir wollen, dass
politische Entscheidungen nachvollziehbarer werden und
die Méglichkeiten der demokratischen Teilhabe damit auch
gefdrdert werden.

Last but not least wollen wir nattrlich auch die Méglichkei-
ten des Internets nutzen. Das ist Sinn und Zweck, warum
wir die Transparenz-Plattform von Anfang an installieren,
Frau Kohnle-Gros, um mit den Riickmeldefunktionen die-
sen Dialog mit den Blrgerinnen und Birgern tatsachlich
zu beférdern. Rheinland-Pfalz verschreibt sich dem Trans-
parenzgrundsatz durch ein Gesetz, das die Landesregie-
rung von sich aus auf den Weg gebracht hat, also nicht
erst aufgrund der Tatsache, dass eine Volksinitiative an-
gekiindigt ist. Wir sind das erste Bundesland, das das in
diesem Sinne tut. Wir freuen uns dariber, dass wir diesen
Schritt und auch diesen guten Prozess gestaltet haben.
Ich komme gleich noch einmal darauf zu sprechen, aber
trotzdem noch einmal aus ganzem Herzen wirklich ein
herzliches Dankeschdn an die Enquete-Kommission und
deren gute und konstruktive Arbeit. Es war wirklich sehr
erfrischend und sehr erfolgreich. Es war auch immer in-
teressant nachzuvollziehen, was die Enquete-Kommission
dazu gearbeitet hat.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Mit der Transparenz-Plattform stellen wir Informationen
und Daten der Landesregierung in geblindelter und einheit-
licher Form zur Verfigung. Der Zugang ist niedrigschwellig
und auch ohne Begriindung und Darlegung eines Inter-
esses. Wenn die Burger und Birgerinnen fragen — Frau
Schellhammer hat es eben auch schon gesagt —, was jetzt
eigentlich der Vorteil ist, dann liegt der wirkliche Vorteil
darin, dass wir die Informationen zur Verfigung stellen,
die Birger keine Antrdge mehr stellen miissen, sondern
sie selbstverstandlich Zugang zu unseren Daten, zu den
Informationen erhalten. Ich finde, dass es doch eine Er-
rungenschaft ist, dass man nicht erst Antrége stellt und
es lange dauert, bis ein Verwaltungsakt verabschiedet ist,
sondern wir das Selbstverstandnis haben, dass wir das
einfach zur Verfligung stellen.
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Ich will auch noch einmal kurz etwas zu den wesentlichen
Neuerungen sagen. Sobald die Transparenz-Plattform
standardmaBig beflillt wird, also schrittweise ab Inkraft-
treten, werden folgende Informationen veréffentlicht: Die
Ministerratsbeschlisse, die in 6ffentlicher Sitzung gefass-
ten Beschlisse, wesentliche Inhalte von Vertragen von all-
gemeinem 6ffentlichem Interesse von einem Auftragswert
ab 20.000 Euro, Stellenplane, Geschéftsverteilungsplane,
Aktenpléne, aber auch amtliche Statistiken sind dann auch
langerfristig auf der Transparenz-Pattform zugénglich. Das
gilt auch fir Gutachten und Studien. Ich muss nicht al-
les aufzahlen, aber ich glaube, flr die Offentlichkeit ist es
interessant, auch Zuwendungen bei Férdersummen ab
1.000 Euro zu erfahren. Durch das Prinzip, wenn Daten
und Informationen einmal nachgefragt werden, dass wir
sie dann gleich allen Biirgern und Blrgerinnen zur Verfu-
gung gestellt haben, stellen wir damit auch noch einmal
einen zusatzlichen Service zur Verfigung. Wenn ein Bir-
ger Interesse an einem Thema hat, ist klar, dass auch
jeder diese Informationen erhalten soll.

Die Umweltinformationen sind schon alle 6ffentlich. Sie
werden dann natlrlich auch auf der Transparenz-Plattform
da sein. Unsere Demokratie ist ein sehr wertvolles Gut.
Sie ist leider kein Selbstlaufer. Wir miissen uns immer wie-
der damit beschaftigen, wie wir sie pflegen kénnen, wie
wir sie anregen kdénnen, wie wir Menschen anregen kén-
nen, sich zu beteiligen. Deshalb bin ich auch so davon
Uberzeugt, dass dieses Gesetz heute wirklich ein ganz
wichtiger Quantensprung in diesem Sinne ist. Fir mich
ist es einfach ein Fortschritt, dass antragslos und niedrig-
schwellig der Kontakt mit der Verwaltung gepflegt werden
kann, auch anonym, zu jeder Uhrzeit, egal wann. Das ist
auch der Vorteil der digitalen Welt, dass wir da sozusagen
keine Einschrédnkungen mehr haben.

Zugleich werden mit diesem Gesetz Transparenz und Of-
fenheit auch zu Leitlinien des Handelns in der Verwaltung.
Dass wir damit einen Kulturwandel auch in unserer eige-
nen Verwaltung einflihren, ist genauso klar, weil es ein
anderes Denken ist, ob ich warte, bis der Blrger kommt,
oder ob ich sage, die Informationen werden automatisch
zur Verfligung gestellt.

Gedankt habe ich schon. Ich will aber auch noch einmal
sagen, was Herr Haller gesagt hat, selbst wenn die E-Akte
Geld kostet, ist ihre Einflihrung véllig unabhangig von die-
sem Gesetz. Es ist nur sinnvoll, es jetzt mit dem Gesetz zu
verknipfen, weil es nicht vorstellbar ist, dass in einer digita-
len Welt die Verwaltung nicht wirklich auf die elektronische
Akte umstellt. Wir wollen, dass unsere Verwaltung auch
noch in 20 Jahren eine moderne Verwaltung ist. Die Biir-
ger und Birgerinnen haben auch kinftig den Anspruch an
uns zu sagen, wir kdnnen die digitalen Medien nutzen, um
Kontakt mit der Verwaltung aufzunehmen. Deshalb bin ich
sehr froh und will auch noch sagen, dass die E-Akte natir-
lich eine ganze Weile braucht, bis wir sie eingeflihrt haben.
Das ist schon ein sehr gro3es Projekt fur die Verwaltung.
Wir wollen 2017 — dazu sind wir jetzt in den Vorarbeiten
konzeptioneller und organisatorischer Art — sicherstellen,
dass das Finanzministerium, die Staatskanzlei und das
Innenministerium als Pilothauser einsteigen und dann alle
anderen Hauser Zug um Zug danach.
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Dennoch soll die Transparenz-Plattform schon vor Einfiih-
rung der E-Akte online gehen. Sie soll auch befillt wer-
den. Die technischen Vorarbeiten dafiir sind geleistet. Wir
werden mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zum 1. Janu-
ar 2016 die Ministerratsbeschlisse auf die Transparenz-
Plattform stellen. Wir werden sie auch entsprechend er-
lautern, damit die Blirger und Blirgerinnen wirklich einen
Mehrwert haben, weil die Beschlliisse normalerweise sehr
sparsam sind.

Neben den Ministerratsbeschlissen werden wir unverzuig-
lich auch die Berichte und Mitteilungen an den Landtag,
die in offentlicher Sitzung gefassten Beschllsse, Proto-
kolle und die Geodaten veroffentlichen, damit man auch
einmal ein Geflihl dafir hat, wie die Transparenz-Plattform
in Zukunft funktionieren wird.

AbschlieBend noch ein letztes Wort zu den Kommunen.
Wir haben in diesem Gesetz jetzt keine Verpflichtung der
Kommunen, aber die Staatskanzlei hat eine Arbeitsgruppe
gemeinsam mit dem Innenministerium und den Kommu-
nen, um Wege zu finden, wie wir ihnen die Nutzung der
Transparenz-Plattform leicht zuganglich machen kénnen
und wie wir unterstiitzend tatig sein kénnen. Uns ist das
wichtig. Es gibt viele Kommunen in Rheinland-Pfalz, die
langst Uber eigene Verfahren ihre Ratsbeschlisse und
ihre Unterlagen veréffentlichen, die Blirgerhaushalte instal-
liert haben, das heif3t, die l&ngst in dieser digitalen Welt
unterwegs sind, auch im Kontakt mit den Burgern und Bdr-
gerinnen. Wir wollen ihnen die Mdglichkeit geben, Uber
entsprechende Schnittstellen die 6ffentlichen kommunalen
Informationen auch schnell auf die Transparenz-Plattform
zu stellen. Das wollen wir schaffen und auch Anreize bie-
ten, um die Pilotkommunen als Transparenz-Kommunen
fir Rheinland-Pfalz zu gewinnen. Ich glaube, dann ist es
eine runde Sache. Ich wirde mich sehr freuen, wenn sich
viele Kommunen in Zukunft daran beteiligen.

Ich denke, heute ist ein schéner Tag, was dieses Thema
betrifft, weil wir als Landesregierung und als Regierungs-
koalition zeigen, dass wir fiir ein offenes und transparentes
Verhéltnis zu unseren Burgern und Burgerinnen stehen.
Wir wiinschen uns, dass die Freude, sich an der Demo-
kratie zu beteiligen, durch diesen Schritt weiter unterstitzt
wird.

Herzlichen Dank.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Deswegen kom-
men wir zunéchst zur Abstimmung tber den Anderungs-
antrag der Fraktionen der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Drucksache 16/5818 —. Wer dem zustimmen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen! — Danke. Wer
stimmt dagegen? — Danke. Damit ist dieser Anderungsan-
trag mit den Stimmen der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN gegen die Stimmen der CDU angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung tber den Anderungsantrag
der Fraktion der CDU — Drucksache 16/5819 —. Wer dem
zustimmen mochte, den bitte ich um das Handzeichen! —
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Danke. Wer stimmt dagegen? — Danke. Damit ist der Ande-
rungsantrag mit den Stimmen der SPD und des BUNDNIS
90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der CDU abgelehnt.

Wir kommen dann zur Abstimmung Ulber den Gesetzent-
wurf in zweiter Beratung unter Beriicksichtigung der An-
nahme des Anderungsantrags — Drucksache 16/5818 —.
Wer dem zustimmen méchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen! — Wer ist dagegen? — Damit ist der Gesetzentwurf
in zweiter Beratung mit den Stimmen der SPD und des
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der CDU
angenommen.

Jetzt kommen wir zur Schlussabstimmung. Wer dem Ge-
setzentwurf in der Schlussabstimmung zustimmen mdchte,
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben! — Danke. Wer
dagegen ist, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben! —
Danke. Somit ist der Gesetzentwurf mit den Stimmen der
SPD und des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stim-
men der CDU angenommen.

Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung:

Landesgesetz zur Anderung des
Landesfinanzausgleichsgesetzes und der
Gemeindeordnung
Gesetzentwurf der Landesregierung
— Drucksache 16/5382 —

Zweite Beratung

dazu:

Beschlussempfehlung des Innenausschusses
— Drucksache 16/5787 —

Es gibt eine Absprache im Altestenrat, dass wir dieses
Gesetz ohne Aussprache beschlieBen. Es gibt zunéchst
eine Berichterstattung der Kollegin Schellhammer.

Abg. Pia Schellhammer, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Das Landesgesetz zur Anderung des Landesfinanzaus-
gleichsgesetzes und der Gemeindeordnung wurde mit Be-
schluss des Landtags vom 24. September 2015 an den
Innenausschuss — federfiihrend — und an den Rechtsaus-
schuss Uberwiesen. Der Innenausschuss hat sich in seiner
58. Sitzung am 1. Oktober 2015 damit befasst. Der Rechts-
ausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 49. Sitzung
am 5. November beraten. Die Beschlussempfehlung lautet:
Der Gesetzentwurf wird angenommen.

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Danke schoén. — Wir kommen dann zur unmittelbaren Ab-
stimmung Uber den Gesetzentwurf in zweiter Beratung.
Wer dem Gesetzentwurf — Drucksache 16/5382 — zustim-
men mochte, den bitte ich um das Handzeichen! — Danke.
Wer stimmt dagegen? — Danke. Der Gesetzentwurf ist mit
den Stimmen der SPD und des BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN gegen die Stimmen der CDU angenommen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetz-
entwurf zustimmen méchte, den bitte ich, sich vom Platz
zu erheben! — Danke. Wer ist dagegen? — Danke schén.
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Damit ist das Landesgesetz zur Anderung des Landesfi-
nanzausgleichsgesetzes und der Gemeindeordnung mit
den Stimmen der SPD und des BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN gegen die Stimmen der CDU angenommen.

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf:

Landeskrebsregistergesetz (LKRG)
Gesetzentwurf der Landesregierung
— Drucksache 16/5544 —
Zweite Beratung

dazu:

Beschlussempfehlung des Sozialpolitischen
Ausschusses
— Drucksache 16/5788 —

Wir haben eine Berichterstattung von Herrn Kollegen Mi-
chael Waschenbach.

Abg. Michael Waschenbach, CDU:

Sehr geehrter Herr Préasident, sehr geehrte Damen und
Herren! Durch Beschluss des Landtages vom 24. Septem-
ber 2015 ist der Gesetzentwurf an den Sozialpolitischen
Ausschuss — federfiihrend — und an den Rechtsausschuss
Uberwiesen worden.

Wir haben in dieser ersten Lesung das Gesetz ohne Aus-
sprache behandelt. Der Sozialpolitische Ausschuss hat
den Gesetzentwurf in seiner 46. Sitzung am 1. Okto-
ber 2015 beraten. Leider liegen die Protokolle zu dieser
Sitzung noch nicht vor. Ich gehe davon aus, dass das mit
dem Umzug der Landtagsverwaltung zusammenhé&ngt.

Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 49.
Sitzung am 5. November 2015 beraten. Die Beschluss-
empfehlung lautet: Der Gesetzentwurf wird angenommen.

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Danke schén, Herr Kollege.
(Vereinzelt Beifall im Hause)

Es spricht die Landesregierung. Frau Staatsminister
Bétzing-Lichtenthéler, bitte schon.

Sabine Batzing-Lichtenthéaler, Ministerin fiir Soziales,
Arbeit, Gesundheit und Demografie:

Vielen Dank. — Herr Prasident, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen! Im Jahr 2010 sind laut Angaben des Zen-
trums fUr Krebsregisterdaten beim Robert Koch-Institut in
Deutschland mehr als 477.000 Menschen neu an bdsar-
tigen Neubildungen erkrankt und mehr als 218.000 Men-
schen an den Folgen einer Krebserkrankung verstorben. In
Rheinland-Pfalz erhalten jéhrlich etwa 33.000 Menschen
die Diagnose Krebs, und jeder vierte Todesfall ist auf Krebs
zurlickzufihren.

Sicherlich haben die Fortschritte bei der Krebsbehandlung
die Uberlebenschancen eines krebserkrankten Menschen
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in den letzten Jahrzehnten deutlich verbessert. Dennoch
wird die erwartete Zunahme von Krebsneuerkrankungen
allein durch den demografischen Faktor unser Gesund-
heitssystem vor immense Herausforderungen stellen.

Vor diesem Hintergrund wurde im Jahr 2008 auf Bundes-
ebene der Nationale Krebsplan initiiert, um zum einen die
Krebsfriherkennung und zum anderen die onkologischen
Versorgungsstrukturen sowie die Qualitatssicherung in der
Onkologie zu starken und gemeinsam voranzubringen.

(Unruhe im Hause)

Die konsentierten Abschlusspapiere der zentralen Hand-
lungsfelder des Nationalen Krebsplans sind in der Fol-
ge in das Krebsfriiherkennungs- und -registergesetz vom
3. April 2013 eingeflossen.

Um die angemessene Erflllung der durch das
Krebsfriiherkennungs- und -registergesetz vorgegebenen
Aufgaben regelmaBig zu Uberprifen, hat der Spitzen-
verband Bund der Krankenkassen unter Einbeziehung
der Fachverb&nde und im Benehmen mit den Landern
einheitliche Forderkriterien festgelegt. Geman dieses Bun-
desgesetzes muss der Aufbau der flachendeckenden
Krebsregistrierung bis zum 31. Dezember 2017 abge-
schlossen sein und die Forderkriterien erfullt werden.

Andererseits Uberlasst das Krebsfriiherkennungs- und
-registergesetz es den Landern, die fir die Einrichtung
und den Betrieb der klinischen Krebsregister notwendigen
Rechtsgrundlagen einschlieBlich der datenschutzrechtli-
chen Regelungen landesrechtlich festzulegen. Es verpflich-
tet die Lander auf Dauer, Regelungen zu den klinischen
Krebsregistern zu treffen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der nun im Entwurf
vorliegenden Neufassung des Landeskrebsregistergeset-
zes erfolgt die landesrechtliche Umsetzung der Vorgaben
des Krebsfriherkennungs- und -registergesetzes zum Auf-
bau einer flachendeckenden klinischen Krebsregistrierung.
Das seit 1997 in Rheinland-Pfalz etablierte epidemiologi-
sche Krebsregister hatte bisher ausschlie3lich die Daten
Uber Auftreten und Haufigkeit von Krebserkrankungen er-
fasst und in regelmaBigen Abstanden ausgewertet. Das
neue, klinische Krebsregister geht nun viel weiter.

Das klinische Krebsregister wird kiinftig flachendeckend
ambulante und stationére Patientendaten Uber Auftreten,
Behandlung und Verlauf von bésartigen Neubildungen
Uber mehrere Jahre erfassen, diese Daten kontinuierlich
auswerten und den Leistungserbringern patientenbezo-
gen zur Verfugung stellen. Insgesamt sollen hierdurch die
Struktur, die Prozess- und die Ergebnisqualitat verbessert
und die onkologische Versorgung optimiert werden.

Bei dieser klinischen Krebsregistrierung steht der Mensch
im Mittelpunkt. Selbstversténdlich fallen in allen Landern
auch Investitions- und Umstellungskosten fiir den Um- und
Ausbau der flachendeckenden klinischen Krebsregistrie-
rung an.

In Rheinland-Pfalz wurden die Investitionskosten auf Ba-
sis des vom Bundesministerium fiir Gesundheit in Auftrag
gegebenen Gutachtens der Firma Prognos auf 1.364.505
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Euro geschétzt. Diese Kosten fallen Giber einen Zeitraum
von drei Jahren an. Dabei entfallt der gréBte Teil der Kosten
auf den Aufbau eines neuen IT-Systems, das diese kom-
plexen Funktionalitaten der klinischen Krebsregistrierung
ermdglicht und die neue Datenstruktur des Krebsregisters
abbildet.

Dariiber hinaus fallen Kosten fiir die Betriebs- und Ge-
schéftsausstattung inklusive R&umlichkeiten und Rechner-
arbeitsplatze, fir das zuséatzliche Personal sowie fiir die
Implementierung von Schnittstellen zu den Leistungser-
bringern an.

Die Deutsche Krebshilfe e.V. hat sich im Rahmen des
Gesetzgebungsverfahrens des Krebsfriiherkennungs- und
-registergesetzes bereit erklart, die Investitionskosten der
Lander mit insgesamt 7,2 Millionen Euro zu férdern. Gleich-
zeitig einigten sich die L&nder aufgrund unterschiedlicher
Mittelbedarfe auf eine jeweils individuelle maximale Foér-
dersumme fiir jedes Bundesland. Die Deutsche Krebshilfe
wird demnach dem Land Rheinland-Pfalz einen Zuschuss
von 852.887 Euro verteilt Gber drei Jahre zur Verfligung
stellen. Den verbleibenden Anteil von 511.618 Euro tragt
das Land Rheinland-Pfalz selbst.

Am 19. Oktober dieses Jahres fand unter dem Thema
,von der Praxis flir die Praxis — Nutzen der klinischen
Krebsregistrierung” eine Fachtagung unter Beteiligung des
Bundesgesundheitsministers statt, die mit ca. 150 Gasten
gut angenommen war und zum Ergebnis hatte, dass die
L&nder im Rahmen einer Halbzeitbilanz im Umsetzungs-
prozess des Krebsfrilherkennungs- und -registergesetzes
weiter gut vorangekommen sind.

Mit der im Entwurf vorliegenden Neufassung des Lan-
deskrebsregistergesetzes erfolgt nun die landesrechtliche
Umsetzung der Vorgaben des Krebsfriherkennungs- und
-registergesetzes zum Aufbau der flachendeckenden kli-
nischen Krebsregistrierung in Rheinland-Pfalz. Es stellt
sicher, dass unser Land ab dem 1. Januar 2016 ein weite-
res notwendiges Foérderkriterium erfullt.

Dadurch tragt Rheinland-Pfalz auch kiinftig mit dazu bei,
dass die Versorgung krebskranker Patientinnen und Pati-
enten verbessert wird.

Herzlichen Dank.

(Beifall der SPD und bei dem BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Fir die CDU-Fraktion hat Herr Kollege Wéaschenbach das
Wort.

Abg. Michael Waschenbach, CDU:

Sehr geehrter Herr Prasident, sehr geehrte Damen
und Herren! Das Gesetz, welches wir heute verabschie-
den, setzt Bundesrecht um. Laut dem Krebsregister in
Rheinland-Pfalz sind im Berichtsjahr 2011 mehr als 12.500
Méanner und 11.000 Frauen in Rheinland-Pfalz neu an
Krebs erkrankt. Ca. 11.000 sind daran verstorben.
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Damit ist auch in Rheinland-Pfalz — wie in Deutschland
insgesamt — Krebs die zweithdufigste Todesursache nach
den Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Jahrlich erkranken fast
500.000 Menschen neu daran.

Die Lebenserwartungen der Krebspatienten steigen zwar,
jedoch nimmt der Anteil der Neuerkrankungen vor allem
wegen des demografischen Wandels kontinuierlich zu. Ob-
wohl es durch den medizinischen Fortschritt viele Erfolg
versprechende Therapiemdglichkeiten gibt, ist es notwen-
dig, die Behandlung fir Krebskranke weiterzuentwickeln.

Vor diesem Hintergrund wurde im Jahre 2008 der Natio-
nale Krebsplan initiiert, der die Verbesserung der onko-
logischen Versorgung zum Ziel hatte. Durch den bundes-
weit flachendeckenden Ausbau klinischer Krebsregister
wird eine systematische und einheitliche Datenerfassung
sichergestellt und somit die onkologische Qualitatsbericht-
erstattung gestarkt werden.

Bisher ist die Landschaft klinischer Krebsregister sehr he-
terogen und landerspezifisch unterschiedlich geregelt. Die
geplante bundesweit einheitliche Registerstruktur soll vali-
de Aussagen Uber das Auftreten, die Behandlung und den
Verlauf von Tumorerkrankungen erlauben. Diese geben
Aufschluss fiir die Versorgung von Krebspatienten und Hin-
weise fUr die Weiterentwicklung der Krebstherapie.

Die Gesetzlichen Krankenkassen férdern den Betrieb der
klinischen Krebsregister ab 2014, indem sie fiir jede regis-
trierte Neuerkrankung eine Pauschale von 119 Euro an
die betreffenden klinischen Krebsregister zahlen. Meldet
ein Krankenhaus, ein Arzt oder ein Zahnarzt Angaben zur
Tumordiagnose an das Krebsregister, so erhélt diese mel-
dende Stelle dafiir mindestens 18 Euro, je nach Umfang
und Qualitat der Meldung jedoch stufenweise mehr.

Diese Regelungen haben es ermdglicht, dass die vom
Land Rheinland-Pfalz und der Universitatsmedizin Mainz
gegriindete Krebsregister Rheinland-Pfalz gGmbH bereits
ihre Arbeit aufgenommen hat.

Datenschutz und Ubermittlungsvorschriften nehmen in
dem Gesetz einen sehr breiten Raum ein. Es gibt
Einwilligungs- und Widerrufsbestimmungen fir die Patien-
ten. Der Datenschutz greift sogar fiir verstorbene Patienten.
In diesen Féllen hat das Krebsregister bei den nachsten
Angehdrigen entsprechende Zustimmungen einzuholen.

Ich selbst bin jedoch Uberzeugt, dass nach einer Pati-
entenaufklarung die allermeisten ihre individuellen Per-
soOnlichkeitsrechte gegeniiber dem Informationsbedarf der
Forschung und der Gesundheitspravention zuriickstellen
sowie einer Datenerfassung, Dateniibermittlung und im
Sinne der Gesunderhaltung anderer Personen einer digita-
len Spende ihrer Daten zustimmen werden.

Sehr geehrte Damen und Herren, dieses Gesetz hilft den
Menschen und der Forschung.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Fred
Konrad, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Fir die SPD-Fraktion spricht Herr Kollege Feiniler.

Abg. Walter Feiniler, SPD:

Herr Prasident, verehrte Kolleginnen und Kollegen, meine
Damen und Herren! Vor dem Hintergrund der immer wei-
ter alternden Gesellschaft und den damit zu erwartenden
héheren Erkrankungszahlen ist die Zielsetzung des neuen
Krebsregisters, das wir heute beschlieBen, ausdriicklich
zu begruBBen. So ist die Weiterentwicklung der Krebsfrih-
erkennung und Qualitatssicherung der Behandlung von
groBer Bedeutung.

Dennoch wird die zu erwartende Zunahme von Krebser-
krankungen unser Gesundheitssystem allein durch die
demografische Entwicklung vor immer neue und immen-
se Herausforderungen stellen. Angesichts der deutlich
steigenden Zahl von Krebsneuerkrankungen gewinnt die
Krebsfriherkennung unseres Erachtens an zunehmender
Bedeutung.

Leider wird das bestehende breite Krebsfriherkennungs-
angebot in Deutschland von den Birgerinnen und Burgern
nur unzureichend wahrgenommen. Durch das Gesetz sol-
len daher die Strukturen, Reichweite, Wirksamkeit und
Qualitat der bestehenden Krebsfriiherkennungsangebote
nachhaltig verbessert werden.

Das neue Krebsregister wird deshalb kunftig flichende-
ckend ambulante und stationére Patientendaten aufneh-
men, Behandlungen und den Verlauf bésartiger Neubildun-
gen Uber mehrere Jahre erfassen, die Daten kontinuierlich
auswerten und den Leistungserbringern patientenbezogen
zur Verflgung stellen.

Wir fangen allerdings bei uns in Rheinland-Pfalz nicht ganz
von vorne an. Bereits seit 20 Jahren existiert ein gut funk-
tionierendes Krebsregister. Bis zum jetzigen Zeitpunkt wur-
den allerdings nur Daten Gber Auftreten und Haufigkeit von
Krebserkrankungen erfasst und in regelméaBiigen Abstén-
den ausgewertet.

Das Ziel des neuen Krebsregisters ist es, auf die Daten
der Erkrankten zurlickzugreifen und sie auszuwerten. Ins-
gesamt sollen hierdurch die Struktur-, Prozess- und Er-
gebnisqualitat erheblich verbessert und die onkologische
Versorgung von krebserkrankten Menschen optimiert wer-
den.

Eine angemessene und hochwertige Versorgung krebser-
krankter Menschen erfordert es, auf der Grundlage einer
umfassenden verlaufsbegleitenden Dokumentation MaB3-
nahmen transparent und vergleichbar darzustellen und zu
bewerten. Entsprechend ist dem auch bei einer flachende-
ckenden klinischen Krebsregistrierung in Rheinland-Pfalz
und bundesweit ein hoher Stellenwert einzurdumen.

Um die damit verbundene angemessene Erfiillung der
durch das Krebsregister vorgegebenen Aufgaben regelmé-
Big Uberprifen zu kénnen, hat der Spitzenverband Bund
der Krankenkassen unter Einbeziehung der Fachverbande
und der Lander einheitliche Férderkriterien festgelegt.
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Das Krebsfriiherkennungs- und -registergesetz Uberlasst
es aber auch den Landern, die fir die Einrichtung und den
Betrieb der klinischen Krebsregister notwendigen Rechts-
grundlagen einschlie3lich der datenschutzrechtlichen Re-
gelungen landesrechtlich festzulegen.

Mit der Grindung der Krebsregister Rheinland-
Pfalz gGmbH vom 3. September 2014 gemeinsam mit der
Johannes Gutenberg-Universitdt Mainz wurden hier die
rechtlichen Grundlagen geschaffen. Bereits damals wurde
die Vertrauensstelle des Krebsregisters vom Tumorzen-
trum Rheinland-Pfalz lbertragen. Kinftig soll auch die
Registrierstelle des Krebsregisters dort angesiedelt sein.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, mit dem von uns vor-
gelegten Gesetz werden richtungsweisende strukturelle
MaBnahmen zur Verbesserung der Krebsfriherkennung
und der Qualitat der onkologischen Versorgung auf den
Weg gebracht. Diese Schritte sind notwendig, da Deutsch-
land wie vergleichbare Industrienationen angesichts des
demografischen Wandels vor wachsenden Herausforde-
rungen in der Krebsbekampfung steht.

Eine Krebsfriherkennung, die dem wissenschaftlichen Er-
kenntnisstand entspricht, und eine Qualitatssicherung der
onkologischen Versorgung durch klinische Krebsregister
sind deshalb unseres Erachtens unverzichtbar, um bei der
Bekampfung von Krebserkrankungen weitere Fortschritte
zu erzielen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, das Landesgesetz,
das wir heute beschlie3en, bietet unseres Erachtens dazu
die besten Voraussetzungen.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Fir die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN spricht Herr
Kollege Dr. Konrad.

Abg. Dr. Fred Konrad, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Sehr geehrter Herr Président, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen! Den Vorrednern ist wenig hinzuzufliigen,
aber vielleicht noch die eine oder andere Erklarung.

Das Krebsregistergesetz wurde im Sozialausschuss be-
sprochen. Die Mitarbeiter des Bliros des Landesdaten-
schutzbeauftragten waren anwesend und konnten die be-
stehenden Fragen besonders hinsichtlich des Datenschut-
zes klaren.

Gerade bei der Behandlung bésartiger Erkrankungen ist
es so, dass die teilweise erheblichen Fortschritte in den
vergangenen Jahren nur méglich waren, weil Behandlungs-
protokolle und Behandlungsstudien sehr umfangreich er-
stellt und durchgefiihrt wurden und die verschiedenen Be-
handlungsmdoglichkeiten und Behandlungszweige statis-
tisch miteinander verglichen wurden. So konnten neben
den Behandlungen, dem Verlauf von Tumoren und Neben-
wirkungen auch die Uberlebensraten verglichen werden.
Dadurch konnten verschiedene Substanzen aus der Thera-

7089

pie herausgenommen oder in die Therapie hineingegeben
werden. Dies gilt ebenso fir den Vergleich verschiedener
anderer operativer oder strahlentherapeutischer Behand-
lungsmethoden.

Dabei spielte die freiwillige Teilnahme an Behandlungsver-
suchen eine erhebliche Rolle. Zu wenig wurde dabei in der
Vergangenheit die Lebensqualitét berticksichtigt. Dies gilt
insbesondere fur teilweise erhebliche Durchbriiche, die in
der Behandlung von Krebserkrankungen bei Kindern er-
reicht wurden, deren Spatfolgen bezlglich der Lebensqua-
litdt im Erwachsenenalter oft erst heute beurteilt werden
kénnen und heute erst zu Anderungen der Behandlungen
fhren.

Der Datenschutzbeauftragte hatte angeregt, dass keine
Widerspruchslésung, sondern eine Zustimmungslésung fiir
die Patientinnen und Patienten eingefiihrt wird. Letztlich ist
es aber eine Frage der umfassenden Erfassung in einem
solchen Krebsregister, um ganz konkret die Gesundheit
von Krebserkrankten zu starken und die Behandlungsmég-
lichkeiten zu verbessern. Insofern ist die Abwagung zwi-
schen den beiden Punkten seitens der Landesregierung
durch den vorgelegten Gesetzentwurf zu unterstiitzen. Wir
stimmen aus diesem Grunde dem Gesetzentwurf ohne
Anderungsvorschlage zu.

Vielen Dank.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Wir kommen zur unmittelbaren Abstimmung Uber den Ge-
setzentwurf — Drucksache 16/5544 — in zweiter Beratung.
Es wird eine unveranderte Annahme empfohlen.

Wer dem Gesetzentwurf zustimmen mochte, den bitte ich
um das Handzeichen! — Wer stimmt dagegen? — Stimment-
haltungen? — Der Gesetzentwurf ist mit den Stimmen aller
drei Fraktionen einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetz-
entwurf zustimmen mdéchte, den bitte ich, sich vom Platz
zu erheben! — Damit ist das Landeskrebsregistergesetz
einstimmig angenommen.

Ich rufe die Punkte 5 und 6 der Tagesordnung auf:

Landesgesetz zu dem Siebzehnten
Rundfunkéanderungsstaatsvertrag
Gesetzentwurf der Landesregierung
— Drucksache 16/5565 —

Zweite Beratung
dazu:
Beschlussempfehlung des Ausschusses fiir Medien
und Netzpolitik
— Drucksache 16/5789 —

Landesgesetz zu dem Achtzehnten
Rundfunkédnderungsstaatsvertrag
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Gesetzentwurf der Landesregierung
— Drucksache 16/5566 —

dazu:

Beschlussempfehlung des Ausschusses fiir Medien
und Netzpolitik
— Drucksache 16/5790 —

Der Altestenrat hat vorgeschlagen, die beiden Tagesord-
nungspunkte zusammen zu beraten. Die Berichterstattung
erfolgt durch Herrn Kollegen Josef Détsch. Bitte schén.

Abg. Josef Doétsch, CDU:

Herr Président, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die Gesetzentwirfe zu den Landesgesetzen zum Sieb-
zehnten und Achtzehnten Rundfunkanderungsstaatsver-
trag wurden laut Beschluss des Landtags vom 24. Sep-
tember 2015 an den Ausschuss fir Medien und Netzpolitik
— federfihrend — und an den Rechtsausschuss Uberwie-
sen.

Der Ausschuss fir Medien und Netzpolitik hat die Ge-
setzentwdirfe in seiner 31. Sitzung am 15. Oktober 2015
beraten. Der Rechtsausschuss hat die Gesetzentwiirfe in
seiner 49. Sitzung am 5. November 2015 beraten.

Die Beschlussempfehlung zu beiden Gesetzentwirfen lau-
tet einstimmig, die Gesetzentwirfe anzunehmen.

Danke schon.

(Beifall im Hause)

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Danke schén, Herr Kollege Détsch. — Das Wort hat zu-
néachst Herr Kollege Dr. Adolf Weiland. Es wurde eine
Grundredezeit von fiinf Minuten vereinbart. Das méchte
ich nur noch erlauternd dazu sagen.

Abg. Dr. Adolf Weiland, CDU:

Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Der Berichterstatter, Herr
Kollege Détsch, hat es schon gesagt, die beiden Rundfunk-
anderungsstaatsvertrage Nummer 17 und 18 kénnen sich
auf eine breite politische und parlamentarische Mehrheit
stitzen.

Beim Siebzehnten Rundfunkanderungsstaatsvertrag geht
es infolge des Entscheids des Bundesverfassungsgerichts
um die notwendige Anderung des ZDF-Staatsvertrags. Da-
nach durfen kinftig staatliche und staatsnahe Vertreterin-
nen und Vertreter maximal ein Drittel der Mitglieder in den
Gremien stellen. Gleichzeitig wird der Fernsehrat auf 60
Mitglieder verkleinert.

Des Weiteren wird im Siebzehnten Rundfunkénderungs-
staatsvertrag die EU-Richtlinie iber audiovisuelle Medien
umgesetzt.

Im Achtzehnten Rundfunkanderungsstaatsvertrag geht
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es um einen bedeutenden regulatorischen Handlungsbe-
darf zur Sicherung medialer Angebotsvielfalt. Kern ist ein
grundsétzliches Verbot regionaler Werbung in bundeswei-
ten Fernsehprogrammen. Dies gilt sowohl fir 6ffentlich-
rechtliche Fernsehprogramme als auch fir bundesweit
ausgestrahlte private Fernsehprogramme.

Er beinhaltet ein grundsétzliches Verbot mit der Option
einer Offnungsklausel durch den Landesgesetzgeber. Der
Landesgesetzgeber nimmt sich hier also das Recht, die
Frage der regionalen Werbung zu regeln. Das ist notwen-
dig, weil sich das hierbei verfolgte Grundanliegen so dar-
stellt, dass die Einnahmen aus lokaler und regionaler Wer-
bung zur Finanzierung denjenigen vorbehalten bleiben
sollen — jedenfalls ist das unsere medienpolitische Uber-
einstimmung —, die auch lokales und regionales Programm
—sei es im Rundfunk oder im Fernsehen — machen und da-
mit zur lokalen und regionalen Angebotsvielfalt beitragen.

Wir werden beiden Rundfunkédnderungsstaatsvertragen
deshalb zustimmen.

(Beifall der CDU)

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Fir die SPD-Fraktion hat das Wort Herr Martin Haller.

Abg. Martin Haller, SPD:

Lieber Herr Président, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das
Ungewdhnliche ist, dass uns heute gleich zwei Rundfun-
ka&nderungsstaatsvertrage zur abschlieBenden Beratung
vorliegen. Das ist ein Novum. Herr Kollege Dr. Weiland
ist schon auf die wesentlichen Inhalte der Staatsvertrage
eingegangen.

Der Siebzehnte Rundfunkanderungsstaatsvertrag hat im
Wesentlichen eine Neuregelung der Zusammensetzung
der Aufsichtsgremien des Zweiten Deutschen Fernsehens
zum Gegenstand. Dabei geht es um die Umsetzung der
entsprechen Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts vom 25. M&rz 2014. Fir uns war es eine recht leichte
Ubung, die Anderungen nachzuvollziehen, da wir durch
den SWR-Anderungsstaatsvertrag schon eine entspre-
chende Ubung hatten, wie sich Gremien in der Zukunft
plural staatsfern zusammenzusetzen haben. Insofern wa-
ren wir da schnell durch.

Ich finde es interessant, welches Verfahren da gewéhlt wird.
Zur Vielfaltssicherung sieht die Novellierung vor, Mitglie-
der von gesellschaftlichen Gruppen aus unterschiedlichen
Lebensbereichen zu entsenden. Hierzu wurden 16 Lebens-
bereiche vorgesehen, die jeweils einem Land zugeordnet
wurden. Das ist eine interessante Idee, die vielleicht auch
fir den SWR etwas gewesen ware, aber wir sind da doch
etwas kleinteiliger organisiert.

Dem Land Rheinland-Pfalz ist der Bereich ,Integrati-
ve Gesellschaft” zugeordnet. Der VdK Rheinland-Pfalz,
die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe Behinderter in
Rheinland-Pfalz und das Zentrum fir selbstbestimmtes
Leben behinderter Menschen werden nun gemeinsam ent-
sprechende Entsendungen vornehmen. Falls keine ge-
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meinsame Entsendung vorgenommen werden kann, ent-
scheidet der Landtagsausschuss. In diesem Sinne wiin-
schen wir den Verbanden viel Fortune bei der Entsendung
eines Mitglieds.

Der vorliegende Achtzehnte Rundfunké&nderungsstaatsver-
trag stellt ausdricklich klar, dass Werbung Teil des Pro-
gramms ist und regionalisierte Werbung in einem bundes-
weiten Programm nur dann zuléssig ist, wenn das Recht
des betroffenen Landes dies gestattet und eine gesonder-
te landesrechtliche Zulassung erteilt wird. Dem Ganzen
war ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vorausge-
gangen. PRO 7 und SAT 1, die immer sehr aktiv sind, die
rechtlichen Raume auszuloten, haben (ber die Kabelnetz-
betreiber probiert, regionalisierte Werbung zu etablieren.

Herr Kollege Dr. Weiland ist schon darauf eingegangen,
dass es naturlich ein Vielfaltsaspekt ist, den wir da im Auge
haben miissen. Natirlich ist es aber auch so, dass regiona-
lisierte und regionale Werbeméarkte dadurch wahrschein-
lich irreparabel zerstért werden und die Wertschdpfung,
die zum Teil auch in unseren Regionen stattfindet, eben
woanders stattfindet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in diesem Sinne wer-
den wir beiden Rundfunkédnderungsstaatsvertragen zu-
stimmen.

Vielen Dank.

(Beifall der SPD)

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Fur die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat Herr Kol-
lege Dr. Braun das Wort.

Abg. Dr. Bernhard Braun, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Meine Damen und Herren! Ich kann mich natlrlich den
Vorrednern anschlieBen. Es wurde betont, dass wir einstim-
mig — alle drei Fraktionen — den beiden Gesetzentwirfen
zustimmen wollen.

Lassen Sie mich aber dennoch zwei Anmerkungen vortra-
gen.

Die Staatsferne ist bei den 6ffentlich-rechtlichen Sendern
wichtig. Wir wissen, dass das ZDF historisch auch einmal
das Adenauer-Fernsehen genannt wurde. Es soll natlr-
lich nicht einem Staatsmann oder einer Staatsperson und
einem Land zugeordnet werden, sondern es soll eine Plu-
ralitdt in der Aufsicht geben. Diese Pluralitdt und mehr
Transparenz waren gewiinscht und sind jetzt auch vom
Bundesverfassungsgericht so gefordert worden. Deswe-
gen begriiBen wir das natrlich. Dass man da noch an der
einen oder anderen Stelle einen Schritt hatte weitergehen
kénnen, ist in Verhandlungen immer so, aber wir sind mit
dem Ergebnis so weit zufrieden, dass wir dem zustimmen
kénnen.

Wie gesagt, Transparenz ist auch beim o&ffentlich-
rechtlichen Rundfunk wichtig.

Das ist eine 6ffentlich-rechtliche Anstalt. Aus der Erfahrung,
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die ich im privaten Rundfunkgremium gemacht habe, ist zu
berichten, dass die L&sung, die flr die Gleichstellung und
die Gleichgewichtung von Frau und Mann vorgeschlagen
worden ist, in dem einen Gremium vielleicht mehr und in
dem anderen weniger funktioniert. Es wurde vorgeschla-
gen, dass in dem Gremium von der Anzahl her gleich viele
Frauen und Méanner starten sollen, aber dass immer eine
Frau auf einen Mann und umgekehrt ein Mann auf eine
Frau folgt.

Wir haben in einem Gremium zumindest die Erfahrung
gemacht, dass die Verweilzeit der Manner haufiger viel
langer als die Verweilzeit der Frauen ist, sodass die Anzahl
der Frauen dann doch geringer war. Deswegen sollte man
darauf achten, dass das nicht dazu genutzt wird, einmal
eine Frau fir ein halbes Jahr und dann einen Mann wieder
flr zehn Jahre in das Gremium zu schicken.

Der Achtzehnte Rundfunkanderungsstaatsvertrag, in dem
es um die regionale Werbung geht — das wurde auch schon
gesagt — ist ein Teil des Pluralismus und der Vielfalt. Wir
wollen regionale Sender und eine regionale Berichterstat-
tung haben. Diese regionale Berichterstattung muss im
privaten Rundfunk ganz deutlich werbefinanziert werden.
Das wird nicht anders gehen.

Deswegen muss auch eine Einnahmequelle fir den re-
gionalen Rundfunk und die regionalen Sender gesichert
werden. Diese kann nur gesichert werden, wenn die Wer-
bung nicht bundesweit bestellt werden kann und dann
regionalisiert gesendet wird, sondern wenn der regionale
Sender vor Ort das Recht hat, diese Werbung zu senden,
eine Einnahmequelle zu haben und dann méglichst plural,
wie wir das wollen, von den Ereignissen berichten kann,
die vor Ort stattfinden.

Wir stimmen diesen beiden Staatsvertragsanderungen zu
und hoffen, dass wir damit die Gesetze auch entsprechend
verbessert haben.

(Beifall bei BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
SPD)

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Das Wort hat Frau Ministerprasidentin Dreyer.

Malu Dreyer, Ministerprasidentin:

Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und Herren
Abgeordnete! Ich kann es kurz machen. Es ist alles gesagt
worden. Es ist wohl das umfangreichste Anderungspaket,
das wir mit dem Siebzehnten und Achtzehnten Rundfunk-
anderungsstaatsvertrag verabschiedet haben.

Mir sind zwei oder drei Dinge noch einmal wichtig. Das
eine ist, dass wir es geschafft haben, innerhalb der vor-
gegebenen Frist vom Bundesverfassungsgericht die Gre-
mienneubesetzungen sehr konstruktiv zu bewerkstelligen.
Ich denke, das ist ein Lob wert. Ich freue mich auch dar-
Uber, dass der gesellschaftliche Diskurs und nicht nur der
politische dazu geflihrt hat, dass das sehr einvernehmlich
und zeitnah passiert.

Wir unterstreichen mit diesen beiden Anderungsstaatsver-



Landtag Rheinland-Pfalz - 16. Wahlperiode - 107. Sitzung, 11.11.2015

trdgen erneut unser Ziel einer erfolgreichen Positionierung
der 6ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten als moderne
Medienunternehmen. Das ist der zweite Punkt. Dabei ha-
ben wir jedoch auch immer die anderen Mediensparten,
wie beispielsweise die Presse oder die kleineren regiona-
len Rundfunk- und Telemedienanbieter, im Blick. Das ist
gesagt worden. Man hért daraus, dass das fir uns alle ein
sehr wichtiger Punkt ist. Das zeigt sich einmal mehr in der
ausgleichenden Regelung im Rundfunkstaatsvertrag und
im rheinland-pfélzischen Landesmediengesetz zur regio-
nalisierten Werbung.

Die verschiedenen Mediensparten gewabhrleisten eine aus-
gewogene Meinungsvielfalt, indem sie regional und tber-
regional tatig sind. Daher sollen Werbeeinnahmen auch
denjenigen zuflieBen, die eine regionale und Uberregionale
Programmuvielfalt leisten.

Das ist unseren kleinen Anbietern sehr wichtig gewesen.
Es war ein langer Anlauf, das im Rundfunkstaatsvertrag
hinzubekommen. Ich bin froh, dass wir das heute gemein-
sam so beschlieBen kédnnen und wir damit einen wichtigen
Beitrag zur Meinungsvielfalt im Land Rheinland-Pfalz leis-
ten. Ich danke herzlich dem Parlament flr die konstruktive
Beratung und freue mich tber die Zustimmung.

Herzlichen Dank.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen zur unmit-
telbaren Abstimmung Uber den Gesetzentwurf — Drucksa-
che 16/5565 — in zweiter Beratung, da die Beschlussemp-
fehlung die unverénderte Annahme empfiehlt. Wer dem
Gesetzentwurf zustimmen mdchte, den bitte ich um das
Handzeichen! — Danke. Wer stimmt dagegen? — Der Ge-
setzentwurf ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetz-
entwurf zustimmen mochte, den bitte ich, sich vom Platz
zu erheben! — Damit ist der Gesetzentwurf einstimmig an-
genommen.

Wir kommen zur unmittelbaren Abstimmung Uber den Ge-
setzentwurf — Drucksache 16/5566 — in zweiter Beratung,
da die Beschlussempfehlung die unveranderte Annahme
empfiehlt. Wer dem Gesetzentwurf zustimmen méchte,
den bitte ich um das Handzeichen! — Wer stimmt dage-
gen? — Der Gesetzentwurf ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetz-
entwurf zustimmen méchte, den bitte ich, sich vom Platz
zu erheben! — Damit ist der Gesetzentwurf einstimmig an-
genommen.

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf:

Landesgesetz zur Anderung des Landesgesetzes
Uber die kommunale Zusammenarbeit und
Ubergangsregelungen zur Vorbereitung der
Gebietsdanderungen von Verbandsgemeinden
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Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN
— Drucksache 16/5580 —
Zweite Beratung

dazu:

Beschlussempfehlung des Innenausschusses
— Drucksache 16/5791 —

i\nderungsq.ntrag der Fraktionen der SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
— Drucksache 16/5783 —

Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Pork-
sen, das Wort.

Abg. Carsten Pérksen, SPD:

Herr Prasident, meine Damen und Herren! Durch die
freundliche Firsprache des Herrn Kollegen Noss ist es
mir eine Ehre, als Berichterstatter auftreten zu dirfen.

Durch Beschluss des Landtags vom 24. September 2015
(Plenarprotokoll 16/104) ist der Gesetzentwurf an den In-
nenausschuss — federfiihrend — und an den Rechtsaus-
schuss Uberwiesen worden.

Der Innenausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 58.
Sitzung am 1. Oktober 2015 beraten.

Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 49.
Sitzung am 5. November 2015 beraten.

Beschlussempfehlung: Der Gesetzentwurf wird angenom-
men.

Eine Erganzung dieses Gesetzentwurfs durch einen Ande-
rungsantrag der Fraktionen der SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Drucksache 16/5783 — hat folgenden Inhalt:

Es geht darum, dass die Verbandsgemeinde Waldsee in
Zukunft ,Rheinauen” heiBen soll und statt Hettenleidel-
heim ,Hettenleidelheim und Kusel“ und statt Waldmohr
~Waldmohr und Kusel“ in die Gesetzesformulierungen auf-
genommen werden soll.

Ich bitte, den entsprechenden Empfehlungen des Innen-
und Rechtsausschusses zuzustimmen.

(Vereinzelt Beifall bei SPD und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Heinz-Hermann Schnabel:

Da der Altestenrat beschlossen hat, den Tagesordnungs-
punkt ohne Aussprache zu behandeln, kommen wir zur
Abstimmung Gber den Anderungsantrag der Fraktionen
der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Drucksache
16/5783 —. Wer dem Anderungsantrag zustimmen méchte,
den bitte ich um das Handzeichen! — Wer stimmt dage-
gen? — Damit ist der Anderungsantrag mit den Stimmen
der SPD und des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die
Stimmen der CDU angenommen.


http://83.243.51.73/starweb/OPAL_extern/serlvet.starweb?path=OPAL_extern/LISSHDOKFL.web&01_LISSH_DART=D&02_LISSH_WP=16&03_LISSH_DNR=5580
http://83.243.51.73/starweb/OPAL_extern/serlvet.starweb?path=OPAL_extern/LISSHDOKFL.web&01_LISSH_DART=D&02_LISSH_WP=16&03_LISSH_DNR=5791
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Wir kommen zur Abstimmung (ber den Gesetzentwurf
der Fraktionen der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
— Drucksache 16/5580 — in zweiter Beratung unter Ber(ick-
sichtigung der Annahme des Anderungsantrags — Druck-
sache 16/5783 —. Wer dem Gesetzentwurf zustimmen
mdchte, den bitte ich um das Handzeichen! — Wer stimmt
dagegen? — Damit ist der Gesetzentwurf in der zweiten
Beratung mit den Stimmen der SPD und des BUNDNIS
90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der CDU angenom-
men.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetzent-
wurf zustimmen mochte, den bitte ich, sich vom Platz zu
erheben! — Danke schon. Wer stimmt dagegen? — Damit
ist der Gesetzentwurf mit den Stimmen der SPD und des
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der CDU
angenommen.

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf:

Landesgesetz liber den Zusammenschluss der
Verbandsgemeinden Kaiserslautern-Siid und
Landstuhl
Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, CDU und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
— Drucksache 16/5584 —

Zweite Beratung

dazu:

Beschlussempfehlung des Innenausschusses
— Drucksache 16/5792 —

Die Berichterstattung sollte Herr Kollege Glinther vortra-
gen. Diesen sehe ich aber im Moment nicht.

(Carsten Porksen, SPD: Darauf kénnen wir
verzichten!)

— Es wird verzichtet. Dann kommen wir zur Debatte. Wer
meldet sich von der CDU-Fraktion? — Das Wort hat Herr
Kollege Klein. Ihre Redezeit betragt finf Minuten.

Abg. Marcus Klein, CDU:

Herr Prasident, meine Damen und Herren! Im Landkreis
Kaiserslautern haben wir schon einige Erfahrungen mit
Fusionen sammeln kénnen, und zwar gute, leider aber
auch sehr schlechte. Ein gemeinsames Gesetz haben wir
schon auf den Weg gebracht. Darin ging es um Otterbach
und Otterberg. Das war freiwillig. Das |&uft dort auch sehr
gut.

In Enkenbach-Alsenborn hingegen gab es eine Zwangsfu-
sion mit Hochspeyer. Hier wurde das mit rot-griiner Mehr-
heit verabschiedet und ohne Riicksicht auf die Befindlich-
keiten vor Ort durchgedriickt, was leider immer noch zu
groBem Unmut und Unfrieden vor Ort flhrt.

Nun bringen wir gemeinsam ein Gesetz fur Landstuhl und
Kaiserslautern-Siid auf den Weg. Das kénnen wir deswe-
gen tun, weil die Mandatstrager vor Ort dafiir gearbeitet
haben, und zwar allen voran die Blrgermeister Dr. Peter
Degenhardt und Uwe Unnold. Diese haben in ihren Ge-
meinden fir die Fusion geworben. Man hat ihnen aber
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auch die notwendige Zeit gelassen, das zu tun und fir den
Zusammenschluss zu werben.

(Vizeprasident Dr. Braun tbernimmt den
Vorsitz)

Auch mit dem Fusionszeitpunkt, dem 1. Juli 2019 — das
steht im Gesetz —, ist man den Verbandsgemeinden sehr
weit entgegengekommen. Das war richtig.

So kam es denn auch, dass sich nun alle Gremien vor
Ort intensiv mit dem Gesetz befasst, es begleitet und mit
groBBer Mehrheit zustimmende Beschlusse gefasst haben.
Die Vorbereitungen vor Ort in den Arbeitsgruppen sind
weit fortgeschritten und laufen sehr gut. Nur ein oder zwei
Ortsvereine der SPD sind noch dagegen und verteilen vor
Ort weiter Flugblatter gegen die Fusion.

(Zuruf des Abg. Carsten Pérksen, SPD)

— Herr Pérksen, ich kann Sie beruhigen. Alle ernst zu neh-
menden politischen Krafte vor Ort sind fir die Fusion. Des-
wegen tragen wir, die CDU, diesen Gesetzentwurf auch
mit. Den beiden Verbandsgemeinden konnte im Gesetz-
gebungsverfahren ein gutes Stiick entgegengekommen
werden. Der weiteren Umsetzung der Fusion steht nichts
entgegen. Wir wiinschen den Arbeitsgruppen der Verwal-
tung und den Gremien weiter viel Erfolg und der neuen
Verbandsgemeinde Landstuhl schon heute eine positive
Entwicklung.

Vielen Dank.

Vizeprasident Dr. Bernhard Braun:

Fir die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Schaffner das
Wort.

Abg. Daniel Matthias Schéaffner, SPD:

Sehr geehrter Herr Président, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, meine sehr geehrten Damen und Herren, hallo Herr
Ganter! Ich freue mich, dass wir heute das Landesge-
setz Gber den Zusammenschluss der Verbandsgemeinden
Kaiserslautern-Siid und Landstuhl im Plenum beraten und
verabschieden werden. Wir gestalten damit im Landkreis
Kaiserslautern Zukunft und schaffen gute Strukturen fur
die nichsten Jahrzehnte.

Mit dem Zusammenschluss der beiden vorgenannten Ver-
bandsgemeinden wird eine neue Verbandsgemeinde mit
Uber 25.000 Einwohnern entstehen, deren Bevélkerungs-
prognosen weitaus besser sind als in manchen angrenzen-
den Regionen. Wir kommen damit auch den Wiinschen der
Kommunalpolitik nach, die gern frihzeitig eine gesetzliche
Grundlage méchte, um die beiden Gebietskdrperschaften
und die Verwaltung zusammenfiihren zu kdnnen. Die ei-
gentliche Gebietsadnderung — das hat Herr Kollege Klein
schon gesagt — soll dann nach den Kommunalwahlen 2019
umgesetzt werden.

Durch ein friihzeitiges Kooperieren der beiden Verbands-
gemeinden entstehen Synergien. Die Zeit bis zum 1. Juli
2019 wird vor Ort sinnvoll genutzt, um der neuen Verbands-
gemeinde einen perfekten Start zu ermdglichen.
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Das vorliegende Gesetz sieht in vielen Bereichen Méglich-
keiten vor, sich langsam anzunahern und keine Schnell-
schiisse zu machen. AuBBerdem gibt es die Chancen, die
Situation vor Ort zu gestalten. Mit einer AuBBenstelle der
Verwaltung kann ein guter Beitrag zu noch mehr Blrgerna-
he und kirzeren Wegen geleistet werden. Wie die Ausge-
staltung letztendlich genau aussieht, sollen die entschei-
den, die sich vor Ort am besten auskennen. Das ist gut so.
Das stérkt die kommunale Selbstverwaltung und erhdht
die Akzeptanz.

Bei mir kommt immer wieder die Botschaft der guten ko-
operativen Zusammenarbeit von Innenministerium und der
beiden Verbandsgemeinden an. So war es auch bereits
moglich, Wiinsche und Anregungen in das Gesetz einzu-
bringen. Auch eine zusétzliche Entschuldungshilfe zuguns-
ten der neu gebildeten Verbandsgemeinde in Héhe von
2 Millionen Euro ist vorgesehen. Geld ist zwar nicht alles,
aber bei den Birgerinnen und Birgern kommt das Signal
an, dass das Land Rheinland-Pfalz unbedingt gewillt ist,
der neu gebildeten Verbandsgemeinde einen guten Start
zu verschaffen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, Stichwort: Betei-
ligung und Willensbildung vor Ort. — Auch hier muss den
beiden Verbandsbirgermeistern Dr. Peter Degenhardt und
Uwe Unnold Respekt gezollt werden. Von Beginn an war
man sich einig, alles kann, niemand muss.

Man lie3 den einzelnen Ortsgemeinden die Freiheit, alle
moglichen Optionen zu denken und mit den Blrgerinnen
und Burgern in Austausch zu kommen und zu diskutieren.
Davon wurde in den einzelnen Ortsgemeinden mehr oder
weniger intensiv Gebrauch gemacht. Letztlich aber haben
sich alle Ortsgemeinderate und die beiden Verbandsge-
meinderéate daflr ausgesprochen, komplett miteinander zu
fusionieren. Das ist ein starkes Zeichen fiir den Landkreis
Kaiserslautern.

Ich erinnere mich noch an eine Informationsveranstaltung
im Friihsommer, zu der die Verbandsgemeinde Landstuhl
und ihre Ortsgemeinden interessierte Blrgerinnen und
Birger in die Stadthalle nach Landstuhl eingeladen hatten.
Viele Lokalpolitiker und einige wenige Interessierte sind
gekommen. Die Bestuhlung hat ganz locker gereicht, da-
mit alle Platz gefunden haben. Nach einem informativen
Vortrag von Biirgermeister Degenhardt gab es ein paar
Fragen, aber keine Ablehnung zur geplanten Fusion. Fir
mich ist das ein Ausdruck dessen, dass sich die Menschen
vor Ort zum einen gut informiert und zum anderen — noch
wichtiger — sowohl von der Landesregierung und den &rtli-
chen Abgeordneten als auch von den Kommunalpolitikern
absolut gut vertreten fiihlen. Sie vertrauen darauf, dass
hier gemeinsam zum Wohle der Region gehandelt wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns heute
gemeinsam den n&chsten Schritt tun, um eine weitere Ver-
bandsgemeinde in Rheinland-Pfalz fit flir die Zukunft zu
machen.

Vielen Dank.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)
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Vizepréasident Dr. Bernhard Braun:

Fir die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat Frau Kol-
legin Schellhammer das Wort.

Abg. Pia Schellhammer, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Sehr geehrter Herr Prasident, sehr geehrte Damen und
Herren! Auch unsere Fraktion unterstiitzt den vorliegenden
Gesetzentwurf zur Bildung einer neuen Verbandsgemein-
de. Ich kann mich den Ausfliihrungen meiner Vorredner zu
dem vorliegenden Gesetzentwurf ausdricklich anschlie-
Ben.

Ich méchte einen Punkt besonders hervorheben, wenn
man auch andere Fusionsprozesse und Diskussionen vor
Ort bei Verbandsgemeinden, die Gebietsénderungsbedarf
haben, verfolgt, dann gilt es besonders hervorzuheben, wie
konstruktiv und offen hier auch die Verbandsbiirgermeister
an diese Diskussion herangegangen sind, indem sie ge-
sagt haben, es ist wichtig, hier nach vorn zu diskutieren,
und dass es auch gut fur die Region ist. Deswegen ist es
immer wieder bedauerlich, wenn wir bei anderen Fusionen
in diesen Zusammenhéngen Blockadehaltungen wahrneh-
men missen. Wir sind hier auf dem Weg, die Kommunal-
und Verwaltungsreform weiter fortzufihren. Deswegen ist
es sehr zu begriiBen, wenn eine solche Fusion auf eine so
breite Unterstiitzung vor Ort sté3t. Das hat aber wesentlich
damit zu tun, wie man in eine solche Diskussion hineingeht,
namlich konstruktiv. Deswegen auch einen ausdriicklichen
Dank von unserer Fraktion fur diese Konstruktivitat vor Ort.

Insgesamt bleibt abschlie3end nur zu sagen, wir wiinschen
der neuen Verbandsgemeinde — dann Verbandsgemeinde
Landstuhl — alles Gute. Wir werden selbstverstandlich dem
vorliegenden Gesetzentwurf zustimmen.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Vizeprasident Dr. Bernhard Braun:

Far die Landesregierung spricht Herr Innenminister Lew-
entz.

Roger Lewentz, Minister des Innern, fiir Sport und In-
frastruktur:

Sehr geehrter Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. Ich glaube, an der Stelle kann man sich heute etwas
klrzer fassen; denn das, was meine Vorredner ausgefihrt
haben, beschreibt sehr genau die Situation. Diese neue
Verbandsgemeinde, die aus Kaiserslautern-Sid und Land-
stuhl gebildet wird, hat etwa 25.000 Einwohner. In einer
solchen fusionierten Verbandsgemeinde bin ich zu Hause.
Wenn ich mit den Menschen in meiner Umgebung rede,
erwarten die eines: dass man eine moglichst nahe und
moglichst gut ausgestattete und mdglichst oft gedffnete
Ansprechmdglichkeit hat. — Das ist hier auch vorgesehen.
Deswegen finde ich, 25.000 Einwohner, 150 Quadratkilo-
meter und 12 Ortsgemeinden werden eine zukunftsfahi-
ge Verbandsgemeinde bilden. Herr Schéffner hat darauf
hingewiesen, wie die Situation auch von der Einwohner-
entwicklung her zu erwarten ist. Das deckt sich auch mit
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unseren Informationen und Erkenntnissen.

Wir haben eine konsensuale Bildung einer Verbandsge-
meinde unter Beteiligung der Burgerinnen und Blrger, der
Gremien der Ortsgemeinden und der Verbandsgemeinden.
Das ist ein Weg, den wir sehr begrii3en.

Ich freue mich auch, dass sich insgesamt die ganze Dis-
kussion in den letzten Monaten sehr versachlicht hat, si-
cherlich auch, weil der Verfassungsgerichtshof uns sehr
genau beschrieben hat, wie er die Dinge sieht, dass er
das Grundsatzegesetz absolut akzeptiert und anerkannt
hat — ich glaube, das ist in dieser ganzen Situation eine
sehr gute Diskussionsgrundlage — und wir auch Entschei-
dungen haben, die sagen, jawohl, eine Kommunal- und
Verwaltungsreform auch auf der jetzt von uns auf den Weg
gebrachten Ebene ist absolut rechtlich méglich, und dem
wird auch zugestimmt. Das hat uns sehr gefreut.

Wir haben hier ein Datum gefunden: 1. Juli 2019. — Ich will
aber nicht verhehlen, dass wir in den Gesprachen auch
gesagt haben, wir wiirden es schon erwarten und erhoffen,
dass man sich sehr schnell auf den Weg macht, die Dinge
gemeinsam auf den Weg zu bringen. Man muss nicht mit
allem bis zum 1. Juli 2019 warten, sondern man kann auch
kooperativ tatig werden und auch so denken, dass man
am 1. Juli 2019 nur noch eine mdéglichst kurze Startphase
in der neuen Einheit hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie wissen, lan-
desweit laufen derzeit weitere Gebietsanderungsprozes-
se, so etwa auch im Nachbarlandkreis Kusel. Dort wei-
sen die Verbandsgemeinden Altenglan, Glan-Munchweiler
und Waldmohr einen eigenen Gebietsdnderungsbedarf
auf. Die Verbandsgemeinden Altenglan und Kusel haben
ihrem Zusammenschluss grundsétzlich zugestimmt. Glei-
ches gilt fir die Verbandsgemeinden Glan-Miinchweiler,
Schdnenberg-Klbelberg und Waldmohr.

Mein Haus hat fir den Zusammenschluss der Verbandsge-
meinden Altenglan und Kusel bereits einen Gesetzentwurf
ausgearbeitet und ihn den betroffenen Kommunen Uber-
mittelt. Sie kdbnnen nun zu dem Gesetzentwurf Stellung
nehmen. Derzeit erstellt mein Haus einen Gesetzentwurf
fir den Zusammenschluss der Verbandsgemeinden Glan-
Munchweiler, Schénenberg-Kubelberg und Waldmohr. Ich
wirde mich sehr freuen, wenn das Hohe Haus diese Ent-
wirfe genauso intensiv begleitet und mit einer méglichst
breiten Zustimmung versieht, wie das sicherlich auch mit
dem heutigen Gesetzentwurf der Fall ist.

Vielen Dank.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprésident Dr. Bernhard Braun:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir kommen
dann zur Abstimmung. Wir stimmen unmittelbar tber das
Landesgesetz Uber den Zusammenschluss der Verbands-
gemeinden Kaiserslautern-Siid und Landstuhl — Drucksa-
che 16/5584 — ab. Wer flr diesen Gesetzentwurf ist, den
bitte ich um das Handzeichen! — Gibt es Gegenstimmen? —
Dann ist das Gesetz mit den Stimmen von SPD, CDU und

7095

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer fir diesen Ge-
setzentwurf stimmt, den bitte ich, sich vom Platz zu erhe-
ben! — Danke schén. Stimmt jemand gegen dieses Ge-
setz? — Damit ist der Gesetzentwurf mit den Stimmen von
SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN einstimmig
angenommen.

Wir kommen dann zu Punkt 9 der Tagesordnung:

Landesgesetz zur Anderung des Landesgesetzes
Uber die Deutsche Universitat fiir
Verwaltungswissenschaften Speyer
Gesetzentwurf der Landesregierung
— Drucksache 16/5616 —

Zweite Beratung

dazu:

Beschlussempfehlung des Ausschusses fiir
Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur
— Drucksache 16/5793 —

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Biebricher.

Abg. Andreas Biebricher, CDU:

Herr Président, meine Damen und Herren! Der Landtag
hat sich in seiner Sitzung vom 6. Oktober 2015 erstmals
mit dem vorliegenden Gesetzentwurf befasst und ihn an
den Ausschuss fiir Justiz und Verbraucherschutz sowie an
den Ausschuss flr Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur
— federflihrend — (iberwiesen.

Letzterer hat in seiner Sitzung vom 5. November 2015 mit
den Stimmen der Vertreter der Fraktionen der SPD und
des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Enthaltung der Ver-
treter der CDU-Fraktion empfohlen, dem Gesetzentwurf
zuzustimmen.

(Vereinzelt Beifall bei CDU und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Bernhard Braun:

Far die CDU-Fraktion hat Frau Abgeordnete Schéfer das
Wort. Wir haben eine Grundredezeit von finf Minuten ver-
einbart.

Abg. Dorothea Schéfer, CDU:

Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und liebe Kollegen! Die CDU-Fraktion
wird dem vorliegenden Gesetzentwurf zustimmen, weil das
Forschungsinstitut eine gute Perspektive braucht, um sei-
ner Aufgabe in Zukunft wieder gerecht werden zu kénnen.
Natirlich fragt man sich, was da passiert ist, dass das
Forschungsinstitut mit seinem besonderen Profil, ndmlich
als einzigartiges Kompetenzzentrum deutscher, europai-
scher und internationaler verwaltungswissenschaftlicher
Forschung und Beratung in Deutschland zu dienen, es
nicht geschafft hat, den Kriterien der Leibniz-Gesellschaft
gerecht zu werden. Da fragt man sich natirlich schon,
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was die Grinde dafiir waren, dass es nach derzeitigem
Stand keine weitere gemeinschaftliche Férderung von der
Leibniz-Gesellschaft mehr geben wird.

Soweit wir wissen, hat die Gesellschaft die Einzelleistung
der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler gewtirdigt,
sieht aber Schwachstellen offensichtlich im Bereich eines
eigensténdigen Forschungsprofils und der Organisation.
Deswegen soll heute auch beschlossen werden, dass die-
se Organisation entsprechend den Vorschlagen — nein, ich
glaube, Vorschlage gab es nicht —, entsprechend der Mo-
nierung dieser Strukturen dann auch geschaffen werden
kann.

Wir wurdigen ebenfalls ganz ausdriicklich als CDU-
Fraktion die Leistungen der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter und vor allen Dingen auch der ordentlichen Mitglie-
der. Gerade vor diesem Hintergrund sind wir sehr erstaunt,
dass vor allem die Organisationsstruktur der Einrichtung of-
fensichtlich fiir das Aus verantwortlich gemacht wird; denn
betrachtet man sich gerade etwa die Gruppe der ordentli-
chen Mitglieder, die jetzt zur Disposition steht, dann stellt
sich durchaus die Frage, warum sie — es handelt sich wirk-
lich um renommierte und anerkannte Wissenschaftler —
die Aufgabe, zum Beispiel die Promotionen zu betreuen,
nicht ausreichend hatten wahrnehmen kénnen.

Es kommt hinzu, dass es bereits vor etwa sieben Jahren
einen Warnschuss der Leibniz-Gesellschaft gegeben hat.
Da stellt sich natirlich auch die Frage, wie man damals
damit umgegangen ist. Wir haben im Ausschuss entspre-
chend nachgefragt und wollten wissen, was unternommen
wurde, damit man hier zu guten Ergebnissen kommt. Wir
haben allerdings insbesondere auf die Frage, was man
auch als Land hétte tun kdnnen, um hier zu unterstiitzen
und gemeinsam mit dem Institut zu guten Ergebnissen zu
kommen, nicht wirklich eine Antwort erhalten. Ich sage
das auch ganz deutlich, weil das flr uns auch ein wich-
tiges Thema in der Beratung war. Nichtsdestotrotz ist es
jetzt wichtig, den Blick nach vorn zu richten, damit das
Institut wirklich so ausgestattet werden kann und die Or-
ganisationsstruktur wirklich stimmt, damit es wieder eine
Perspektive fir die Zukunft hat.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Bernhard Braun:

Fir die SPD-Fraktion hat die Kollegin Schleicher-
Rothmund das Wort.

Abg. Barbara Schleicher-Rothmund, SPD:

Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Das Deutsche Forschungsinstitut fur 6ffentliche Verwaltung
verbindet als Teil des Campus Speyer, zu dem auch die
Deutsche Universitat fir Verwaltungswissenschaften ge-
hort, in bundesweit einzigartiger Weise verwaltungswissen-
schaftliche Grundlagenforschung, Politikberatung sowie
die Aus- und Weiterbildung von Fiihrungskréaften in Staat
und Verwaltung. Das Forschungsinstitut leistet mit seiner
hervorragenden Arbeit einen wesentlichen Beitrag zur Wei-
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terentwicklung und Modernisierung des 6ffentlichen Diens-
tes und anderer 6ffentlichen Institutionen. Forschung, Leh-
re, Weiterbildung und Beratung sind dabei in besonderem
MaBe dem Austausch zwischen Wissenschaft und Praxis,
der Trans- und Interdisziplinaritat sowie der internationalen
Zusammenarbeit verpflichtet. Dem zustandigen Wissen-
schaftsausschuss ist die Arbeit des Instituts gut bekannt.
Wir haben dort schon getagt. Ich spreche sicherlich im Na-
men aller, wenn ich sage, dass wir stolz auf dieses Institut
sind.

Das Forschungsinstitut ist als Mitglied der Wissenschafts-
gemeinschaft Gottfried Wilhelm Leipniz im Herbst 2013
evaluiert worden. Das ist ein normaler Prozess. Die Kol-
legin hat es schon gesagt. In seiner Stellungnahme hat
der Senat der Wissenschaftsgemeinschaft auf der einen
Seite die Einzelleistung der Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler sowie der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
des Forschungsinstituts gewrdigt. Ebenso wurde hervor-
gehoben, dass die wissenschaftliche Beratung durch das
Institut von Politik und 6ffentlicher Verwaltung stark nach-
gefragt wird.

Gleichwohl — wir haben es auch schon gehért — hat der
Senat auch auf Schwachstellen hingewiesen. So hat der
Senat Handlungsbedarf im Hinblick auf die Entwicklung ei-
nes eigenstandigen Forschungsprofils und der Etablierung
einer Organisationsstruktur, die eine wissenschaftspoli-
tisch strategische Steuerung erméglicht, gesehen.

Das Deutsche Forschungsinstitut hat Ende Januar 2015
ein Konzept zur Neuausrichtung vorgelegt, das die wesent-
lichen Kritikpunkte aufgreift. Die bisherige Mitgliederstruk-
tur wird zugunsten einer gestrafften, auf wenige exzellente
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler fokussierten
Struktur aufgegeben. Der Verwaltungsrat wird im Hinblick
auf die Wahrnehmung der Aufsichtsfunktion der Trager
gestarkt. Zusatzlich zum vorhandenen wissenschaftlichen
Beirat wird ein Nutzerbeirat zur Starkung der Verbindung
des Forschungsinstituts mit der Verwaltungspraxis einge-
richtet. Die Landesregierung hat sich friihzeitig um die
Finanzierungssicherung der WGL-Férderung gekimmert
und dies jetzt auch tber den Bund gewahrleistet und auf
den Weg gebracht. Daflir erst einmal ein herzliches Dan-
keschdn von meiner Fraktion an die Landesregierung.

Sehr geehrte Frau Schéfer, wir haben uns im Wissen-
schaftsausschuss gewundert, dass Sie sich enthalten ha-
ben. Ich sage es lhnen heute: Ich freue mich, dass Sie
dem Gesetzesvorhaben, dem Gesetzentwurf jetzt zustim-
men werden. Wir sind schlieBlich und endlich auch von
Professor Wieland ganz klar in der Sache angesprochen
worden. Daflir bedanke ich mich, dass Sie dort mitstim-
men.

Wenn Sie jetzt sagen: Warum steht das Institut vor einem
Aus? — Es steht nicht vor einem Aus, sondern es ist ein
ganz normaler Prozess, dass diese Institute alle sieben
Jahre evaluiert werden. Die Fragestellung, bleibt man in
der Gemeinschaft oder setzt man seinen Weg mit den An-
regungen der Gemeinschaft in anderer Weise fort, ist nicht
ein Aus, sondern eine Weiterentwicklung an anderer Stelle.
Diese qilt es zu begrlBBen, sie gilt es zu unterstlitzen. Des-
wegen freue ich mich, wenn wir alle diesen Gesetzentwurf
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beschlieen werden.

(Beifall bei SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Bernhard Braun:

Fir die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat der Abge-
ordnete Herr Heinisch das Wort.

Abg. Gunther Heinisch, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Herr Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Mit dem
vorliegenden Gesetzentwurf erreichen wir die strukturellen
Voraussetzungen fir eine Neuausrichtung des Deutschen
Forschungsinstituts fir éffentliche Verwaltung. Hintergrund
dieser Gesetzesanderung ist, wie schon gesagt wurde,
dass der Senat der Leibniz-Gemeinschaft und schlieBBlich
auch die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz zu dem
Ergebnis gekommen sind, dass das Forschungsinstitut aus
der gemeinsamen Férderung des Bundes und der Lander
im Rahmen der Leibniz-Gemeinschaft ausscheiden wird.

Es ist aber ein gutes Ergebnis — zu dem unsere Lan-
desregierung mit Sicherheit auch einen mafBgeblichen
Beitrag geleistet hat —, dass damit dieses Institut nicht
vor dem Aus steht. In den entsprechenden Bund-Lander-
Vereinbarungen gibt es die Regel fir diesen Fall, dass es
die Mdglichkeit einer dreijéhrigen Abwicklungsfinanzierung
gibt. Dieses Institut wird aber nicht abgewickelt, sondern
es ist in Aussicht, dass es eine Anschlussfinanzierung ge-
ben wird. Das ist sicherlich auch ein gutes Ergebnis dieses
gesamten Prozesses, der stattgefunden hat.

Dass die Aussicht auf eine Anschlussfinanzierung erreicht
werden konnte, ist sicherlich auch ein Beleg daflr, dass an
diesem Institut gute Arbeit geleistet wird und der Bereich,
in dem dieses Institut tatig ist, einer ist, der gebraucht wird
und in dem Bund, Lander und die Verwaltungen auf die
wissenschaftliche Expertise gerne zuriickgreifen.

Wir alle wissen auch aus diversen Vorgangen, die wir lan-
despolitisch erlebt haben, wie wichtig dieses Kompetenz-
zentrum in Speyer mit seiner verwaltungswissenschaftli-
chen Grundlagenforschung, aber auch mit seiner Politikbe-
ratung ist. Es ist gut, wenn dann nicht eine Saule dieses
gesamten Bereichs wegbricht, sondern wenn wir zu einer
Neuausrichtung kommen werden.

Der Bund hat mittlerweile auch erklart, dass er seinen Teil
abldsen wird, was an Forschungsférderung auslaufen wird,
dass das dann aus dem Bereich des Innenressorts an Fi-
nanzierung dbernommen werden kann, wenn die entspre-
chenden Voraussetzungen geschaffen werden. Auf der
gesetzgeberischen Ebene werden wir das heute ermdgli-
chen, aber inhaltlich ist natlrlich in diesen Bestimmungen
noch nicht viel vorweggenommen. Dort wird es auf den
Bund ankommen, dort wird es auf die LAnder ankommen,
dort wird es auch auf die Universitat und die anderen Be-
teiligten ankommen, das Ganze konzeptionell umzusetzen,
um diese Neuausrichtung dann inhaltlich zu gestalten.

Insofern erwarte ich von der Landesregierung, dass sie
weiterhin dem Landtag bzw. dem zusténdigen Ausschuss
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Uber diesen Prozess der Neuausrichtung berichten wird,
wie es auch in der Vergangenheit immer wieder der Fall
war, dass wir dort entsprechend informiert wurden.

Es ist auch zu hoffen, dass es mit dem Wechsel von der Fi-
nanzierung aus dem Bereich der Forschungsférderung in
den Bereich der Innenressorts nicht zu einer Verschiebung
weg von der Wissenschaftlichkeit kommt. Hierzu sehen
die entsprechenden Signale ganz gut aus, dass es darum
geht, gerade die Wissenschaftlichkeit dieses Forschungs-
instituts weiter herauszustreichen.

Insofern wiinschen wir allen Beteiligten, die diesen Pro-
zess gestalten, dabei alles Gute und werden zustimmen,
die entsprechenden gesetzlichen Grundlagen dafiir zu
schaffen.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Bernhard Braun:

Flr die Landesregierung hat die Wissenschaftsministerin
Frau Reil3 das Wort.

Vera ReiB, Ministerin fiir Bildung, Wissenschaft, Wei-
terbildung und Kultur:

Danke. — Herr Préasident, sehr geehrte Damen und Herren
Abgeordnete! Drei Bemerkungen von meiner Seite: Es ist
unbestritten, dass wir mit dem Forschungsinstitut fur 6f-
fentliche Verwaltung (FOV) eine ausgewiesene Einrichtung
haben, die im Bereich der Grundlagenforschung, insbeson-
dere natlrlich der verwaltungswissenschaftlichen Grundla-
genforschung, bundesweit anerkannt ist. Das haben meine
Vorrednerinnen und Vorredner deutlich gemacht.

Die Wilhelm-Leibniz-Gemeinschaft, der Senat, hat das in
seiner Stellungnahme ausdricklich gewirdigt, und zwar
die Einzelleistung der Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler. Das hat Frau Abgeordnete Schafer auch er-
wahnt.

(Unruhe im Hause)

Ich nehme einmal zwei Beispiele heraus. Ausdrlcklich ge-
lobt wurden die Projektverblinde ,Der Staat im Web 2.0“
sowie die ,Denationalisierung der 6ffentlichen Verwaltung®.
Beide Themenbereiche werden auch die Grundlage der
zukunftigen Ausrichtung der Forschungsschwerpunkte des
FOV bilden.

Zweite Bemerkung: Es war uns unglaublich wichtig gewe-
sen, dass wir die Grundlagen dafiir schaffen, dass wir die
Finanzierung des FOV weiter sichern kénnen. Deswegen
freue ich mich sehr, dass wir konstruktiv dartiber beraten
haben. Ich freue mich auch wirklich sehr, dass es die Zu-
stimmung aller Fraktionen findet.

Wichtig ist, dass das FOV weiter gute Arbeit machen
kann. Wir werden heute, wenn Sie dem Gesetz zustimmen
— worum ich Sie bitten wiirde —, die rechtliche Grundlage
schaffen.

Wir haben ebenso die Finanzierungszusage des Bundesin-
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nenministeriums, was uns sehr freut. Elf von 16 Bundes-
landern haben auch schon die Finanzierungszusage gege-
ben, sodass man sagen kann, das FOV in Speyer wird eine
gute Zukunft haben und auch in Zukunft ausgewiesene
Grundlagenforschung im Bereich der Verwaltung machen
kénnen. Wir werden mit Sicherheit noch viel von seiner
Expertise zu héren bekommen. Deswegen wirde ich Sie
bitten wollen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen, und be-
danke mich ausdriicklich noch einmal bei allen flr die
konstruktive Beratung zu diesem Thema.

Danke schon.

(Beifall bei SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Bernhard Braun:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir kommen
dann zur Abstimmung. Wir stimmen in zweiter Beratung
{iber das Landesgesetz zur Anderung des Landesgesetzes
Uber die Deutsche Universitat fir Verwaltungswissenschaf-
ten Speyer ab.

Wer dem Gesetzentwurf der Landesregierung — Drucksa-
che 16/5616 — zustimmen mdochte, den bitte ich um das
Handzeichen! — Wer stimmt dagegen? — Es gibt keine Ge-
genstimmen und keine Enthaltungen. Der Gesetzentwurf
ist mit den Stimmen der SPD, CDU und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetzent-
wurf zustimmen méchte, den bitte ich, sich vom Platz zu
erheben! — Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? —
Das ist auch hier nicht der Fall. Damit ist der Gesetzent-
wurf einstimmig angenommen.

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf:

Landesgesetz zur Starkung der inklusiven
Kompetenz und der Fort- und Weiterbildung von
Lehrkréaften (IKFWBLehrG)
Gesetzentwurf der Landesregierung
— Drucksache 16/5283 —

Zweite Beratung

dazu:

Beschlussempfehlung des Ausschusses fiir Bildung
— Drucksache 16/5794 —

Anderungsq_ntrag der Fraktionen der SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
— Drucksache 16/5820 —

Ich erteile der Berichterstatterin, der Abgeordnete Frau
Hayn, das Wort.

Abg. Brigitte Hayn, CDU:

Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Durch
Beschluss des Landtages vom 23. Juli 2015 ist der Ge-
setzentwurf an den Ausschuss fir Bildung — federfiihrend —
und an den Rechtsausschuss Uberwiesen worden.
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Der Ausschuss fir Bildung hat den Gesetzentwurf dreimal,
namlich in seiner 37. Sitzung am 10. September 2015, in
seiner 38. Sitzung am 8. Oktober 2015 und in seiner 39.
Sitzung am 3. November 2015, beraten. In der 38. Sitzung
am 8. Oktober 2015 hat der Ausschuss fur Bildung ein
Anhérverfahren durchgefihrt.

Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 49.
Sitzung am 5. November 2015 beraten. Der Gesetzentwurf
wurde mit den Stimmen von SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN gegen die Stimmen der CDU im Ausschuss an-
genommen.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprésident Dr. Bernhard Braun:

Fir die CDU-Fraktion hat die Abgeordnete Frau Schneid
das Wort. Wir haben eine Grundredezeit von flinf Minuten
vereinbart.

Abg. Marion Schneid, CDU:

Sehr geehrter Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Gerne nehme ich in der zweiten Beratung zum
Gesetzentwurf noch einmal aus Sicht der CDU Stellung.
Ich beziehe mich auch auf die stattgefundene Anhérung.

Wir erachten dieses Gesetz als nicht zielfihrend. Das ge-
plante Gesetz zur Stérkung der inklusiven Kompetenz und
der Fort- und Weiterbildung der Lehrkréafte wird weder den
besonderen Anforderungen der Inklusion noch den aktuel-
len Erfordernissen in der Lehrerbildung gerecht. Sowohl
der Philologenverband als auch der Verband Reale Bil-
dung haben sich in der Anhérung diesbezlglich ganz klar
positioniert.

Sogar die GEW macht in ihrer schriftlichen Stellungnahme
deutlich, dass dieses Gesetzesvorhaben eher demotivie-
rend als zukunftsweisend wirkt. Ich zitiere mit Erlaubnis
des Présidenten zwei Stellen aus dieser Stellungnahme:
wPrinzipiell begri3t die GEW das Anliegen des Gesetzent-
wurfes, die drei Phasen der Lehrkrafteausbildung (...) in
den Blick zu nehmen und Standards zu definieren, die ein
inklusives Unterrichten ermdglichen sollen. Allerdings kann
dies nicht kostenneutral erfolgen oder durch ,Umschichtun-
gen innerhalb des Systems' (...) erreicht werden.”

Das zweite Zitat: ,Die GEW halt ein Gesetzesvorhaben im
Grundsatz flr verfehlt, das auf der einen Seite die Lehrkraf-
te zunehmend belastet, ohne ihnen in irgendeiner Form
Entlastungsmdéglichkeiten zu bieten, und sie auf der an-
deren Seite einer zunehmenden Géangelung (...) durch
Schulleitungen als auch durch Elternschaft aussetzt.” Bei
so viel Kritik kann man wabhrlich nicht von einem gelunge-
nen Gesetzentwurf sprechen.

(Beifall bei der CDU)
Das macht auch der Anderungsantrag nicht besser.
Lassen Sie mich kurz fir die CDU zusammenfassen: Ziel

des Gesetzes soll sein, die Lehrkréafte zu befahigen, inklu-
siven Unterricht zu halten. Inklusionsrelevante Aspekte in
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die bestehenden Ausbildungsstrukturen zu integrieren und
Fortbildungen in diesem Bereich anzubieten, ist durchaus
sinnvoll.

Wir méchten aber deutlich feststellen, dass Fortbildungen
eine Lehrkraft des allgemeinbildenden Bereiches niemals
dazu beféhigen kénnen, die Aufgaben von Férderschulleh-
rern zu Ubernehmen. Inklusiver Unterricht geht nur mit For-
derschullehrkraften. Je nachdem, welche Unterstitzung
das einzelne Kind braucht, braucht man natirlich auch
Integrationshelfer, pddagogische Fachkrafte, Pflegekréafte,
Schulsozialarbeit und Schulpsychologen. All das haben
wir vor Ort relativ wenig.

Dass Lehrkréafte in multiprofessionellen Teams zusammen-
arbeiten, versteht sich eigentlich von selbst, setzt aber vor-
aus, dass man an den Schulen auch multiprofessionelle
Teams hat. Momentan ist es aber an den Schwerpunkt-
schulen eher so, dass um Férderschulkrafte und Férder-
schulstundenzuweisungen gerungen werden muss, von
den anderen Foérderkraften ganz zu schweigen. Hier be-
steht unseres Erachtens erst einmal groBer Nachholbe-
darf.

Wenn es uns mit der Inklusion wirklich wichtig ist, mis-
sen wir die Ressourcen daflr zur Verfligung stellen. Ich
erinnere dabei gerne an die vielen Diskussionen gene-
rell zur Inklusion. Wir haben immer eine ausreichende
Finanzierung und Bereitstellung der Ressourcen gefordert,
damit Inklusion gelingen kann. Jetzt machen Sie in diesem
Gesetz genau den gleichen Fehler wieder, ndmlich hohe
Anforderungen und eine unzureichende Finanzierung.

Um es noch einmal ganz deutlich zu machen: Das P&ad-
agogische Landesinstitut hat allgemein ein Budget fir Fort-
und Weiterbildung zur Verfligung. Dieses wird durch die
Gesetzesvorlage nicht aufgestockt. Es muss vielmehr eine
Verschiebung der Schwerpunkte innerhalb der Lehrerfort-
und -weiterbildung geben.

Jeder weif3, die Herausforderungen flr unsere Lehrer sind
grof3: eine sich verdndernde Schilerschaft, Kinder mit
und ohne Beeintréchtigungen, Nichtmuttersprachler, Lern-
schwache, Hochbegabte und nicht zuletzt Flichtlingskin-
der. — Wir ringen doch momentan um schnelle Sprachver-
mittlung. Wir brauchen schnell und viele Lehrkrafte mit der
Qualifizierung Deutsch als Zweitsprache.

Jetzt kommt das Gesetz, und jetzt haben wir zum einen die
vorgesehene verpflichtende Fortbildung flir neu ernannte
Schulleiterinnen und Schulleiter, die laut Ministerium zu
Mehrkosten fiihrt. Wir haben weiterhin die angestrebten
Fortbildungen im Bereich fur die inklusive Kompetenz. Wir
haben daneben die ,ganz normalen” Fortbildungen, sei
es fachlich, pAdagogisch oder schulartbezogen, und, was
ich eben schon angesprochen habe, wir haben auch die
Qualifizierung im Sprachvermittlungsbereich. Das alles mit
dem gleichen Budget, mit den gleichen Ressourcen: Das
kann nicht gehen.

(Beifall bei der CDU)

Was dann noch hinzukommt: Auch im Bereich der Wei-
terbildungen gibt es einen Mangel, der vor Ort bekannt
wird. Ich gebe einmal ein Beispiel: unsere berufsbildenden
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Schulen. — Laut einer Kleinen Anfrage vom Méarz 2014 wer-
den Weiterbildungen zum Erwerb von Qualifikationen wie
Unterrichtserlaubnis, Unterrichtsbefugnis und Lehrbefahi-
gung in den Berufsfeldern Elektro, Metall und Mechatronik
vom Padagogischen Landesinstitut gar nicht angeboten.

Hier wére doch auch einmal ein Schwerpunkt zu setzen;
denn hier kann ich dann Quereinsteiger akquirieren, die
wir in den berufsbildenden Schulen ganz dringend brau-
chen.

(Beifall der CDU)

Ich fasse zusammen: Es ist prinzipiell gut, einen Schwer-
punkt neben Studium und dem Vorbereitungsdienst auf
die Fort- und Weiterbildung unserer Lehrkréfte zu legen,
aber man muss sich eben fragen lassen, wie wichtig dieser
dritte Schwerpunkt ist, wenn man das Budget gedeckelt
hat oder innerhalb des Systems umschichten muss.

Unseres Erachtens ist dieser Gesetzentwurf unnétig. Er
beinhaltet eine Vermischung zweier wirklich wichtiger The-
men, also zum einen die Inklusion und zum anderen den
Fort- und Weiterbildungsbereich. Beide Themenbereiche
sind bereits in Verwaltungsvorschriften und Gesetzen ge-
regelt. Deshalb stimmen wir der Gesetzesvorlage nicht zu.

Danke schon.

(Beifall der CDU)

Vizeprésident Dr. Bernhard Braun:

Fur die SPD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Briick das
Wort.

Abg. Bettina Briick, SPD:

Sehr geehrter Herr Prasident, sehr geehrte Damen und
Herren! Wir verabschieden heute das Gesetz zur Stér-
kung der inklusiven Kompetenz und der Fort- und Wei-
terbildung von Lehrkréften und gehen damit einen neuen
Schritt. Erstmals erhalt die Lehrerbildung in allen drei Pha-
sen, im Studium, im Vorbereitungsdienst und in der Fort-
und Weiterbildung, Gesetzesrang. Das ist uns ein wirklich
wichtiges Anliegen; denn wir brauchen hervorragend quali-
fizierte Lehrkrafte, um einen hervorragenden Unterricht zu
gestalten, und wir brauchen gute Rahmenbedingungen in
unseren Schulen. Das Gesetz leistet dazu einen wichtigen
Beitrag.

Anknupfend an die Schulgesetzénderung zur Inklusion be-
tont das Gesetz den qualitativen Aspekt der Qualifizierung
unserer Lehrkrafte mit Basiskompetenzen flr den inklusi-
ven Unterricht. Es geht um Basiskompetenzen.

Die gesamtgesellschaftliche Aufgabe der Inklusion in den
Vordergrund zu rlicken, bedeutet deshalb aber nicht, an-
dere nétige Qualifizierungen, etwa die der Fortbildung zu
Unterricht von Deutsch als Zweitsprache oder die fach-
gebundene Fortbildung, zu vernachlassigen. Gemal3 des
Leistungsauftrags des Padagogischen Landesinstituts wird
hier abgestimmt gearbeitet. In der Anhérung wurde durch
Frau Dr. Pikowsky bestatigt, dass das Padagogische Lan-
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desinstitut dazu auch in der Lage ist.

Es qilt, der Forderung vieler Lehrkrafte nach mehr Unter-
stlitzung beim Thema Inklusion nachzukommen und die
drei Phasen der Lehrerbildung im Punkt padagogische
und didaktische Basisqualifikation fiir den gemeinsamen
Unterricht von Schilerinnen und Schilern mit und ohne
Behinderungen besser zu verzahnen.

Liebe Frau Schneid, das Gesetz ist nicht dazu da, Férder-
schullehrkréfte zu ersetzen oder aus Regelschullehrkraften
Forderschullehrkrafte zu machen.

Natirlich wird mit dem Gesetz die Fortbildung insgesamt
verbindlicher, etwa bei der Fortbildungsplanung oder auch
bei der Wahl von geeigneten Fortbildungsmdglichkeiten.
Die Rolle der Schulleitungen wird mit dem Gesetz gestéarkt.
Fortbildung riickt mehr in den Fokus fiir die Personalent-
wicklung einer Schule und die Qualitatssicherung der schu-
lischen Weiterentwicklung. Junge Lehrkréfte sollen gerade
in der Einstiegsphase in den Beruf besonders begleitet
und gestarkt werden.

Selbstverstandlich haben wir die Anhérung ausgewertet
und uns Gedanken dariiber gemacht, wie wir dem einen
oder anderen Punkt Rechnung tragen kénnen. Mit unse-
rem Anderungsantrag nehmen wir einen Aspekt auf, der in
der Anhdérung eine besondere Rolle gespielt hat, ndmlich
bei der Zahl der Fortbildungstage stellen wir den Status
quo wieder her. Auch kinftig kénnen Lehrkrafte — wie bis-
her auch — nach Entscheidung der Schulleitungen bis zu
zehn Fortbildungstage in Anspruch nehmen.

Dass Fortbildung méglichst in der unterrichtsfreien Zeit er-
folgen soll, ist nicht etwa neu, sondern das ist heute schon
gelebte Praxis. Wir wissen alle, dass das vielfach so ge-
macht wird, weil es méglich ist. Wir wissen aber auch, dass
es vielfach nicht méglich ist. Hier hat sich ein gesunder
Pragmatismus entwickelt, der sicher auch in der Zukunft
so durchfihrbar sein wird. Auch das ist in der Anhdrung
deutlich geworden.

Wir wollen mit diesem Gesetz zum einen den Anspruch
der Lehrkréafte auf Fortbildung starken, aber zum anderen
auch den Mdglichkeiten der Schulleitungen, Fortbildung
aus Mitteln zur Qualitatsentwicklung einer Schule zu finan-
zieren und als Personalentwicklungsinstrument zu nutzen,
Rechnung tragen.

(Alexander Licht, CDU, meldet sich zu einer
Zwischenfrage —
Glocke des Prasidenten)

Vizeprasident Dr. Bernhard Braun:

Lassen Sie eine Zwischenfrage von Herrn Abgeordneten
Licht zu?

Abg. Bettina Briick, SPD:

Er kann doch sicher noch die Redezeit ausnutzen, die sei-
ne Fraktion hat.
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Vizepréasident Dr. Bernhard Braun:

Der CDU stehen noch 50 Sekunden Redezeit zur Verfi-
gung.

Abg. Bettina Briick, SPD:

Ich will aber nicht so sein. Er kann ruhig fragen.

Abg. Alexander Licht, CDU:

Frau Briick, kdnnen Sie bestatigen, dass eine Reihe der
Anzuhdrenden die Landesregierung bzw. die Fraktionen
gebeten hat, das Gesetz zurlickzuziehen?

Abg. Bettina Briick, SPD:

Eine Reihe war die beiden Anzuhdrenden, die Sie als CDU-
Fraktion aufgefahren haben.

(Alexander Licht, CDU: Nein, nein! —
Unruhe im Hause)

Das ist dann die Reihe. Die beiden anderen Anzuhérenden
haben sich sehr positiv zu dem Gesetzentwurf geduBert.

(Beifall der SPD und beim BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Darliber hinaus haben wir in der Fraktion eine Reihe von
Gesprachen mit weiteren Verbanden und Institutionen ge-
fihrt. Wir hatten alle Verbande und Institutionen vor der
Einbringung des Gesetzentwurfs am Tisch. Dabei haben
wir gemerkt, wie nétig und wichtig es ist, Fort- und Weiter-
bildung in Gesetzesrang zu gief3en.

(Beifall der SPD —
Alexander Schweitzer, SPD: Fiir das
Protokoll: Die SPD dankt flr die
Zwischenfrage!)

— Ja, vielen Dank. Ich méchte nur noch zwei Satze sagen.

Ich méchte nur noch einmal betonen, dass Fortbildung
nicht als ZwangsmafBnahme gedacht ist — auch das kénn-
te man manchmal meinen, wenn man verschiedene Ge-
sprache hort —, sondern wirklich als MaBnahme der schu-
lischen Weiterentwicklung gesehen wird. Wie gesagt, es
ist ein gutes Zeichen flr die schulische Qualitat, und es ist
ein gutes Zeichen im Sinne eines lebenslangen Lernens.

(Glocke des Prasidenten)

Liebe CDU-Fraktion, wenn Ihnen Fort- und Weiterbildung
wichtig ist, stimmen Sie dem Gesetz zu!

(Beifall der SPD und beim BUNDNIS
90/DIE GRUNEN)

Vizeprésident Dr. Bernhard Braun:

Fir die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat Frau Ab-
geordnete Ratter das Wort.
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Abg. Ruth Ratter, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

Herr Prasident, danke fiir das Wort. — Sehr geehrte Damen
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! In Uberein-
stimmung mit den Empfehlungen von Kultusministerkonfe-
renz und Hochschulrektorenkonferenz zur Lehrerbildung
fUr eine Schule der Vielfalt vom Mérz dieses Jahres kommt
der vorliegende Gesetzentwurf einem nicht gerade unbe-
deutenden Regulierungsbediirfnis nach. Dieses ergibt sich
aus der padagogischen Tatsache, dass Lehrkrafte, wie
Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz
betonen, professionelle Kompetenzen benétigen — Herr
Prasident, da zitiere ich mir lhrer Erlaubnis —, ,um beson-
dere Begabungen oder etwaige Benachteiligungen, Beein-
trdchtigungen und andere Barrieren von und fiir Schdilerin-
nen und Schiler zu erkennen und entsprechende padago-
gische Praventions- und UnterstiitzungsmaBnahmen zu
ergreifen.” — Diesem Anliegen tragt das Gesetz, das heute
in zweiter Lesung vorliegt, Rechnung.

Es hat den Fokus insbesondere auf die dritte Phase der
Lehramtsausbildung gelegt; denn die bestehenden Kollegi-
en haben die Verantwortung fiir das Gelingen der Schule
der Vielfalt. Das Gesetz nimmt aber auch die vorgeschal-
teten Phasen der Lehrerfortbildung auf, ndmlich bei den
Praktika, die verstarkt auch in Schwerpunktschulen statt-
finden sollen, oder bei der Landesverordnung, die insbe-
sondere die Regularien fir die Zweite Lehramtspriifung
gestaltet.

Worauf zielt also die erwartete Steigerung der Kompe-
tenz ab? — Der Inklusionsbegriff wird haufig isoliert und in
erster Linie auf den Personenkreis von Kindern mit sonder-
padagogischem Férderbedarf beschrénkt. Der Begriff der
Inklusion umfasst aber im Anschluss an die wissenschaft-
liche Verwendung durch Talcott Parsons und Niklas Luh-
mann allgemein die Einbeziehung bislang ausgeschlos-
sener Akteurinnen in Subsysteme und bezieht daher alle
Dimensionen von Vielfalt ein.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die menschenrechtliche Perspektive auf Inklusion umfasst
genau diesen weiten Begriff der Inklusion, wie Ubrigens
auch das dem Gesetzentwurf zugrunde liegende Schulge-
setz. Meine Damen und Herren, meine Kollegin von der
CDU, das haben Sie offensichtlich noch nicht verinnerlicht;
denn Sie folgen in Ihren Ausfiihrungen im Wesentlichen
den Ausflihrungen des Philologenverbands. Herr Kollege
Licht, die Reihe derer, die dieses Gesetz nicht in unserem
Sinne interpretieren, ist doch nicht so ganz lang.

(Alexander Licht, CDU: Es waren immerhin
zwei Verbandel)

In einer reinen Beschrankung auf den Personenkreis der
Kinder und Jugendlichen mit sonderpadagogischem For-
derbedarf sehen wir GRUNE wie unsere sozialdemokra-
tischen Partnerinnen daher eine Einengung, die den in
der UN-Behindertenrechtskonvention formulierten Rechts-
anspruch nicht einzulésen vermag. Deswegen betone ich
noch einmal: Inklusion schlief3t alle Dimensionen von Viel-
falt und alle Merkmale von Individualitat mit ein.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)
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Die Belege aus der empirischen padagogischen For-
schung zeigen deutlich auf, dass eine Fortbildung fiir ein
inklusives Bildungs- und Schulsystem nur im Team dem
Anspruch der Nachhaltigkeit gerecht werden kann und
sich nicht auf einen individuellen Kompetenzaufbau bei
Einzellehrkraften beschranken darf. Die Erweiterung der
Kompetenzen in multiprofessionellen Teams auf der Ebene
der Einzelschule ist deshalb auf dem Weg zu einem inklu-
siven Schulsystem unverzichtbar. Herr Licht, hier sind alle
Schulen gefragt und nicht nur die Schwerpunktschulen;
denn an allen Schulen haben wir es mit heterogen zusam-
mengesetzten Schilerinnengruppen und zunehmend auch
mit Multiprofessionalitét zu tun.

Die Fortbildungsplanung liegt wie bislang auch in der Hand
der Einzelschule, die den Gegebenheiten entsprechend
planen kann und muss. Uber die Einzelschule hinaus fiihrt
eine Netzwerkbildung zur praktischen Weitergabe der gu-
ten Beispiele. Deshalb sind neben Inhousefortbildungen
gerade Universitaten ein geeigneter Ort fir die Vernetzung
unterschiedlicher Kompetenzstufen und den Austausch
von praxisorientiertem Wissen, aber auch der Aufbau von
Hospitationsschulen und Netzwerken bietet hier wertvolle
Ansatze.

Hierauf geht insbesondere der § 15 des Gesetzes ein. In-
klusive Unterrichtsentwicklung funktioniert nachhaltig nur
als Schulentwicklungsprozess. Das ist selbstverstandlich.
Die Schulen haben das langst erkannt. In diesem Prozess
haben die Schulleitungen eine wichtige Schllisselfunkti-
on. Das haben auch wir erkannt. Deswegen fordert das
Gesetz die Professionalisierung der Schulleitungsfunktion.
Das ist eine alte Forderung der Schulleitungsverbande und
somit auch ein wichtiger Schritt, der den Schulen an dieser
Stelle weiterhilft.

Lassen Sie mich schlieBen mit einem Zitat von Jutta All-
mendinger, die uns sehr friih diesbezliglich beraten hat.
Sie sagt in ihrem Buch ,Schulaufgaben: Es bedarf gro3en
Kdénnens, aus Vielfalt groBen Nutzen fir alle zu ziehen,
aber es lohnt sich.

(Glocke des Préasidenten)

Danke schon.

(Beifall des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und der SPD)

Vizeprasident Dr. Bernhard Braun:

Fir die Landesregierung hat Frau Bildungsministerin Reil3
das Wort.

Vera ReiB, Ministerin fiir Bildung, Wissenschaft, Wei-
terbildung und Kultur:

Herr Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Das
ist das Problem, wenn man Ministerin in einem Bildungs-
ausschuss ist, in dem man es wirklich mit exponierten
Fachpolitikern zu tun hat: Es bleibt einem nahezu nichts
mehr zu sagen. — Sie haben hervorragend vorgestellt, um
was es beim vorliegenden Gesetzentwurf geht. Ich méchte
das noch einmal in zwei Satzen zusammenfassen.
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Es geht uns wirklich darum, dass wir den Weg bereiten,
dass unsere Lehrkréfte auf den gemeinsamen Unterricht
von behinderten und nicht behinderten Kindern im Studi-
um, im Vorbereitungsdienst und in der Fort- und Weiter-
bildung gut vorbereitet sind. Deswegen haben wir diesen
Gesetzentwurf vorgelegt.

Es gibt keinen Kénigsweg bei der Umsetzung der Vorbe-
reitung von Lehrkraften auf dieses wichtige Thema, aber
ich sage voller Uberzeugung: Man muss den Weg gehen
wollen. — Da sind wir wieder beim Thema. Man muss In-
klusion in der Schule auf allen Ebenen wollen. Dabei wird
uns dieses Gesetz helfen.

Ich bedanke mich bei den Regierungsfraktionen fur den
Anderungsantrag, weil in der Tat in der Anhérung deutlich
geworden ist, dass die Reduzierung der Fortbildungstage
auf groBe Kritik gestof3en ist. Sie haben vorgeschlagen,
das zu andern. Das greifen wir gerne auf, weil es verniinf-
tig ist.

Ansonsten geht mit diesem Gesetz die Inklusion, die in-
klusive Beschulung an unseren Schulen, wieder ein Stiick
weiter. Wir werden noch weitere Schritte gehen, weil wir an
dem Ziel festhalten wollen, dass wir fir unsere Kinder — ob
mit oder ohne Behinderung — einen guten gemeinsamen
Unterricht an unseren Schulen im Land Rheinland-Pfalz
anbieten wollen. Insofern wiirde ich mich freuen, wenn Sie
dem Gesetzentwurf gleich zustimmen wirden.

Danke schon.

(Beifall der SPD und des BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprésident Dr. Bernhard Braun:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit kom-
men wir zur Abstimmung. Wir stimmen zun&chst dber den
Anderungsantrag und dann lber den Gesetzentwurf ab.

Wer dem Anderungsantrag der Fraktionen der SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Drucksache 16/5820 — zu-
stimmen méchte, den bitte ich um das Handzeichen! — Wer
stimmt dagegen? — Damit ist der Anderungsantrag mit den
Stimmen der SPD und des BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
gegen die Stimmen der CDU angenommen.

Wer dem Gesetzentwurf in zweiter Beratung zustimmen
mdchte, den bitte ich um das Handzeichen! — Wer stimmt
dagegen? — Damit ist das Gesetz in zweiter Beratung mit
den Stimmen der SPD und des BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN gegen die Stimmen der CDU angenommen.

Wir kommen nun zur Schlussabstimmung. Wer dem Ge-
setzentwurf zustimmen méchte, den bitte ich, sich vom
Platz zu erheben! — Wer stimmt dagegen? — Damit ist
der Gesetzentwurf mit den Stimmen der SPD und des
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der CDU
angenommen.
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Wir sind damit am Ende der Sitzung. Ich lade Sie fir mor-
gen zur 108. Plenarsitzung um 09:30 Uhr ein.

Vielen Dank.

Ende der Sitzung: 17:45 Uhr.



	Mitteilungen des Präsidenten.
	AKTUELLE STUNDE
	Rechtspopulismus und Rechtsextremismus entgegentreten -- Zivilgesellschaft in Rheinland-Pfalz stärken auf Antrag der Fraktion der SPD -- Drucksache 16/5800 --
	Mehr Demokratie in Rheinland-Pfalz -- Aktuelle Diskussion um direkte Bürgerbeteiligung der Bürgerinnen und Bürger in den Kommunen auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -- Drucksache 16/5801 --
	Zuzug steuern, damit wir weiter helfen können und Kommunen nicht überlasten auf Antrag der Fraktion der CDU -- Drucksache 16/5810 --
	Die Aktuelle Stunde wird dreigeteilt.*Jeweils Aussprache gemäß § 101 GOLT.
	LandestransparenzgesetzGesetzentwurf der Landesregierung-- Drucksache 16/5173 --Zweite Beratung dazu:  Beschlussempfehlung des Innenausschusses-- Drucksache 16/5786 -- Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-- Drucksache 16/5818 -- Änderungsantrag der Fraktion der CDU-- Drucksache 16/5819 --
	Mehrheitliche Annahme des Änderungsantrags -- Drucksache 16/5818 --.*Mehrheitliche Ablehnung des Änderungsantrag -- Drucksache 16/5819 --.*Mehrheitliche Annahme des Gesetzentwurfs in zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung.
	Landesgesetz zur Änderung des Landesfinanzausgleichsgesetzes und der Gemeindeordnung Gesetzentwurf der Landesregierung -- Drucksache 16/5382 -- Zweite Beratung dazu:  Beschlussempfehlung des Innenausschusses -- Drucksache 16/5787 --
	Mehrheitliche Annahme des Gesetzentwurfs in zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung.
	Landeskrebsregistergesetz (LKRG)Gesetzentwurf der Landesregierung-- Drucksache 16/5544 --Zweite Beratung dazu:  Beschlussempfehlung des Sozialpolitischen Ausschusses-- Drucksache 16/5788 --
	Einstimmige Annahme des Gesetzentwurfs in zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung.
	Landesgesetz zu dem Siebzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag Gesetzentwurf der Landesregierung -- Drucksache 16/5565 -- Zweite Beratung  dazu:  Beschlussempfehlung des Ausschusses für Medien und Netzpolitik -- Drucksache 16/5789 --
	Landesgesetz zu dem Achtzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag Gesetzentwurf der Landesregierung -- Drucksache 16/5566 --  dazu:  Beschlussempfehlung des Ausschusses für Medien und Netzpolitik -- Drucksache 16/5790 --
	Gemeinsamer Aufruf der Tagesordnungspunkte 5 und 6.*Einstimmige Annahme des Gesetzentwurfs -- Drucksache 16/5565 -- in zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung.*Einstimmige Annahme des Gesetzentwurfs -- Drucksache 16/5566 -- in zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung.
	Landesgesetz zur Änderung des Landesgesetzes über die kommunale Zusammenarbeit und Übergangsregelungen zur Vorbereitung der Gebietsänderungen von VerbandsgemeindenGesetzentwurf der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-- Drucksache 16/5580 --Zweite Beratung dazu: Beschlussempfehlung des Innenausschusses-- Drucksache 16/5791 -- Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-- Drucksache 16/5783 --
	Mehrheitliche Annahme des Änderungsantrags.*Mehrheitliche Annahme des Gesetzentwurfs in zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung.
	Landesgesetz über den Zusammenschluss der Verbandsgemeinden Kaiserslautern-Süd und LandstuhlGesetzentwurf der Fraktionen der SPD, CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-- Drucksache 16/5584 --Zweite Beratung dazu: Beschlussempfehlung des Innenausschusses-- Drucksache 16/5792 --
	Einstimmige Annahme des Gesetzentwurfs in zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung.
	Landesgesetz zur Änderung des Landesgesetzes über die Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer Gesetzentwurf der Landesregierung -- Drucksache 16/5616 --Zweite Beratung dazu:  Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur -- Drucksache 16/5793 --
	Einstimmige Annahme des Gesetzentwurfs in zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung.
	Landesgesetz zur Stärkung der inklusiven Kompetenz und der Fort- und Weiterbildung von Lehrkräften (IKFWBLehrG)Gesetzentwurf der Landesregierung-- Drucksache 16/5283 --Zweite Beratung dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bildung-- Drucksache 16/5794 -- Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-- Drucksache 16/5820 --
	Mehrheitliche Annahme des Änderungsantrags.*Mehrheitliche Annahme des Gesetzentwurfs in zweiter Beratung und in der Schlussabstimmung.

